
Drittes Hauptstück .

Systematische Anwendung des Rechts¬
begriffs ; oder die Rechtslehr'e.

fl . 8 * Deduktion der Eintheilung
einer R e clit s 1 ehr e.

I .) Soll iiberhauj >t die Vernunft in ;Jer Sinnenwelt rea -
lisirt werden r so müfs es möglich seyn , dais mehrere
vernünftige Wesen , als solche , d . i . als freie Wesen
neben einander bestehen .

Das postulate Beisammenstehen der Freiheit meh¬
rerer aber ist , — es versteht sich beständig , und nach
einer Regel , nicht et .wa blos hier und da zufälliger
VFeise —r nur dadurch möglich , dafs jedes freiei We¬
sen es sich zum Gesez mache , seine Freiheit durch ''den Be -
griff der Freiheit aller übrigen einzuschränken . Denn

a .) das freie Wesen kann , und hat das physische
Vermögen , die Freiheit "der vernünftigen Wesen zu
stören , oder überhaupt zu vernichten ; aber

' h .) es _ist in Absicht 'der Wahl unter alle dem , was '
es kann , nur von seinem freien Willen abhäiigig ; wenn
es daher die Freiheit der übrigen nicht stört , so miifs -
te das geschehen zu Folge eines freien Entschlusses , und

c .) wenn in einer Gemeinschaft vernünftiger We -
sen eine solche Störung nie geschieht , noch geschehen

kann .



kann , so wäre das nur zu erklären dadurch , dafs all ©

freie Wesen eine solche Verfahrungsweiäe sich selbst

freiwillig zürn Gesetze gemacht hätten .

(Der jezt aufgestellte Saz ist nichts weiter als das

Urtlieil des über die ' Möglichkeit einer Gemeinschaft

freier Wesen reflektirenden Philosophen , | und soll

nichts weiter seyn , noch bedeuten . Wenn freie We¬

sen als ' solche beisammenstehen sollen , so läfst sich

dies nur auf die angezeigte Weise denken ; dieses ist

erweifslich , und ist zur Gnüge erwiesen . Ob sie bei¬

sammenstehen sollen , und ob die 'Bedingung der

Möglichkeit dieses Beisammenstehens , das Gesez ,
Statt finde ; oder wer es etwa sey , der Eins und das

Andere wolle , davon ist nicht die B .ede . — Wir

können vor der Hand über den Gesezgeber nur soviel

sasren . Die Natur ist es , welche mehrere vernünftige
und freie Wesen nebeneinander , in der .Sinnenwelt ,
wollte , indem sic mehrere der Ausbildung zur Ver¬

nunft und Freiheit fähige Leiber producirte . Es wird

nicht gesagt : die Natur hat Verstand und Willen ,
darüber bescheidet man sich seiner Unwissenheit ; son¬

dern nur : wenn man ihr etwa bei ihren Verrichtungen

Verstand und . Willen zuschriebe , so könnte ihr Plan

kein anderer seyn , als der , das freie Wesen neben

einander bestehen sollen . Sie wäre es daher , welche

wollte , dafs die Freiheit jedes Einzelnen beschränkt

sey , durch die Möglichkeit der Freiheit aller übrigen .

D,a sie aber alle überhaupt Jfrei will , so will sie , dafs

sie dieses Gesez freiwillig sich selbst auilegen . Dafs

es ein Gesez für die Freiheit , keinesweges aber eines

ihrer mechanischen Gesetze sey . Was sie denn doch
fih
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für Anstalten getroffen habe , um ihren Zweck , un¬
beschadet der Freiheit derselben zu erreichen , wird sich

zeigen .)

Wir analysiren zuförderst nochmals das aufge¬
stellte Gesez .

a .) es soll seyn ein Gesez , d . h . es soll unmöglich
seyn , dafs davon eine Ausnahme geschehe , es soll all¬

gemeingültig und kategorisch gebieten , nachdem es
einmal übernommen ist .

b . ) zu Folge dieses Gesetzes soll jeder einsclirän -
ken seine Freiheit , d . i . den Unfang , seiner mit Frei¬
heit beschlosnen Handlungen , und Aeusserungen in
der Sinnenwelt . Der Begriff der Freiheit ist sonach
hier quantitativ und materiell .

c . ) er soll sie einschränken durch die Möglichkeit
der Freiheit anderer . Hier hat dasselbe Wort einen
andern Sinn , und die Bedeutung desselben ist ledi¬

glich qualitativ und formell . Jeder soll überhaupt nur
auch frei , eine Person seyn können : aber wie weit der
Umfang seiner durch Freiheit möglichen Handlungen
sich erstrecken solle , darüber wird durch das Gesez
zunächst nichts bestimmt . Zu einer Handlung , die die
Freiheit und Persönlichkeit eines andern unmöglich
macht , hat keiner das Hecht ; zu allen übrigen freien
Handlungen hat es ein jeder .

Es ist demnach die erste Frage : vtas gehört da¬
zu , dafs jemand überhaupt frei , oder Person sey ? Da
der Inbegriff davon hier betrachtet wird , als Bedin¬

gung der Möglichkeit des Beisammenseyns freier Wb -
sen , so heilst er insofern ein Recht ; und aus demsel¬
ben Grande werden die Bedingungen der Freiheit und

Per -

i

{

I
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Persönlichkeit hier nur insofern aufgezeigt , als eine

Vetlezung derselben durch physische Kraft möglich ist .

Dieses Recht , oder diese Rechte liegen im blos¬

sen Begriffe der Person , als einer solchen , und heis¬

sen insofern Vrrcchte . Die Lehre von denselben ent¬

steht durch die blofse Analyse des Begriffs der Per¬

sönlichkeit , inwiefern das in ihm enthaltene durch das

freie Handeln anderer verlezt werden könnte , aber zu

Folse des Rechtsaesetzes nicht soll.

Diese Lehre wird das erste Kapitel unsrer Rechts¬

lehre ausmachen .

II .) Das so eben aufgestellte Urtheil ist hypothe¬
tisch. Wenn freie Wesen , als solche , bei einander be¬

stehen sollen , so mufs jedes unter ihnen sich das be¬

schriebene Gesez aullegen . Das erstere , von welchem

man nicht weifs , ob es gesezt sey , oder •'nicht , ist

durch das lezt .ere bedingt ; wenn sie beisammenstehen

sollen , so mufs jedes sich dieses Gesez geben , und

wenn sie es sich nicht geben , so können sie nicht bei ein¬

ander bestehen . — Der einzige Grund für den Philo¬

sophen , eine solche Gesezgebung anzunehnren , ist

daher jene Voraussetzung .

Wir folgern daraus weiter so . Das Gesez ist be¬

dingt , und ein mögliches Wesen , welches etwa jenes
Gesez sich geben dürfte , kann es sich , soviel wir we -

nigstens bis jezt einsehen , nur als ein bedingtes ge¬
hen . Es übernimmt dasselbe zur Erreichung des dar¬

inn vorausoesezten Zweites . Es kann daher sich ihm
Ö

nur insoweit unterwerfen , als dieser Zweck erreichbar

ist ; oder auch , das Gesez gilt für dasselbe nur inso¬

fern , als der Zweck erreichbar ist .
Nun
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Nun aber ist der Zweck , mit einer -Person in Ge¬
meinschaft der Freiheit zu stehen , nur unter , der Be¬
dingung , erreichbar , dafs diese Person s'elbst sich das
Gesez gegeben habe , die Freiheit des andern , oder
seine Unechte zu respektiren . . Auf mein Betragen ge¬
gen den , der dieses Gesez sich mich gegeben hat , ist
es gar nicht anwendbar , denn der Zweck fällt hinweg ,
um desselben Willen ich seine Unrechte respektiren
sollte . Ohnerachtet daher ich mich überhaupt dem
Gesetze unterworfen habe , hin ich doch , zu Folge des
Gesetzes selbst , nicht verbunden , die Freiheit dieser
bestimmten Person zu respektiren . — Ich denke mich
unter dem Gesetze , und auch nicht ; ich denke mich
darunter überhaupt : ich denke mich nicht darunter in
diesem bestimmten Falle . Zu , Folge des erstem hand¬
le ich rechtlich , unter dem Gebote des Gesetzes , und
habe daher ein Recht : zu Folge "des leztern darf ich
seine Freiheit , und Persönlichkeit angreifen , und
mein Recht ist daher ein Zwangsrecht .

a .) weil das Gesez bedingt ist , uiid nur als ein
solches übernommen werden kann . Darum kommt je¬der Person das Recht zu , zu unheilen , oh dev Fall der
Anwendung desselben da sey , oder nicht . Dieses Ur -
theilen ist - hier , da es in Absicht auf das Reclitsgesez
geschieht , ein Richten . Jeder ist nothwendig sein
eigner Richter , und da , wo ein Zwangsrechts eintritt ,ist der , der dieses Refclit hat , zugleich der Richter
des andern , gegen den er es hat , denn das Zwangs¬recht ist nur durch jene Reclitserkenntnifs möglich .
Ausser dieser Bedingung aber ist ursprünglich keiner
der Richter des andern , noch kann er es seyn . . —

Kein
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Item Zwmijgsrecht ohne ein Recht des Gerichts , ist das

.Resultat dieser Folgerung .

b . ) Eä kommt darauf an , dafs der , welcher zum

Zwange berechtigt
'
seyn soll , unter das Gesez , und

als ein solcher gedacht werde , der sich ihm unterwor¬

fen habe ; dem wenigstens aus seinen Handlungen
nicht dargethan werden kann , dals er demselben nicht

gehorche . Ausserdem könnte wohl Zwang und Kraft

zum Zwange da seyn , nimmermehr aber ein Pveclit da¬

zu , als welches lediglich aus dem Gesetze fliesset . —

Ferner ist Acht zu haben , auf den Charakter des

Zwangsrechts , dafs es lediglich aus dem Stillschwei¬

gen des Gesetzes , aus «seiner Nichtanwendbarkeit über -

haupt auf diesen Fall , keinesweges aber etwa aus ei¬

nem Gebote desselben lierfliefst . Darum giebt es nur

ein Recht zu zwingen , dessen man sich bedienen darf ,
oder auch nicht , keinesweges aber eine Pßicht zum

Zwange .

Es ist aus der Deduktion des Zwangsrechts , die

so,eben geliefert worden , War , in welchem Falle das¬

selbe eintreten könne : nemlich dann , wenn eine Per¬

son die Urrechte des andern verlezt . Nachdem daher
\ /

im ersten Kapitel diese aufgestellt worden , so muls es

klar seyn , wenn sie verlezt sind . Dennoch ist es um

der systematischen Ueberaicht -Willen nicht überflüssig ,

die Fälle , in denen ' das Zwangsrecht eintritt , einzeln

aufzuzählen ; und schärfer zu bestimmen : und dies

wird im zweiten Kapitel der Rechtslehre geschehen .

III .) D as Zwangsrecht überhaupt , und jeder Fall

des Zwarigsrechts insbesondere hat seinen Grund 5 alles

begründete aber 1st nothwendig endlich , und geht nicht
wei - _



weiter , als " sein Grund geht . Läfst sonach die Gren¬
ze der Anwendbarkeit des Grundes sich bestimmen ,so läfst auch die Grenze des Begründeten sich angeben .Der Grund meines Zwangsrechts ist der , dafs der an¬
dere dem Rechtsgesetze sich nicht unterwirft . Indem
ich auf diesen Grund mich berufe , setze ich zugleich ,däfs ich kein Zwangsrecht haben würde , wenn er sich
dem Gesetze unterwürfe , und , quantitativ ausgedrückt ,dafs ich nur in soweit ein solches Recht habe , als er
sich dem Gesetze nicht unterwirft , und keines habe ,inwiefern er sich demselben unterwift . — Das Zwangs¬recht hat seine Grenzen , die freiwillige Unterwerfungdes andern unter das Rechtsgesez ist diese Grenze ; je¬der Zwang über diese Grenze hinaus ist widerrechtlich .Dieser allgemeine Saz ist Sogleich einleuchtend . Esist nur , da wir ein reelles und kein blos formales Na¬turrecht lehren , die Frage , ob und wie diese Grenzein de'r Anwendung sich finden und bestimmen lasse .Ein Zwangsrecht tritt nicht ein , es sey denn ein Vr-recht verlezt worden ; dann aber tritt es sicher ein , undso ist das Recht überhaupt in jedem bestimmten Falleerweifslich . Ferner ist sogleich klar , dafs der , wel¬cher die Gültigkeit des Rechts will , jenen Angriff ei¬nes Unrechts nicht will , und , wenn er dennoch ge¬schehen ihn vernichtet , und ungeschehen ' will .In dieser Rücksicht wäre denn auch seine Quan¬tität jedesmal erweifslich ; es liesse sich für jedenFall die Grenze des _ rechtlichen Zwanges bestim¬men , er gienge bis zur völligen Genugthuung , undSchädenersaz ; so weit , bis beide Partheyen in den Zu¬stande zurückversezt wären , in dem sie sich vor dem

ungerechten Angriffe vorher befanden ; und so wäre
denn



denn das Zwangsrecht der Qualität , und Quantität

nacli , durch die erlittene Beleidigung , genau bestimmt ,

und von keiner weitern Bedingung abhängig .

Aber — ein Umstand , den man in den neuern

Behandlungen der Rechtslehre gröfstentheils übersehen

hat — das .Zwangsrecht gründet keinesweges sich le¬

diglich darauf , dafs cjer andere nur in dem gegenwär¬

tigen bestimmten Falle das Gesez nicht respektirt , son¬

dern zuförderst darauf , das er dadurch kund thut , er

habe jene Regel überhaupt sich nicht zum Gesetze ge¬

macht . Fine ungerechte Handlung , selbst nach einer

Reihe von Rechtsgemässen , beweif ’ t , dafs die Regel

des Rechts jemanden nicht unverbrüchliches Gesez sey ,

und dals er bisher die Ungerechtigkeiten etwa aus an¬

dern Gründen unterlassen habe . Durch die Aeusse -

rung einer solchen Denkart nun wird es klar , dafs kein

freies Wesen sicher neben,ihm bestehen könne , da Si¬

cherheit lediglich auf ein Gesez sich gründen kann ,

und nur dadurch möglich wird ; und der beleidigte wird

sonach berechtigt , zur völligen Vernichtung seiner Frei¬

heit , zur völligen Aufhebung der AJöglichkeit , mit ihm

in der Sinnenwelt je wieder in Gemeinschaft zu kom¬

men . Das Zwangsrecht ist insofern unendlich , und

hat gar keine Grenze , (ein Saz , den die . Rechtslehrer

bald einseitig behauptet , bald einseitig geläugnet ha¬

ben) , wenn nicht etwa der ändere in seinem Herzen

das Gesez übernimmt , als ein ' solches , und sich ihm

unterwirft . Sobald er es aber übernimmt hört das

Zwangsrecht auf , da die Fortdauer desselben sich ledi¬

glich auf die Fortdauer der Gesezlosigkeit des andern

gründete ; und jeder -weitere Zwang ist von nun an wi¬

derrechtlich . In dieser Rücksicht ist die Grenze des

Zwangs bedingt .
Wi «



Wie soll nun die Bedinzunsr , die herzliche Unter -O- O 1

werfung des andern unter das Rechtsgesez gegeben
werden ?

Niclit durch sein Bezeugen der Reue , durch sein j
Versprechen der künftigen Besserung , durch freiwil - |
lige Unterwerfung unter die Gewalt , Anbietung des
Ersatzes u . s . f . denn es ist kein Grund da , an seine
Redlichkeit zu glauben . Es ' ist eben sowohl möglich ,
dafs er nur durch seine gegenwärtige Schwäche , zu
diesem Betragen bewogen worden , und nur die Gele¬
genheit , den Angegriffenen zu überwältigen - sich nur
besser ersehen wollen , als es möglich ist , dafs er es

. redlich meine , und jezt auf einmal eine Revolution in
seiner Denkart vorgegangen sey . Auf das ungewisse
hin kann der Angegriffene ■nicht die Waffen niederle¬
gen , und seine ganze Sicherheit blos stellen . Er wird
den Zwang fortsetzen ; aber da die Bedingung des .
Rechts problematisch ist , ist sein Recht dazu selbst
nur problematisch .

Eben so , der erste Angreifer , der sich etwa zum
Schadenersätze , der durch das Rechtsgesez unbedingt
gefordert wird, - erboten, , wird und mufs dem Angrif¬
fe auf ihn widerstehen , weil seine ganze Freiheit da¬
bei gefährdet ist . Da es immer möglich ist , dafs - er
von nun an freiwillig sich der Regel des Rechts , als
einem Gesetze , unterwerfe , und nie wieder etwas ihm
entgegen unternehmen werde , und in diesem Falle der
fortgesezte Zwang des andern widerrechtlich seyn wür¬
de , kann ei- wolil auch das Recht haben , zu wider¬
stehen , urd den andern zu verfolgen , bis zur völligen
Vernichtung seiner Freiheit : aber auch sein Recht ist
nur problematisch .

Das
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Das über die Grenze des Zwangsrechts entschei¬
dende kann demnach nicht , für den äussern Gerichts¬
hof zu Recht beständig gegeben werden , der Entschei -

dungsgrund beruht im Gewissen eines jeden . Es ist
hier ein unauflöslicher Rechtsstreit , wie es scheint .
Der Entscheidungsgrund könnte nur durch die ganze
künftige Erfahrung gegeben werden .

V Wenn nemlich der erste Angreifer , nachdem er
. wieder ganz frei ist , nie wieder etwas widerrechtli -

j . ches unternähme : und der Angegriffene nach erhal¬
tener GenugthuuuK , ■ gleiclifals mit völliger Freiheit ,t" CT y CT7 O CT '

- alles weitern Zwangs sich enthielte , so wäre zu
^ glauben , dafs der Crstere sich dem Gesetze unterwor -
’Xfen , und der leztere blos für sein Recht gestritten ,
■- also dasselbe nie überfluten hätte . Eine solche Er¬
fahrung würde die gegenseitige Herstellung der Frei¬
heit , das Ablassen vom Gebrauche physischer Gewalt

von beiden Seiten , rechtsbeständig begründen .

* Aber diese gegenseitige Herstellung der . Frei -
y heit — der Friede zwischen beiden ist nicht mög -
; lieh , ohne dafs jene Erfahrung vorhergegangen sey .

Denn — laut obigem -— kann keiner es wagen , sein

errungenes Uebergcwicht aufzugeben im Glauben an
■ die ihm mit Grund verdächtige Redlichkeit des andern

f, Theils . I) a.s begründete ist. nicht möglich , ohne den
Grund; und der; Grund ist nicht möglich, , ohne das

: begründete . Wir sind daher in einem Zirkel befan -

; gen . — Wie ' in einem solchen Falle nach syntheti -

; scher Methode verfahren werden müsse, ' und was
in gegenwärtiger . Untersuchung das Resultat dieses

Verfahrens seyn werde , werden wir sogleich se.hen .
H , Vor -



Vorher wollen wir genauer ansehen , was wir so
eben gefunden .

Ein Zwangsrecht überhaupt , als allgemeiner
Begriff , liifst sich aus dem Rechtsgesetze ohne Mii-
he ableiten ; aber so wie die Anwendung dieses
Rechts gezeigt werden soll , verwickelt man sich in
einen unauflöslichen Widerspruch ; weil der Fhrtschei -
dungsgrund einer solchen Anwendung in der Sinnen -
wölt gar .nicht gegeben werden kann , sondern in
dem Gewissen eines jeden beruht . Das Zwangsrecht ,
als anwendbarer Begriff , steht mit . sich selbst in of¬
fenbarem Widerspruche ; indem nie zu entscheiden
ist , ob in einem bestimmten Falle der Zwang recht¬
lich sey , oder nicht .

Es hängt davon , ob eine Ausübung des Zwangs¬
rechts durch den Beleidigten selbst möglich sey , oder
nicht , nichts geringeres ab , als die Beantwortung
der Frage : ob ein eigentliches Naturrecht möglich
sey , inwiefern dadurch eine Wissenschaft des
Rechtsverhältnisses zwischen Personen , ausser dem
Staate , und ohne positives Gesez bezeichnet werden
soll . Da die nieliresten Rechtslehrer sich be ° nü ° t.Ö Ö '
formaliter über den Rechtsbegriff zu philosophiren ,
und , wenn ihrem Begriffe nur die blofse Denkbar -
keit zukam , sich über die Anwendbarkeit desselben
wenig bekümmert , kamen sie über die angezeigte
Frage ganz leicht hinweg . Hier wird die erste Fra¬
ge verneint , mithin auch die zweite : und um sich
von der Evident , dieser Lehre zu pberzeugen , dazu
gehört , dafs man sich eine bestimmte Einsicht in die
Unmöglichkeit der Ausübung des Zwangsrechts durch

den



den Beleidigten selbst verschaffe , welche hier darge -

than worden . Der aufgestellte Saz ist sonach von
vorzüglicher Wichtigkeit für unsre ganze Rechtslehre .

Der Zirkel war der : die Möglichkeit des ge¬
genseitigen Freilassens ist bedingt durch die ganze
künftige Erfahrung ; aber die Möglichkeit der künf¬

tigen Erfahrung ist bedingt durch das gegenseitige
Freilassen . Nach der in der Wissenschaftslehre er¬
wiesenen Methode werden , um den Widerspruch zu
lieben , die beiden Glieder synthetisch vereinigt . Ge¬

genseitiges Freilassen , und die ganze künftige Erfah -
* riing -müssen Eins , und ebendasselbe seyn , oder , deut -

. licher , in der gegenseitigen Freilassung mufs schon
die ganze künftige Erfahrung , welche begehrt wird ,
liegen , und durch sie verbürgt werden .

Dafs dieser Saz aufgestellt werden mufste , dar¬
an ist kein Zweifel ; es ist nur die Frage , wie das
in ihm geforderte möglich sey .

Zuförderst ist sogleich klar , dafs , zu Folge die¬

ser Forderung , die ganze künftige Erfahrung , und

zwar die begehrte Erfahrung der vollkommnen Si¬
cherheit beider , in einem Momente , in dem der Frei -

lassung , vergegenwärtigt werden soll , und zwar gül¬
tig für die äussere Ueberzeugüng , da keiner die in -

nern Gesinnungen des andern wissen kann . Beide
müfsten es sich daher unmöglich , physisch unmög¬
lich machen , einander fernerhin anzugreifen , und

zwar so , dafs der andere Theil diese Unmöglichkeit
einsehen , und davon überzeugt seyn müsse . Die Si¬

cherung für die Zukunft heifst Gewährleistung , Garan - ,
tie.

H Der
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Der obige Saz sagt demnach : sie müssen einan¬
der gegenseitig Sicherheit garantiren ; ausserdem
könnten sie nicht langer neben einander bestehen , son¬
dern einer von beiden müfste uothwenilig zu Grunde
gerichtet weiden .

Es fragt sich weiter , wie diese Garantie möglich
sey . — ' Sie konnten darum die Waffen nicht niederle¬
gen , weil keiner dem andern trauen konnte . Siemüfs -
ten sie demnach , d . i . ihre ganze Macht , niederlegen
in die Hände eines dritten , dein beide trauen . Diesem
Dritten mülsten sie auftragen , denjenigen von beiden ,
der den andern angreifen würde , sogleich zurück zu
drängen . Er müfste dies vermögen , er müfste also
übermächtig seyn .

' Dieser Dritte würde sonach das
Zwangsrecht für Leide ausüben . — Soll er dies , so
müssen ihm Leide zugleich die Entscheidung ihrer ge-
genwärtigen Streitigkeit sowohl , als deren , die mög¬
licher Weise •künftig zwischen ihnen entstehen könn¬
ten , d . h . sie mrifsten ihm ihr Recht des Gerichts über¬
gehen . Sie müssen ihm dasselbe ohne Vorbehalt über¬
geben ; es mufsvon ihm keine Appellation Statt finden .
Denn wenn einer unter ihnen das Urt 'heil ihres nun¬
mehrigen gemeinschaftlichen Richters leiten könnte ,
so verschaffte er noch immerfort sich selbst Recht ; aber
der andre traut ihm nicht , kann demnach auf diese Be¬
dingung den \ ertrag nicht eingehen . Beide müssen also
ihre physische flacht , und ihr Rechtsurtheil , d . i . alle
ihre Rechte jenem Dritten unbedingt unterwerjen ,

IV .)

Thesis. Die Freiheit der Person , ist nach dem
Rechtsgesetze durch niohts beschränkt , als durch

die



die Möglichkeit , dafs andere neben ihr auch frei seyn *
und Rechte haben können . Alles w ;as keines andern
Rechte kränkt , soll sie nach dem Rechtsgesetze thun
dürfen , denn darinn eben besteht ihr Recht . Ieder
hat das Recht über diese Grenze seiner freien Handlun¬

gen selbst zu . urtlieilen , und dieselbe zu vertlieidigen .

Antithesis . Nach einer richtigen Folgerung aus
demselben Rechtsgesetze , mufs jede Person ihre Macht
und ihr Rechtsurtheil , gänzlich , und ohne allen Vor¬
behalt veräussern , wenn je ein rechtlicher Zustand un¬
ter freien Wesen möglich seyn soll . Sie verliert da¬
durch das Recht , über den Umfang ihrer Rechte zu
urtheilen , und sie zu '

vertlieidigen völlig , wird abhän¬

gig von der Erkenntnifs und dem guten Willen dessen ,
dem sie sich unterworfen hat , und hört , demnach auf ,
frei zu seyn .

Der leztere Saz widerspricht dem erstem . Der
erstere ist das Rechtsgesez selbst ; der zweite eine rich¬

tige Folgerung aus diesem Gesetze . Also steht das

Rechtsgesez in Widerspruche mit sich selbst . Dieser

Widerspruch mufs gehoben werden : der eigentliche
Siz desselben ist dieser : Ich kann unter dem Gebiete
des Rechtsgesetzes von meiner Freiheit nichts weiter

aufgeben , als erforderlich ist , damit die Rechte ande¬
rer , mit denen ich in der Sinnenwelt in Gemeinschaft
komme , dabei bestehen können . Iezt soll ich alle
meine. Rechte in das Ermessen und die Qewalt eines
Fremden niederlegen . Dies ist unmöglich , und wi - .

dersprechend , wenn nicht bei dieser Unterwerfung ,
und durch sie meine ganze Freiheit , so viel nach dem '

Rechtsgesetze , in der Verbindung , in welcher ich mich
befinde , auf meinen Tlieil kommt , gesichert ist .

Ich
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Ich kann mich vernünftiger Weise nicht unter¬
werfen , und niemand hat nach dem Rechtsgesetze ein
Recht , die Unterwerfung von mir zu fordern , ausser
unter dieser Bedingung . Ich mufs daher selbst in eig¬
ner Person urtheilen können , ob die genannte Be .din-
aun °f Statt habe . - Meine Unterwerfung ist durch die
Möglichkeit dieses Urtlieils bedingt ; und . unmöglich ,
und widerrechtlich , wenn ein solches Urtheil nicht ge¬
fällt wird . Vor all6m also , ich mufs mit vollkommncr
Freiheit mich unterwerfen .

Nach der Unterwerfung habe ich , wie ausdrück¬
lich gesagt und erwiesen worden , kein weiteres Recht
über den Umfang meines Rechts ; mithin müfste das
begehrte Urtheil vor der Unterwerfung möglich seyn ,
und wirklich gefällt werden .

Es soll das Urtheil seyn , daß im Zustande der
Unterwerfung meiner rechtmässigen Freiheit nie Ab-O O I
bruch geschehen wird , dafs ich nie etwas von dersel -
ben werde aufopfern müssen , als dasjenige , was ich auch
meinem eignen Urtheilenach , zu Folge des Rechtsgese¬
tzes , hätte aufgeben müssen : die ganze künftige Er¬
fahrung , im Zustande der Unterwerfung , soll dem¬
nach vor der Unterwerfung vorher vergegenwärtiget !
werden , d . h . es soll mir Garantie über meine voll - -
kommne Sicherheit innerhalb der Grenzen meines
Rechts geleistet werden .

Zuförderst : was soll mir garantiret werden ? —
Vollkommne Sicherheit aller meiner Rechte , sowohl
vor dem , dem iefe-̂rfuch unterworfen Labe , als , durch
seinen Schutz ,

'rvor allen Individuen , mit denen ich in
Gemeinschaft klammen könnte . Ich soll bis zur Uebcr -

zeu -



up

I

Zeugung einsehen können , dafs alle möglichen künfti -

''-geii Rechtsurtheile , die in meinen Angelegenheiten

gesprochen werden dürften , nur so ausfallen können ,

t wie ich selbst , nach dem Rechtsgesetze , sie würde

sprechen müssen . Es müssen daher Normen dieser

künftigen Rechtsurtheile , meiner Prüfung vorgelegt
werden , in welchen das Rechtsgesez auf die möglichen
Fälle , welche Vorkommen können , angewendet sey .
Solche Normen heissen positive Gesetze ; das System
derselben überhaupt , das (positive ) Gesez.

a .) Alle positiven Gesetze stehen näher , oder

entfernter , unter der Regel des Rechts . Es giebt in

denselben keine Willlüihr , und kann keine geben . _ Sie

müssen so seyn , dafs jeder verständige , uhd unterrich¬

tete dieselben Gesetze nothwendig geben müfste .

b .) Die Regel dös Rechts überhaupt wird in

ihnen auf die einzelnen , Objekte , über welche je¬
ne Regel entscheidet , angewandt . Das positive Ge¬

sez schwebt in der Mitte , zwischen dem Rechtsgese¬
tze , und dem Rechtsurtheile . Im positiven Gesetze

wird die Regel des Rechts auf bestimmte Objekte , im

Rechtsurtheile das positive Gesez auf bestimmte Per -

f sonen angewendet . — Der bürgerliche Richter hat

1’ nichts zu thun , als zu entscheiden , was geschehen sey ,

£ ■' und das Gesez anzuführen . Der Rechtsspruch mufs

, .schon im Gesetze enthalten seyn , wenn die Gesezge -

! bung klar , und vollständig ist , wie sie soll . .

Der aufgestellte Widerspruch ist zum Tlieil ge¬
hoben . Wenn ich mich dem Gesetze , einem durch

mich geprüften , und gebilligten Gesetze unterwerfe ,
welch a



welche Prüfung erwiesener Maafsen die ausschliessen «
de Bedingung der rechtlichen Möglichkeit meiner Un-■t O ö O

terwerfung ist , so unterwerfe ich mich nicht der ver¬
änderlichen Willkühr eines Menschen , sondern einem
unabänderlichen festgesezten Willen : und zwar , da j
das Gesez so ist , dafs ich selbst nach der . Kegel des
Rechts es so gehen müfste , meinem eigenen unverän¬
derlichen Willen , den ich nothwendig haben müfste ,
wenn ich gerecht hin , und also überhaupt Rechte ha¬
ben soll : meinen Willen , der meine Rechtsfähigkeit
überhaupt bedingt ; denn habe ich einen andern Wil¬
len , so wäre derselbe , da das Gesez der allein gerech¬
te Wille ist , ungerecht , und ich wäre demnach , da
nur <derjenige Rechte hat , der selbst dem Rechtsgese¬
tze sich unterwirft , völlig rechtlos . Weit - entfernt
demnach durch diese Unterwerfung meine -Rechte zu
verlieren , erhalte ich sie erst , indem ich erst durch
sie äussere , dafs ich die Bedingung , unter welcher
allein jemand Rechte hat , erfülle . Obgleich ich un¬
terworfen bin , bleibe ich immer fort nur meinem Wil¬
len unterworfen . Mein Recht de« Gerichts habe ich
auf ein Mal für mein ganzes Leben , und für alle mög¬
liche Fälle wirklich ausgeübt, ; und nur die Sorge ,
meine Rechtssprüche durch meine eigne physische
Macht auszuführen . , ist mir abgenommen .

Resultat . Nur an den nothwendigen und keiner
, - O

Ausnahme fähigen Willen des Gesetzes kann man , ver¬
nünftiger Weise , seine Macht und sein Rechtsurtheil
veräussern , keinesweges aber an einen freien , und in
seinen Entschliessnngen veränderlichen Willen eines
Menschen . Nur das erste erfordert das Recht &gesez ;

nur



nur dies ist Bedingung aller Rechte . Das leztere ist

nicht geradezu gegen das Gesez , weil das Recht nicht

Pflicht ist , und maivalso seine Rechte gar wohl aufge¬
ben darf ; aber es folgt auch nicht aus dem Gesetze .

V .) Der aufgezeigte Widerspruch ist zum Theil ,
aber auch nur zum Theil gehoben . Dem i sich ' unter¬
werfenden sollte Garantie für die künftige Sicherheit
aller . seiner Rechte geleistet werden , durch das Gesez.
Ab^r was ist das Gesez ? Ein Begriff . Wie soll es
denn ins Leben eingeführt , wie soll dieser blofse Be¬

griff in .der Sinnenwelt realisiret werden ? — Wir

zeigen die Trage noch von meiner andern Seite .

Jemanden die Gewähr leisten für die Sicherheit
seiner Rechte heifst : es sich unmöglich machen , die¬
selben änzugreifen , so dafs er von dieser Unmöglich¬
keit überzeugt seyn müsse . Nun soll bei der Unter¬

werfung dem Unterworfenen nicht nur die Sicherheit
vor dem , welchem er sich unterworfen hat , sondern Si -
cherheit vor allen Personen , mit denen er jpmals in
Gemeinschaft kommen kann , garantirt werden ; es soll
also überhaupt unmöglich seyn , dafs seine Rechte ver -
lezt werden ,

' und er soll von dieser gänzlichen Un¬

möglichkeit vor der Unterwerfung vorher sich überzeu¬

gen können . Nun ist diese Unmöglichkeit allerdings
im Willen des Gesetzes enthalten ; aber es ist die weit
höhere Erage : wie soll ihm denn nun wieder die Ga¬
rantie geleistet werden , dafs das Gesez , und nur das
Gesez herrschen werde ?

' I ,
Er soll vor dem Gesetze selbst sicher seyn ; es

mufs daher nie die Macht desselben gegen ihn gewen¬
det werden , als in den durch das Gesez vorausbestimm¬

ten



ten Fällen . Er soll durch das Gesez vor allen andern
sicher seyn : dasselbe mufs also stets handeln , wo es
zu handeln hat . Es mufs nie ruhen , wo es geweckt
wird .

Kurz : Das Gesez mufs eine Macht seyn : der Be¬
griff des Gesetzes , aus dem lezten Theile unsrer Un¬
tersuchung , und der der Uebei-macht , aus demnächst
vorhergegangenen müssen synthetisch vereinigt wer - ,
den . Das Gesez seihst mufs die Obergewalt , die
Gbergewalt mufs das Gesez seyn , beide Eins und eben
dasselbe : und ich mufs bei meiner Unterwerfung mich
überzeugen können , dafs es so ist ; dafs es völlig un¬
möglich sey , dafs je eine Gewalt , ausser der des Ge¬
setzes , sich gegen mich richte .

Unsere Aufgabe ist genau bestimmt . Es ist die
Erage zu beantworten : Wie wird das Gesez eine Macht ?
Die Macht , die wir suchen , liegt nicht unmittelbar
in der Natur , es ist keine mechanische Macht , wie
sich dies oben gezeigt hat , und die Menschen haben
allerdings die physische Kraft Ungerechtigkeiten aus¬
zuüben . Die zu suchende Macht müfste demnach ei¬
ne (solche seyn , die von einem Willen abhängt . Nun
aber soll dieser Wille nicht frei , sondern nothwendig
und unabänderlich durch das Gesez bestimmt seyn .
Einen solchen Willen , als Willen eines Individuum ,
kann es nicht geben , so dafs jeder andere auf die
Rechtmässigkeit desselben sich immer sicher verlas¬
sen könnte . Es müfste daher etwa sich so verhalten ,
dafs der zu suchende Wille nur da Macht hätte , wo
er das Gesez wollte , und keine hätte , wo er es nicht
wollte : und so ist unsre Aufgabe näher bestimmt die :

F .inen.



Einen Willen zu finden , der nur dann , darin aber auch

ifiehlbar eine Macht ist , wenn er das Gesez will .
UH ]

Eine Uebermacht über ein ' freies Wesen könnte

nor dadurch entstehen , dafs mehrere freie Wesen sich

vereinigten , denn es giebt in der Sinnenwelt nichts ,

das mächtiger sey , als ein freies Wesen ; (ebendarum ,

weil es frei ist , und seiner Kraft mit Besonnenheit ei¬

ne zweckmässige Richtung gebei . kann ) und nichts ,

das mächtiger sey , als der Einzelne , ausser Mehrere .

Ihre Stärke würde demnach lediglich in ihrer Vereini¬

gung bestehen . Nun soll ihre Macht davon abliängen ,

dafs sie das Gesez , odör das Recht wollen . Ihre Ver¬

einigung demnach , worauf ihre Macht beruht , müfste

davon abliängen : das ’ einzige Band dieser Vereini -

gung müfste das Wollen des Rechts seyn . Sobald sie

das Unrecht wollten , müfste ihr Bund , und mit ihm .

ihre ganze Macht sich aullösen .

Das nun , dafs durch das Wollen des Unrechts

die Uebereinstimmung unterbrochen wird , ist bei ,>je¬

der Vereinigung freier , Wesen nothwendig der Fall .

Eine Anzahl freier Wesen vereinigen sich , heifst : sie

wollen mit einander leben . Aber sie können gar nicht

bei einander bestehen , wenn nicht jeder seine Freiheit

durch ,die Freiheit aller übrigen beschränkt . Wenn

eine Million Menschen beisammen sind , so mag wohl

jeder Einzelne für sich selbst so viel Freiheit wollen ,
als nur immer möglich ist . Aber man vereinige den

Willen aller , in Einem Begriffe , als Einem Willen ,

so theilt derselbe die Summe der möglichen Freiheit zu

gleichen Theilen , er geht darauf , dafs alle mit ein¬

ander frei seyen , dafs daher diG Freiheit eines jeden
be -
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beschrankt sey durch die Freiheit aller übrigen *)v
Das Einzigmögliche daher , worüber ihr Wille sich
vereinigt , ist das liecht : und da hier eine bestimmte
Anzahl Menschen von bestimmten Neigungen , Be¬
schäftigungen , u . s . f . bei einander sind , das Recht
in Anwendung auf sie , d . h . ihr positives Gesez . So ge¬
wifs sie alle einig sind , so gewifs wollen sie das Ge¬
sez . Wenn auch nur Einer unterdrückt werden soll ,
so giebt dieser Eine seinen Willen gewifs nicht darein ,
und es sind nicht mehr alle einig .

Das , worüber sie übereinstimmen , ist ihr posi¬
tives , die Grenzen der Rechte und Freiheiten eines
jeden Einzelnen unter diesen Umständen bestimmen¬
des Gesez , wurde behauptet . Den Willen dieses Ge¬
setzes müssen sie nun nicht eben ausdrücklich äussern ,
noch ist es nöthig , etwa die Stimmen darüber zu samm -
len , .wodurch man denselben sehr unrein erhalten

, würde .

*) Rousseau ’ s volonte generale , deren Unterschied
von der volonte de tous keinesweges sogar unbe¬
greiflich ist . Alle Einzelnen wollen , jeder soviel
als möglich , für sich behalten , und allen '- übri¬
gen so wenig als möglich lassen ; aber eben dar¬
um , weil dieser ihr Wille unter sich streitig ist ,hebt das Widerstreitende sich gegenseitig auf ,und das , was als leztes Resultat bleibt , istj dafs
jeder haben solle , was ihm zul ^ ommt . Wenn
zwei Leute im Handel mit einander begriffensind , so mag man immer annehmen , dafs jederden andern bevortheilen wolle ; da aber keiner
von beiden der Bevortheilte , seyn will , so ver¬
nichtet sich dieser Tlieil ihres Willens aeaensei -
tig und ihr gemeinsamer Wille ist der , dais je¬der ei halte , was Recht ist .

' /
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würde . Jeder , der ihre Anzahl , ihre Beschäftigun¬

gen , ihre ganze Lage kennt , kann ihnen sagen , wor¬
über alle einstimmen . Ihr Gesez ist ihnen durch die

Rechtsregel , und durch ihre bestimmte physische La¬

ge gegeben , wie durch die zvvey Faktoren das Piodukt

gegeben ist ; jeder verständige kann dasselbe fuchen .
Der Inhalt des Gesetzes hängt schlechterdings nicht ab

von der Willkühr , und der geiingste Eiuflufs dersel¬
ben darauf , macht es ungerecht , und trägt in die Ver¬

bindung den Saamen der Zwietracht , und den Grund

ihrer künftigen Auflösung . Die Form des Gesetzes ,
seine verbindende Kraft aber erhält es nur durch die

Einwilligung der Einzelnen , mit -dieser bestimmten

Volksmenge sich zu einem gemeinen Wesen zu verei¬

nigen . Also — nur über Recht und Gesez sind alle

einig ; und wer mit allen einig ist , der will iiQthwen -

dig Recht und Gesez . In einer solchen Verbindung
sind nicht zwei Individuen anzutreffen , von denen

der eine etwas anders wollte , als der andere . Sobald

aber zwei Individuen in ihren Wollen uneinig sind ,
ist wenigstens einer von ihnen auch mit allen übrigen
nicht einig , sein Wille ist ein individueller , und eben

darum ein ungerechter Wille . Ist der Wille des an¬

dern , mit dem er in Rechtsstreit gerathen , überein¬

stimmend mit dem Willen der Gemeine , so hat dieser

nothwendig recht .

Es ist keine Frage , ob in einer solchen Verbin¬

dung der gerechte Wille , wenn er sich in Handlung
sezte , nicht stets übermächtig seyn würde , über den

ungerechten Willen , da der leztere stets nur der Wil¬

le eines Einzelnen , d/sr erste aber der Wille der Ge¬

meine ist .



Es ist nur die Frage , wie es einzurichten sey , |
dafs dieser Wille der ' Gemeine stets thätig sey , und
wirke , wo er zu wirken , und einen individuellen Wil¬
len zu unterdrücken hat ; dafs es sich sonach mit den

physischen - Kräften der Einzelnen gerade so verhalte ,
wie es sich ' mit dem Willen der Einzelnen hei Verei -

nigung derselben im Begriffe verhält , dafs die einzel - i
nen Kräfte gerade so mit der Kraft der Gemeine in
Eine verschlungen werden , wie bei der synthetischen [
Vereinigung des Willens aller zu Einem Begriffe , der
einzelne Wille mit dem Willen der Gemeine in Einen
Willen verschlungen wird . Dies mufs nothwendig
und nach einer strengen Kegel erfolgen , denn es soll |
ja jedem , der sich unterwirft , die ihn völlig iiberzeu - f .
sende Garantie gegeben v^erden : die absolute Unmög - i ,
lichkeit soll ihm dargethan werden , dafs in der Ver - K

bindung irgend eine andere Macht gegen ihn thätig
seyn werde , als -dib des Gesetzes , und dafs jede an¬
dere durch das Gesez sogleich werde zurückgedrängt
werden — dafs gar nicht etwa vom Zufalle , vom gu¬
ten Willen eines andern , u .

's . f . abliänge , sondern
dafs aus der Organisation des Ganzen erfolge , dafs das
Gesez allemal sicher in Ausübung kommen müsse .

Die stärkste , und einzig hinreichende Garantie ,
die jeder Einzelne mit Recht fordern kanti , ist die
dafs die Existenz der Gesellschaft selbst an die Wirk¬
samkeit des Gesetzes gebunden sey .

So ist es im allgemeinen schon der .Natur der Sa¬
che nach . Wenn die Ungerechtigkeit allgemein -wür¬
de , so miifste die Gesellschaft sich nothwendig auf¬
lös en , und dadurch zu Grunde gehen . Aber hier ,

und



und da und dort einmal eine Strenge über die Schran¬

ken des Gesetzes hinaus , oder eine Unthätigkeit des
Gesetzes , trennt nicht nothwendig die Verbindung .
Dies wäre nun für den Einzelnen eine schlechte Ga¬
rantie , dafs zwar ihm für seine Person , und so auch
andern Individuen wohl Gewalt geschehen könne ,
dafs aber nie allen zugleich Unrecht geschehen werde .

Das Verhältnifs müfste daher so seyn , dafs aus

jeder noth so geringfügig scheinenden Ungerechtig¬
keit gegen den Einzelnen nothwendig Ungerechtigkeit
gegen alle erfolgte . Wie ist dies einzurichten '? Das

Gesez soll nothwendig Thät seyn . Es wird ganz ge -

wifs immer That seyn , wenn umgekehrt die That Ge¬

sez ist , d . i . wenn alles , was \ in der Verbindung ein¬

mal , und von Einem geschehen darf , blos dadurch ,
dafs es von diesem , dieses Eine Mal geschieht , gesez -

lich wird , und von allen geschehen darf , welche Lust

dazu haben ; wenn jede Handlung eines jeden ein all¬

gemeingültiges Gesez wirklich giebt . In einer solchen

Verbindung trifft jede Ungerechtigkeit nothwendig al¬

le ; jede Vergehung ist ein öffentliches Unglück ; was
mir wiederfahren durfte , darf von nun an jedem Ein¬

zelnen in der ganzen Gemeine wiederfahren , und wenn

nur noch Einer sicher seyn soll , so mufs es die erste

Angelegenheit aller seyn , mich zu schützen , mir zu

meinem Rechte zu verhelfen , und das Unrecht zu be¬

strafen . Es ist klar , dafs diese Garantie hinreichend ,
ist : dafs , bei einer Solchen Einrichtung , das Gesez

stets wirken , aber auch nie seine Grenze überschrei¬

ten wird ; weil das Ueb er sehr eiten derselben ja auch

gesezlich für alle würde .
Es
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Es ist klar , dafs derjenige, , der in eine solche

Verbindung tritt , seineFreiheit erlrält , ob er sie gleich
aufgiebt , und dadurch sie erhält , dafs er sie aufgiebt ,
dafs durch ihren Begriff alle Widersprüche gelös ’t,
und durch ihre Realisation die Herrschaft des Rechts
realisirt werde ; dafs jeder , der die Herrschaft des
.̂Rechts wolle , eine solche Verbindung notliwendig
wollen müsse . — Dafs daher durch den Begriff dersel¬
ben der Umkreis unsrer Untersuchung geschlossen sey .
Die nähere Analyse dieses Begriffs wird im dritten Ka¬
pitel unsrer Rechtslehre vom gemeinen Wesen vorgetra¬
gen werden .

Erstes Kapitel der Rechtslehre .

Deduktion des Utrechts .

5 - 9 . Auf iveiche -Weise ein JJrrecht sich denken lasse ?

V on Rechten kann geredet werden nur unter der Be¬
dingung ,- dafs eine Person , als Person d . h . als Indi¬
viduum gedacht , demnach auf andere Individuen bezo¬
gen werde , dafs,zwischen ihr und jenen , wenn auch
nicht eine wirkliche Gesellschaft gesezt , dennoch eine
mögliche eingebildet werde . \ Das was - zunächst und
für die blos spekulative Untersuchung Bedingungen der
Persönlichkeit sind , wird zu Rechten lediglich dadurch ,
dafs andere Wesen gedacht werden , die nach dem
Rechtsgesetze dieselben nicht verletzen dürfen . Nun
können freie Wesen gar nicht zusammen gedacht wer¬
den , ohne dafs ihre Rechte einander gegenseitig ein¬
schränken , demnach , ohne dafs der '

Umfang der Ur -
reclite

•;u
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rechte sich in den der Rechte in einem gemeinen
"We¬

sen verwandle . Es wäre mithin gar nicht mö ° lich° . Ö
über die Rechte als Unechte , d . h . ohne Rücksicht auf
die durch die Rechte andrer nöthigen Beschränkungen, ,
zu reflektiren . Dennoch mufs eine . solche Untersu¬
chung der Rechte in einem gemeinen Wesen vorausge¬
hen , und sie begründen . Es mufs sonach von jener
Beschränkung abstrahiret werden , wozu denn auch die
freie Spekulation sich so leicht bequemt , dafs , sie die -
•se Abstraktion sogar unwillkührlicli macht , und nur er¬
innert werden mufs , dafs sie dieselbe gemacht hat .
Von Seiten der Möglichkeit ist daher keine Schwierig¬
keit .

Nur ist zu erinnern, , und wohl einzusch ;irfen ,
dafs diese Abstraktion gemacht worden , das mithin
der dadurch hervorgebrachte BegrilF zwar ideale Möe -
lichkeit (für das Denken ) , aber keine reelle Bedeu¬

tung hat . Vernachlässigt man diese Bemerkung , so
erhält man eine lediglich formale Rechtslehre . — Es

giebt keinen Stand der Unrechte , und keine Unechte
des Menschen . Wirklich hat er nur in der Gemein¬
schaft mit andern Rechte , wie er denn , nach den obi¬

gen hohem Principien , überhaupt nur in der Gemein¬
schaft mit andern gedacht werden kann . Ein Unecht
ist daher eine blofse Fiktion , aber sie mufs , zum Be¬
huf der Wissenschaft , notliweudig gemacht werden .
Ferner ist klar , und hier nochmals zu erinnern , ohn -
eraclxtet es schon oftmals eingeschärft worden , dafs
nur insofern die Bedingungen der Persönlichkeit als
Rechte zu denken sind , inwiefern sie in der Sinnen -
weit erscheinen , und durch andere freie Wesen , als
Kräfte in der Sinnenwelt , gestört werden könnten ;

X dafs



dafs es daher z . B . allerdings ein Recht der sinnliches

Selbsterhaltung , der Erhaltung meines Leibes , als ei.

nes solchen , keinesweges aber ein Recht frei zu denken ,
oder zu wollen geben könne ; dafs man allerdings ein

Zwangsrecht gegen denjenigen hat , der uns an unserm '

Leibe angreift , keinesweges aber gegen den , der uns 1

etwa in den uns beruhigenden Ueberzeugungen stört, , f
oder durch sein unmoralisches Betragen , uns ein Aer-

gernifs giebt .

() . 10 . Deßnition des Urrtchts .

Ieder beschränke seine Freiheit , den Umfang sei¬
ner freien Handlungen durch den Begriff der Freiheit
des andern , ( so dafs auch der andere , als überhaupt
frei , dabei bestehen könne ) , ist der Grundsaa aller

Rechtsbeurtheilung . Der Begriff der Freiheit in der
leztern Stelle , der , wie schon oben erinnert worden ,
nur formale Bedeutung hat , giebt den Begriff des Ut¬
rechts , desjenigen Rechts , das jeder Person , als einer
solchen , absolut zukommen soll . Wir erörtern ihn

jezt genauer ..

Dieser Begriff ist . der Qualität nach ein Begriff
von dem Vermögen , absolut erste Ursache zu seyn ;
der Quantität nach , hat das darunter begriffene gar kei¬
ne Grenzen , sondern ist seiner Natur nach unendlich ,
weil die Rede nur überhaupt davop ist , dafs die Per¬
son frei seyn solle , nicht aber , in wieweit sie frei seyn
solle . Die Quantität widerstreitet diesem Begriffe , sq
wie er hier als ein blos formaler aufgestellt ist . Der
Relation nach ist von der Freiheit der Person nur in¬
sofern die Rede , inwiefern nach dem Rechtsgesez der

Um-



Umfang der freien Handlungen anderer dadurch be¬
schränkt werden soll , weil diese die geforderte forma¬
le Freiheit unmöglich machen . -könnten ; und hierdurch
wird die Quantität der Untersuchung bestimmt . Es
ist nur von einer Kausalität in der Sinnenwelt die Re¬
de , als in welcher . allein die Freiheit durch die Frei¬
heit eingeschränkt werden kann . Endlich der Modali¬
tät nach hat dieser Begriff apodiktische Gültigkeit . Ie -
de Person soll schlechthin frei seyn .

Das Unecht ist daher das absolute Recht der Per¬
son , in der Sinnenwelt nur Ursache zu seyn . (schlecht¬
hin nie bewirktes .)

(j . 11 . Analyse des Unrechts .

Im Begriffe einer Wirkung , und zwar einer ab¬
soluten Wirkung , liegt folgendes beides . 1 .) dafs
die Qualität , und Quantität des Thuns durch die Ur¬
sache selbst vollkommen bestimmt sey . 2 .) das aus
dem Geseztseyn des ersten die Qualität und Quantität
des Leidens im Objekte der Wirkung unmittelbar fol¬
ge ; so dafs man von jedem auf jedes andere überge¬
hen , durch eins unmittelbar das ändere bestimmen kön¬
ne , nothwendig beide kenne , sobald man eins kennt .

Inwiefern die Person der absolute und lezte Grund
des Begriffs ihrer Wirksamkeit , ihres Zwecksbegriffs
ist , liegt die darinn sich äussernde Freiheit ausser den
Grenzen der gegenwärtigen Untersuchung , denn sie
tritt nie ein in die Sinnenwelt , und kann in ihr nicht
gehemmt werden . Der Wille der Person tritt auf das
Gebiet der Sinnenwelt lediglich , inwiefern er in der

Bestimmung des Leibes ausgedrückt ist . Auf diesem
I 2 Ge -



Gebiete ist daher der Leib eines freien Wesens anzu¬
sehen , als selbst der lezte Grund seiner Bestimmung ,

■und das freie Wesen , als Erscheinung , ist identisch
mit seinem Leibe . (Dieser ist Repräsentant des Ich
in der Sinnenwelt : und , wo nur auf die Sinnenwelt

gesehen wird , selbst das Ich . — ) So urtlieilen wir
im gemeinen Leben immerfort . Ich war nicht da . Er
hat mich gesehen . Er ist gehohren , gestorben , begra¬
ben u . s . f .

Daher

I .) Der Leih , als Person betrachtet , mufs abso¬
lute und lezte Ursache seiner Bestimmung zur Wirk -
samkeit seyn . In welche Grenzen , und unter welche
Gesetze der Leib durch seine eigne Organisation ein¬
geschlossen seyn möge , thut hier nichts zur Sache , und
kommt nicht mit in Rechnung . Was ihm nicht ur¬
sprünglich zukommt , das ist er nicht . Nur — alles ,
was in ihm physisch möglich ist , mufs in ihm wirklich
gemacht werden dürfen , wenn die Person will , und
nur wenn sie will . Er hiufs durch eine äussere Ursa¬
che weder in Bewegung gesezt , noch in seiner Bewe¬

gung gehemmt ; es mufs überhaupt gar nicht unmittel¬
bar auf ihn gewirkt werden .

II . ) Aus seiner Bewegung mufs die dadurch mög¬
liche Wirkung in der Sinnenwelt unfehlbar erfolgen .
Nicht eben die dabei gedachte , und beabsichtigte .
Denn wenn jemand die Natur der Dinge nicht wohl
gekannt , seine tliätige Kraft gegen ihr Vermögen der
Trägheit nicht richtig genug berechnet hat , und dar¬
um etwas gegen seine Absicht ei'folgt , so ist die Schuld
sein eigen , und er hat über keinen ausser sich zu kla¬

gen .
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gen . Aber die Sinnenwelt mufs nur nicht durch eine

fremde , ausser ihr liegende freie Kraft , seiner Einwir¬

kung zuwider bestimmt werden , denn dadurch hörte

er auf , freie Ursache zu seyn .

III .) Nun aber folgt ja die zweckmäfsige Bestim¬

mung des Leibes , um auf eine Sache zu wirken , erst

auf die Erkenntnifs , und aus der Erkenntnifs der Sa¬

che , auf welche gewirkt werden soll ; und das freie

Wesen ist sonach zulezt doch abhängig . Nun ist dies

im Ganzen schon vorlängst zugestanden , und von der

gegenwärtigen Untersuchung ausgeschlossen . Wirk¬

samkeit und bestimmte Erkenntnifs , bedingen einan¬

der wechselseitig , und füllen dieselbe Sphäre aus , wie

oben erwiesen und erklärt worden . Ueber das Gege -

benseyn des Objekts hinaus kann mau gar nicht wirken

wollen ; dies widerspricht dem Wesen der Vernunft :

nur innerhalb der Sphäre desselben ist die Person frei .

Um dies näher ’ zu bestimmen : es ist in dem Um¬

fange des Gegebenen , und unter der Bedingung , dafs

etwas gegeben sey ; frei , dasselbe zu lassen , wie es ist ,
oder es anders zu machen , und es so zu machen , wie

es nach seinem Zweckbegriffe seyn soll . Es ist frei das

Mannigfaltige ihm gegebene wechselseitig auf einan¬

der zu beziehen , durch einander zu bestimmen , anein¬

ander zu passen , und zu einem ihm zweckmälsigen
Ganzen zusammen zu fugen . Fehlt eines dieser Stü -

cke , ,so ist es nicht frei , und nicht lediglich von sei¬

nem Willen abhängig .

Hierzu '' wird nun erfordert , dafs alles so hleiie ,
wie es durch das freie Wesen einmal erkannt , und in

seinem Begriffe gesezt worden ist ; es sey nun durch
das -



dasselbe besonders modiilcirt , oder nicht modificirt .
Das nicht modificirte wird , wenn es nur durch das
Vernunftwesen gedacht , und mit seiner Welt zusam¬
mengereiht worden ist , gerade dadurch , dafs es nicht
modificirt worden ist , ein modificirtes . Die Person
hat es zu Folge ihres .Zweckbegriffs von dem Ganzen ,
zu welchem dieses bestimmte Ding passen spll , nicht
modificirt , weil es nur in dieser seiner natürlichen Ge¬
stalt dazu pai

'st , und würde es modificirt haben , wenn
.-es dazu nicht gepafst hätte ; oder es hat seinen Zweck
nach dieser Beschaffenheit des Dinges modificirt . Sei -
ne Enthaltung ; von einer gewissen Thätigkeit war selbst
Thätigkeit , eine zweckmäfsige Thätigkeit , mithin eine
^Modifikation , wenn gleich nicht dieses bestimmten
Dinges , doch des Ganzen , zu welchem dieses Ding
passen sollte .

Nun kann die Natur an sich , die unter mechani¬
schen Gesetzen steht , sich nicht eigentlich verändern .
Alle Veränderung widerstreitet ihrem Begriffe . Das
was uns Veränderung der Natur durch sich selbst
scheint , geschieht nach jenen unabänderlichen Gese¬
tzen , und wäre für uns gar keine Veränderung , son¬
dern etwas dauerndes , wenn wir jene Gesetze genug' * Ö Dkennten . Wird nach ihnen etwas in unsrer auf unsre
Zwecke berechneten Welt verändert , so ist das unsre
eigne Schuld . Entweder , wir hätten auf die Fortdau¬
er desselben nicht rechnen sollen , wenn die Gesetze ,nach denen die Veränderung geschieht , uns zu über¬
mächtig , sind , oder wir hätten ihrer Wirkung durch
Eunst , und Geschicklichkeit zuvorkommen sollen ,wenn sie nicht übermächtig sind . Nur andere freie

W esen
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Wesen könnten eine unvorherzusehende und nicht zu

verhindernde Veränderung in unsrer Welt , d . i . in dem

System desjenigen , was wir erkannt , und auf unsere

Zwecke bezogen haben , hervorbringen ; dann aber

würde unsre freie Wirksamkeit gestört .
' — Die Per ?

son hat das Recht zu fordern , dafs in dem ganzen Be¬

zirk der ihr bekannten Welt alles bleibe,
' wie sie das¬

selbe erkannt hat , weil sie sich in ihrer Wirksamkeit ,

nach ihrer Erkenntnifs richtet , und sogleich desorien -

tiret , und in dem Laufe ihrer Kausalität aufgehalten

wird , oder ganz andere Resultate , als die beabsichtig¬

ten , erfolgen sieht , sobald eine Veränderung darinn

yorfällt .

(Es liegt hier der Grund alles Eigenthumsrechts ,

Rer mir bekannte , und meinen Zwecken , sey es auch

nur in Gedanken , unterworfene Theil der Sinnenwelt

ist ursprünglich , keinesweges in der Gesellschaft , als

in welcher Rücksicht sich wohl noch nähere Bestim¬

mungen finden dürften , mein Eigenthum . Niemand

kann auf denselben einiliessen , ohne die Freiheit mei¬

ner Wirksamkeit zu hemmen ,
Es

*) Z . B . Man denke sich den isolirten Bewohner ei¬

ner wüsten Insel , der sich von der lagd in den

Wäldern derselben nährt . Er hat die Wälder

wachsen lassen , wie sie wollten ; ab er er kennt sie ,
und alle Bequemlichkeiten derselben für seine lagd .
Man kann die Bäume in seinen Wäldern nicht

versetzen , oder sie niederwerfen , ohne ihm sei¬

ne ganze erworbene Kenntnifs unxhiz zu machen ,
und zu rauben , ohne seinen Lauf in Verfolgung
des Wildes aufzuhalten , und also die Erwerbung
seines Unterhaltes ihm zu erschweren , oder un¬

möglich zu machen , mithin , ohne die Freiheit

seiner Wirksamkeit zu stören .



Es ist sonach hier der alte Streit gehoben , ob
das Eigenthumsrecht an einem Dinge lediglich durch
die Formation desselben , oder ob es schon durch den
Willen , dasselbe zu besitzen , begründet werde . Er
ist gehoben durch die synthetische Vereinigung beider ;'
Meinungen , wie es in einem streng nach synthetischer
Methode verfahrenden Systeme nicht anders hoinmen
konnte ; dadurch -, dafs gezeigt wird , die blofse Un - !
terordnung unter unsre Zwecke , ohne alle eigentliche
Formation , sey doch immer eine Formation , weil sie
eine , freie Enthaltung von einer möglichen Tliätigkeit , -
zu Folge eines Zwecks , voraussezt ; und die Formation ,wird sich weiter unten zeigen , giebt ein Eigenthums¬
recht , lediglich inwiefern dadurch etwas unsern Zwe¬
cken unterworfen wird , und unterworfen bleibt . Der ,lezte Grund des Figenthums an ein Ding ist sonach j \
die Unterwerfung desselben unter unsre Zwecke .)

IV . ) Die Person will , dafs ihre Tliätigkeit in der
Sinnenwelt Ursache werde , lieifst : sie will , dafs ei-
n'e ihrem Begriffe vom Zwecke ihrer Tliätigkeit ent¬
sprechende Wahrnehmung gegeben werde , und zwar , j ;wie sich versteht , und oben deutliolier in das Licht
gesezt woiden ist , in einem zukünftigen , dem Momen¬
te des Willens überhaupt , (nicht gerade unmittelbar, ) '
folgenden Momente .

Es ist schon erinnert , dafs , wenn dies überhaupt
möglich seyn soll , die Sachen in der Zukunft , d . i.
nach der , entweder thätigen Einwirkung der Person ,
oder nach dfer zweckmäfsigen Unterlassung einer Tbä -
tigkeit , ungestört , und ihrem natürlichen Gange über¬
lassen bleiben müssen , und dafs die Person durch je-

I
I
■|
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nen Willen unmittelbar auch das leztere will . Davon

aber wird hier abstrahirt .

Aber es ist ferner klar , dafs sie dann auch , um

wahrnehmen zu können , und auf eine schon jezt ge¬
dachte Weise , nach einer ihr schon jezt bekannten Re¬

gel wahrnehmen zu können , die Fortdauer des gegen¬
wärtigen Verhältnisses der Theile ihres Leibes zu ein¬

ander , d . i . ihres Leibes selbst , und die Fortdauer

des gegenwärtigen Verhältnisses desselben zum Wol¬

lenden , und Erkennenden nothwendig wollen müsse ;
bestimmter , dafs sie wollen müsse , dafs für sie ein

zukünftiger Zustand sey , und dafs derselbe aus ihrem

gegenwärtigen , nach der ihr bekannten Regel , auf

welche sie in ihrer Wirksamkeit Rücksicht genommen ,
erfolge . — Demnach durch den Willen , und lediglich
durch ihn , wird in dem gegenwärtigen Momente die

Zukunft umfafst ; durch ihn ist der Begriff einer Zu¬

kunft überhaupt , als einer solchen , erst möglich ; durch

ihn wird sie nicht nur umfafst , sondern auch bestimmt ;
es soll eine solche Zukunft seyn , und damit sie eine

solche seyn könne , soll ich ein solcher seyn . Soll

aber ich ein solcher seyn , so mufs ich überhaupt seyn
sollen .

(Es wird hier aus dem ^Vollen einer bestimmten

Art der Existenz in der Zukunft , das Wollen einer

Zukunft überhaupt , der Wunsch unsrer eignen Fort¬

dauer , gefolgert ; es wird behauptet , wir wollen —

ursprünglich nach den Gesetzen der Vernunft , die hier

denn auch mechanisch über uns herrschen , — fortdau -

ern , nicht um der F ortdauer an sich , sondern um ei¬

nes bestimmten Zustandes in der Fortdauer Willen ;
wir



wir betrachten die Fortdauer gar nicht als absoluten
Zweck , sondern als Mittel zu irgend einem Zwecke .
Das wird durch die Erfahrung offenbar bestätigt . Al-
leMenschen wünschen das Leben jedesmal , um irgend
etwas , die edlern noch Zu thun , die weniger edlen
noch zu gemessen .)

Die Person will das angezeigte , so gewifs sie über¬
haupt will , irgend etwas will , was es auch seyn möge.
Dieses bestimmte Wollen ist sonach Bedingung alles
Wollens ; die Realisirung desselben , d . i . die Erhal¬
tung unsers gegenwärtigen Leibes , welches auf dem
Gebiete des Naturrechts soviel heilst, ' als die Selhster *
haltung -, ist Bedingung alles andern Handelns , und
aller Aeusserung der Freiheit .

V .) Alles jezt dedueirte zusammengefafst , fordert
die Person durch ihr Utrecht eine fortdauernde Wech¬
selwirkung zwischen ihrem Leihe und der Sinnenwelt , be-
stimmt und bestimmbar , lediglich durch ihren frei ent¬
worfenen Begriff von derselben . Der aufgestellte Be¬
griff einer absoluten Kausalität in der Sinnenwelt , und
da dieser Begriff dem des Utrechts gleich war , derBe -p O 7
griff des Urrecbts selbst , ist vollkommen erschöpft ,
und es kann in ihn nichts weiter gehören .

m

Das Unecht ist sonach ein absolutes , und ge* s
schlossenes Ganzes ; jede theilweise Verlezung dessel¬
ben betrifft das Ganze , und fliefst ein auf das Ganze .
Wird nun ja eine Eintlieilung in diesem Begriffe be¬
liebt , so könnte es keine andere seyn , als die , wel¬
che im Begriffe der Kausalität selbst liegt , und welche

|,
wir schon oben aufgestellt haben . Es läge sonach im >
Unechte

l .) das



1 .) das Recht auf die Fortdauer der absoluten
Freiheit und Unantastbarkeit des Leibes (d . i . , dafs
auf ihn unmittelbar gar nicht eingewirkt würde .)

2 .) das Recht auf die Fortdauer unsers freien
Einflusses in die gesammte Sinnenwelt .

Ein besonderes Recht der Selhsterhaltung
'

giebt
es nicht ; denn dafs der Gebrauch des Körpers als ei¬
nes Werkzeuges , oder der Sachen als Mittel in einem
Gewissen Falle , unmittelbar die Sicherung der Fort -

dauer unsers Leibes , als eines solchen , zum Zwecke
haben , ist zufällig . Auch wenn wir einen geringem
Zweck hätten , dürfte man unsre Freiheit nicht stören ,
denn man darf sie überhaupt nicht stören .

Aber dafs unser gesammtes Urrecht nicht blos für
den gegenwärtigen Augenblick gelte , sondern dafs e*
so weit in die Zukunft hinaus gehe , als wir dieselbe
nur umfassen können , mit unserm Geiste , und in un -

sern Planen ; dafs daher in ihm das Recht , unsere ge -

sammten Rechte für alle Zukunft zu sichern , unmit¬
telbar und natürlich liege , ist nicht aus der Acht zu
lassen .

Das Urrecht ' läuft in sich selbst zurück , wird ein
sich selbst berechtigendes , sich selbst als Recht con -
stituirendes , d . i . ein absolutes Recht ; und hierinn

liegt denn der Beweifs , dafs der Umkreis unsrer Un¬

tersuchung über dasselbe vollendet ist , da eine voll¬

ständige Synthesis zum Yoi schein kommt . Ich habe
das Recht ', die Ausübung meiner Rechte auf alle Zu¬
kunft hinaus , sowxit ich mich setze , zu wollen , weil
ich diese Rechte habe : und ich habe diese Rechte ,
weil ich das Recht habe sie au wollen . Das Recht ,

freie



freie Ursache zu seyn und der Begriff eines absoluten
Willens sind dasselbe . Wer die Freiheit des Willens
läugnet , der mufs consequenter Weise auch die Rea¬
lität des Rechtsbegriffs läugnen , wie es z . B . bei Spi .
nozit der Fall ist , bei welchem das Recht , blos da$
Vermögen des bestimmten durch das All beschränkten
Individuum bedeutet .

g . 12 . Uehergang zur Untersuchung des Zwangsrechts
durch die Idee eines Gleichgewichts des Rechts .

Ein Zwangsrecht soll , nach dem obigen , begrün¬
det werden durch eine Verletzung des Urrechts , d . li ,
dadurch , dafs ein freies Wesen den Umfang seiner
freien Handlungen soweit ausdehnt , dafs dadurch ei¬
nes andern freien Wesens Rechte verlezt werden .
Nun aber ist ja der Verletzende auch frei , und hat ein
Recht frei zu seyn . Es kommt ihm zu das Unecht ,
und das ist ja aufgestelltermaafsen unendlich . Doch
soll es möglich seyn , dafs er durch den freien Ge¬
brauch desselben eines andern Rechte verletze . Das
Utrecht mufs daher doch eine durch das Rechts gesez
bestimmte Quantität haben , wenn durch den Gebrauch
desselben die Verletzung eines Rechts möglich seyn
soll ; und die Beantwortung der Frage : in welchem
Falle ist ein Recht verlezt , und tritt diesex; Verletzung
zu Folge ein Zwangsrecht ein , hängt ab von der Be¬
antwortung einer andern : welche Quantität der Frei¬
heit ist jedem durch das Rechtsgesez bestimmt ?

Deutlicher : wenn irgend ein Gebrauch der
Freiheit widerrechtlich ist , und dadurch zum Zwange
berechtigt , so mufs der rechtliche Gebrauch dersel¬

ben ,
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ben , d . i . des Urrechts , in bestimmte Grenzen ein -

gesclilossen seyn ; und man bann den widerrechtli¬

chen Gebrauch der Freiheit nicht angeben , ohne den

rechtlichen zu kennen ; beide sind nur durch Gegen -

saz bestimmbar . Wenn diese Grenzen sich angeben
lassen , und ein jeder sich innerhalb derselben hält ,
so tritt kein Zwangsrecht ein ; es ist da ein allen

gleiches Recht , oder das Gleichgewicht des Rechts ,
und die Redingungen dieses Gleichgewichts haben

ydr vor allen Dingen aufzustellen , zur Vorbereitung ',

Begründung ', zu einem Regulativ für die folgende

Untersuchung vom Zwangsrechte ; denn das Zwangs¬
recht tritt nur da ein , wo das Gleichgewicht des

Rechts verlezt worden ist : und um das erstere zu

bestimmen , mufs man das lezteie kennen .

I .) Alles Rechtsverhältnifs ist bestimmt durch den

Saz : jeder beschränke seine Freiheit durch die Mög¬
lichkeit der Freiheit des andern . — Was zum Frei -

seyn überhaupt , und an sich gehöre , ist jezt,erörtert .

Durch ein ' solches unendliches Freiseyn , wie das be¬

schriebene , würde die Freiheit aller , ausser Eines

einzigen , aufgehoben , und sie selbst sogar ihrer phy¬
sischen Existenz nach vernichtet , und das Rechtsge -

sez würde demnach sich selbst widersprechen . Dieser

Widerspruch löset sich sogleich , wenn man daran

denkt , dafs das Rechtsoesez nicht etwa nur an den

Einen , mit Ausnahme des andern , sich richte , son¬

dern dafs es für alle freie Wesen , ohne Ausnahme

gelte . Wenn A . seine Freiheit beschränken soll , s9
iafs B . neben ihm auch frei seyn könne , so soll um¬

gekehrt B . auch die »einige so beschränken , dafs A .
neben
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neben ihm frei seyn könne , dafs auch für ihn eine
Sphäre der freien Wirksamkeit übrig ' bleibe . — Der
Saz wird noch bestimmter , wenn man daran denkt ,dafs die Selbstbeschränkung des A . durch die Möglich -
lichkeit der Ereiheit des B . lediglich unter der Bedin -
gung Statt finde , dafs B . seine Freiheit gleiclifals be-
schränke , und dafs das Gesez wegfalle , und gänzlichunanwendbar sey , wenn dies nicht geschieht . Die -
Selbstbeschränkung beider ist gegenseitig durch einan¬
der , vors erste nur formaliter (dafs sie überhaupt ,und als solche Statt finde ) bedingt . Sie findet für kei¬
nen von beiden Statt , wenn sie nicht für alle beide
Statt findet . Dies geht hervor aus der Natur der Sa¬che , und ist aus dein obigen zur Gntige bekannt ; aber
es bleibt beim Allgemeinen , ist ein leerer Begriff , und
gar keiner Anwendung fähig . — Wenn einer denandern sagt : thue das nicht , es stört meine Freiheit ;warum sollte der andere ihm nicht ' antworten : und esstört die meinige , es zu unterlassen ?

Es ist sonach die Frage zu beantworten : inwie¬weit soll denn jeder das Quantum seiner freien Hand¬
lungen , um der Freiheit des andern Willen beschrän¬ken ; wie weit geht die Freiheit , die jeder sich Vorbe¬halten darf , und deren Schonung durch den andernihm darüber entscheidet , ob derselbe überhaupt Rech -
tp habe , oder nicht ; wieweit geht dagegen diejenige ,die er dem andern , in seinem Begriffe von ihm , zuge¬stehen , und in seinen Handlungen schonen mufs ; undaus deren Schonung der andere entscheidet , ob er über¬

haupt Rechte habe oder nicht ?

Das Rechtsverlüiltnifs überhaupt ist durch nichtsbestimmt , als durch das aufgestellte Reclitsgesez .
Ueber



Ueber file aufgeworfene Frage könnte daher nur aus

jenem Gesetze entschieden werden . Aber dasselbe ist

aufge
'sfelltermaafsen nur formal , und bestimmt kei¬

ne Quantität . Es se'zt. blos das I )afs , keinesweges
aber das Inwieweit . Das ganze Gesez ist sonach ent¬

weder überhaupt nicht anwendbar , und führt lediglich

-auf ein leeres Gedankenspie ] mit Begriffen , oder es

mufs aus dem erstem das leztere folgen , und durch

das Setzen des erstem das leztere zugleich mit gesezt

seyn .

Beides ist zugleich gesezt , heifst : durch den

blofsen Begriff von der Freiheit eines Wesens ausser

mir , wird ink zugleich die Quantität der Beschrän¬

kung vorgeschrieben , die ich mir aufzulegen habe . —

Es ist ganz klar , dafs die Antwort so ausfallen mufs -

te , wenn eine Anwendung unsers Begriffs möglich

seyn sollte : es ist nur etwas schwieriger zu sagen ,

was der aufgestellte ' Saz eigentlich heissen möge , und

wie , und warum er wahr, .seyn möge . Wir analysi -

ren ihn zuförderst . Es liegen in ihm folgende drei .-

a . )' Die wirkliche , nicht etwa blos problemastisch

als möglich gedachte Selbstbeschränkung eines freien

Wesens ist bedingt durch die Erkenntnifs eines be¬

stimmten freien Wesens ausser ihm . Wer eine sol¬

che Erkenntnifs nicht hat , kann sich nicht beschrän¬

ken ; nnd das mögliche Wesen , das ich nicht kenne ,

verbindet mich nicht zur Selbstbeschränkung .

Wenn , wie es hei Deduktion des Urrechts ge¬

schieht , eine Person in der Sinnenwelt isolirt gedacht

wird , so hat sie so lange , als sie keine Person ausser

ihr kennt , da * Recht , ihre Freiheit soweit auszudeh -



nen , als sie kann ' und will , und , wenn es ihr beliebt , jl
die ganze Sinnenwelt für sich in Besitz zu nehmen .
Ihr Recht ist wirklich (wenn das Unecht nur über¬
haupt ein wirkliches Recht seyn kqnnte ) unendlich ,
denn die Bedingung unter der dasselbe beschränkt
seyn müfste , fällt weg .

h .) Die Selbstbeschränkung eines freien "
Wesens

ist durch die Erkenntnifs eines andern freien Wesens
ausser ihm , ohne weiteres , auch vollkommen bestimmt .
Sie ist dadurch zuförderst gesezt , welches ohne Wi¬
derrede zugegeben werden möchte . Jeder , so gewifs
er sich dem Rechtsgesetze unterwirft , mufs seine Fre

wieweit diese Beschränkung gehen müsse .

heit durch die Freiheit des andern beschränken : sobald
er einen freien ausser sich erkennt . Von dem Augen¬
blicke daher , da derjenige , den wir als isolirt gesezt
haben , ein freies Wesen ausser sich erkennt , hat er
nicht mehr blos und lediglich auf die Möglichkeit sei¬
ner Freiheit , sondern auch auf die Freiheit des andern
zu sehen . Weiter aber wird behauptet : seine Selbst¬
beschränkung sey dadurch bestimmt , blos und lediglich
durch diese Erkenntnifs sey die Grenze vorgeschrieben ,

c .) Meine Freiheit wird auf jedem Fall durch die
Freiheit des andern nur unter der Bedingung beschränkt ,
dafs er selbst die seinige durch den Begriff der meini -

gen beschränke . Ausserdem ist er rechtlos . Soll da¬
her aus meiner Erkenntnifs des andern ein Rechtsver -
hältnifs erfolgen , so mufs die Erkenntnifs , und die
dadurch geschehene Beschränkung der Freiheit gegen¬
seitig seyn . Also — alles Rechtsverhältnifs zwischen
bestimmten Personen ist bedingt durch ihre wechselsei¬

tige

&If



tige Anerkennung durch einander , durch dieselbe über
auch vollkommen bestimmt .

II .) Wir wenden diesen Saz an auf die einzelnen
unter ihm enthaltnen Fälle ; zuförderst auf das liecht
der fortdauernden Freiheit des Leibes .

So wie ein vernünftiges Wesen einen für die Dar -

mufs es , laut des obigen , denselben als den Leib eines
vernünftigen Wesens , und das Wesen , das ihm da¬
durch dargestellt wird , als ein vernünftiges Wesen se¬
tzen . So wie es diesen Leib sezt , bestimmt es ihn
eben dadurch als ein gewisses Quantum der Materie

durchdringlich ist .
\

Nun ist der Leib eines vernünftigen Wesens , zu
Folge des Utrechts , nothwendig frei , und unantast¬
bar . Der erkennende müfste daher , zu Folge seiner

i Erkenntnifs , seine Freiheit nothwendig beschränken
; auf eine Wirksamkeit ausserhalb dieses Leibes , und

ausserhalb des Raums in der Sinnenwelt , den er ein¬
nimmt. Er kann jenen Leib nicht setzen , als eine Sa -

1 die , auf die er willkührlich einwirken , sie seinen Zwe¬
cken unterwerfen , und dadurch in Besiz nehmen könn¬
te , sondern als etwas , das die Sphäre seiner Wirk -

I : samkeit beschränkt . Dieselbe kann sieb allenthalben
hin erstrecken , nur nicht dahin , wo dieser Körper
ist. So wie ich ilm erblikt , und für das , was er ist ,' erkannt habe , halse ich etwas die Sphäre meines Wir¬
kens in der Siunenwelt beschränkendes erkannt . Ich

Stellung der Vernunft in der Sinnen weit artikulirten
[( Leib , der Mensch einen menschlichen Leih, , erblikt ,

im Raume , das diesen Raum erfüllt , und in ihm un¬

it bin



bin mit meiner Wirksamkeit von dem Raume ausge¬
schlossen , den derselbe jedesmal einnimmt .

|
Da jedoch diese Selbstbeschränkung davon at - |

hängt , dafs der andere gleichfals mich erblicke , und j
mich so setze , wie ich ihn gesezt habe , welches an
sich notbwendig ist ; feiner dafs der andere durch die¬
se Erkenntnifs gleichfals seine Freiheit beschränke , so
wie ich die meinise beschränkt habe : so ist meine Be-

Schränkung , und das Recht des andern nur problems jjr
tisch , und es läft sich nicht entscheiden , ob beides j|
Statt finde , oder nicht .

III .) So wie ich den Leib des Wesens ausser mir
setze , als absolut frei in seiner Selbstbestimmung zur
Wirksamkeit , und das Wesen , das durch ihn darge¬
stellt wird , als freie Ursache in der Sinnenwelt , mufs
ich notliwendig setzen , dafs dieles Wesen wolle , dafs

irgend ein Effekt in der Sinnenwelt seinem Begriffe
correspondire , dafs es demnach irgend einige Objekte
in der Sinnenwelt seinen Zwecken unterworfen habe,
zu Folge des Begriffs vom Unrechte . Er , wenn er mich
erblikt , mufs das gleiche von mir annehmen .

Diese den besondern Zwecken eines jeden unter¬
worfenen Objekte , müfsten uns beiden gegenseitig un-
verlezlich seyn , wenn wir sie wfifsten . Aber da die¬
se Sache in dem Bewufstseyn eines jeden bleibt , und
in der Sinnenwelt sich nicht offenbart , so sind die Ob¬
jekte des Rechts , und der Beschränkung problematisch .

Die Objekte des Rechts sind problematisch , aber
nicht nur sie , sondern das Recht überhaupt ist proble¬
matisch , es ist ungewifs , und hängt von einer nicht
bekannten Bedingung ab , ob beide gegenseitig Rechte
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auf einander haben . Ich bin nur unter der Vorausse¬
tzung verbunden , die Objekte , die der andere seinen
Zwecken untergeordnet hat , zu schonen , inwiefern
er die, welche ich den mehligen untergeordnet , schont .
Nun kann er gar nicht zeigen , ob er sie schone , oder
nicht , ehe er sie kennt ; und ich eben so wenig , ob
ich die seinen Zwecken unterworfenen schone , ehe ich
sie kenne . Durch diese , obwaltende Unwissenheit ist
also auch sogar - die Möglichkeit aufgehoben , und als
rechtsfähige Wesen gegen einander zu bewähren .

i

(Nicht nur dies , ob beide gesonnen sind , jeder
des andern Eigenthum zu schonen , ist problematisch ;
sondern sogar dies , ob sie gesonnen sind , die Freiheit
und Unverlezliclikeit ihrer Leiber gegenseitig zu re -

spektiren . Es ist daher überhaupt kein wirkliches
Hechtsverbal tnifs zwischen beiden ; alles ist , und bleibt

problematisch .)

Wir haben schon oben eingesehen , dafs , sobald
das Zwangsrecht eintrete , Menschen , ohne Verabre¬
dung , nicht länger ruhig neben einander leben kön¬
nen . Hier finden wir , dafs diese Unmöglichkeit noch7 o
früher , vor allem Zwangsrechte , bei der Begründung
alles gegenseitigen Rechts überhaupt eintritt , wie wir
sogleich näher einselien werden . Nemlich

IV .) Diese Ungewifsheit kann nicht bleiben , Wenn
em rechtliches Beisammenstehen beider nacli einer Re¬
gel , die dasselbe sichere nicht etwa durch einen
blofsen Zufall , der eintreifen könnte , und auch nicht, —

möglich seyn soll . Denn keiner von beiden kann von
nun an etwas , das er seinen Zwecken nicht schon un¬
terworfen hat , denselben unterwerfen , und es dadurch

■ K a in



in Besiz nehmen , ohne zu fürchten , dafs es der ihm
bekannt gewordene andere schon in Besiz - genommen ,
und er demnach durch seine Besiznehmung in die Buch¬
te desselben einen Eingriff time . Ia , keiner von hei.
den kann von dem Augenblicke der gegenseitigen Be¬
kanntschaft an , auch nur seines bisherigen Besitzes si¬
cher seyn , weil es immer möglich ist , dafs der ändert
denselben in Besiz nehme , in der Voraussetzung , er
habe noch ' lieinen Besitzer , und es dann dem dadurch
beschädigten unmöglich seyn würde , seinen Besiz zu
erweisen ; der auch allerdings unrechtmässig -, wie wohl
redlich , seyn kann , indem der andere ja noch früher
die Sache seinen Zwecken untergeordnet haben konnte .
Wie soll nun die Sache entschieden werden ? Beide
Theile selbst können es nicht allemal wissen , welcher
Von beiden früher sich der streitigen Sache bemäch¬
tigt habe ; oder wenn sie es wissen könnten , so be-
ruht dieser Entscheidungsgrund auf dem Gewissen ei¬
nes jeden , und ist zu äusserm Rechte gar nicht bestän¬
dig . Es entsteht zwischen ihnen,ein Rechtsstreit , der
nicht zu entscheiden ist , und ein Streit der physischen
Kräfte , der nur mit der physischen Vernichtung , oder
der gänzlichen Vertreibung eines von beiden , sich en¬
den kann . — Nur durch einen Zufall , wenn es sich
nemlich etwa so fügte , dafs nie in einem ein Gelüst ent¬
stünde nach dem , was der andere für sich behalten
will , könnten sie rechtlich und in Friede beisammen
lebep , Aber von einem solchen Zufalle - können sie
nicht alles ihr Recht , und ihre Sicherheit abliängeu
lassen .

Es ist , wenn diese . Unwissenheit nicht gehoben
wild
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wird , unmöglich , dais zwischen beiden ein rechtliches
Verhältnifs entstehe .

Es ist problematisch , welches die Objekte des
Rechts , und der Verbindlichkeit sind . Es ist eben

darum problematisch , ob überhaupt auf ein Recht zu
zählen sey , und ob eine Verbindlichkeit Statt fände .
Werdas Recht will , nmfs nothwendig wollen , dafs

dieser , alles Recht unmöglich machende Zustand auf -

. gehoben werde . Das Rechtsgesez will das Recht . Es
will daher nothwendig , dafs dieser Zustand aufgeho -

lei? werde . Es giebt mithin ein Recht , auf seine Auf¬

hebung zu dringen . ' "Wer ihn nicht auflieben will , der
äussert allein dadurch , dafs er das Recht nicht wolle ,

1- und dem Rechtso esetzel sich nicht unterwerfe ; wird

I sonach rechtslos , und berechtigt zu einem unendlichen

Zwange .

V . ) Aber wie soll diese Unwissenheit gehoben wer -

; den ? dafs jede Person ihren Zwecken etwas unterwor¬
fen habe , und unterworfen haben müsse , liegt im Be¬

griffe einer Person , als einer freien Ursache in der Sin -

nenwelt , wie oben dargethan worden . Demnach mufs
zuförderst jedö Person , sobald ihr die Existenz einer Per¬

son ausser ihr bekannt wird , ihren Eesiz überhaupt be¬
schränken auf ein endliches Quantum der Sinnenwelt .
Wollte sie die ganze Sinnenwelt ihren Zwecken aus -

scliliessend unterordnen , so könnte die Freiheit des ihr

nun wohl bekannten Andern nicht dabei bestehen ; aber
sie soll dabei bestehen können ; mithin ist sie rechtlich
verbunden , dem andern etwas , als Objektseiner frei¬
en Wirksamkeit , übrig zu lassen . Welches bestimmte

Quantum aber jeder gewählt habe , oder wählen wolle ,
hängt ab von seiner Freiheit .

F einer
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Ferner kann jeder nur selbst wissen , was er ge.
wählt habe , da die Sache im Bewufstseyn verbleibt ,
und in der Sinnenwelt sich nicht äussert . So miilsten
demnach beide einander sagen , was jeder aussclilies -
send für sich besitzen wolle , weil dies das einzige
Büttel ist , die Ungewilslieit zu heben , die zu Folge
des Rcclitsgesetzes gehobelt werden soll . Iederistreclit - j j
lieh verbunden , sich darüber innerlich zu bestimmen , und |der andere hat das Recht , den unentschlossenen zu I )
zwingen ; einen festen Entdchlufs zu fassen ; denn so°

_ \ [Fflange die Unentschlossenheit fortdauert , findet wederd ^j
Recht , noch Sicherheit Statt . Ieder ist ferner recht - :
lieh verbunden , sich darüber äusserlich zu erklären ;
und der andere hat das Recht , ihn zu dieser Erklärung

. 01 ,1V,
zur Deklaration seines Besitzes , zu zwingen , weil ohne ‘
sie gleichfals weder Recht noch Sicherheit Statt findet,

Sonach ist alles rechtliche ' Verhältüifs , zwischen
bestimmten Personen überhaupt , durch die gegenseiti¬
ge Deklaration dessen , was sie ausschliessendbesitzen
wollen , bedingt , und wird lediglich dadurch möglich ,

\

VI .) Die deklarirten Ansprüche beider , vertra¬
gen sich entweder mit einander , oder sie sind im Wi¬
derstreit ; das erstere , wenn keiner besitzen zu wollen
deklarirt , was der andere für sich behalten will ; das
leztere , wenn beide Ansprüche auf dieselbe Sache ma¬
chen . Im ersten Ealle sind sie schon einig , im lezten
Falle kann ihr Streit , durch Rechtsgründe , gar nicht |
entschieden werden . Nicht etwa aus der frühem Be-
siznehmung ; denn diese kann keiner von beiden dar-
thun , und sie ist sonach nicht rechtsbeständig für äus¬
seres Recht . Das , was vor diesem Gerichtshöfe das 1

Recht



Recht des Besitzes begründet, die Deklaration des Wil¬
lens , etwas zu besitzen , ist auf beiden Seiten gleich ;
es ist sonach auf beiden Seiten das gleiche Recht .

Entweder , beide müssen sich mit einander verglei¬
chen , so dafs jeder an seiner Seite von seinen Forde¬

rungen nachlasse , bis ihre Ansprüche nicht mehr in

Widerstreit sind , und sie sich sonach in dem ztierst

gesezten Falle der Einstimmigkeit befinden. — Doch

^ hat keiner das Recht , den andern zum Vergleiche , und

■ ' zum Nachgeben zu zwingen ; denn daraus , dafs der an-

■| dere über diese bestimmten Gegenstände nicht nachge-

; • ben will , folgt nicht , dafs er sich dem Rechtsgesetze
i überhaupt nicht unterwerfen wolle . Er hat einen be-

- stimmten Besiz gewählt , und denselben deklariret, und
sonach seine Verbindlichkeit gegen das Rechtsgesez er-

' füllt . Er will sich ihm , seiner Angabe nach , auch
: ferner unterwerfen , wenn ich ihm nur lassen will , was .
1 er verlangt ; er will sich nur meinem Willen , gerade

}, dies zu besitzen , nicht unterwerfen , und dieser mein

v Wille ist ein partikulärer , individueller Wille, , nicht

! &?■ her der , uns beiden gemeinschaftlich seyn sollende ,
Wille des Rechtsgesetzes , welches darüber , welchem

f von uns beiden der streitige Gegenstand zu eigen wer¬

den solle , nichts entscheidet ,

Oder wenn sie sich nicht vergleichen können , so

' ; ' würde , da das streitige Recht von beiden Seiten gleich
i ist , ein unauflöslicher Rechtsstreit , und aus ihm ein

| Krieg entstehen , der sich nur mit dem Untergange ex -

: nes von beiden enden könnte . Da nun ein solcher

Krieg , so wie aller Krieg , absolut widerrechtlich ist ,
müssen sic , damit er nicht entstehe , die Entscheidung

1 ihres

ff
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ihres Streits einem dritten übergehen , ihm ohne Vor¬
behalt ihr Re,chtsurt ;heil , über den gegenwärtigen Fall ,und die Garantie seiner Entscheidung ; , für die Zuhunft ,überlassen , also ihr Recht zu ürtheilen , und ihre phy¬
sische Macht ihm unterwerfen : — das heilst nachdem
obigen , sie müssen sich mit einander an ein gemeinesWesen snschliess .en . Hierauf , dafs nemlicli der ande¬
re , entweder sich gutwillig füge , oder sich zugleichmit ihm an ein gemeines Wesen nnschliesse , -— nicht
dafs er das eine oder das andere time , scmdern dafs er
Eins von beiden wähle , — hat jeder das Zwangsrecht ,weil ausserdem kein rechtliches 'Verhältnifs zwischen
beiden entstehen würde , welches doch zu Folge des
Reclitsgesetzes entstehen soll .

VII .) Sind nun beide , als welcher Fall allein
hielier gehört : , (denn von dem Eigenthmnsvertrage im
Staate ' wird tiefer unten geredet werden, ) entweder
gleich zu Anfänge einig gewesen , oder sind sie es
durch Vergleich geworden ,- und man nimmt an , dafs
jeder nun rechtlich zu eigen besitze , was ihm zu Folgedieser gegenseitigen nicht streitigen Deklaration zu¬
kommt , worauf ’

gründet sich denn nun ihr Eigentlrums -
lecht an die bestimmten Objekte , die durch die Thei -
lnng jedem zufallen ? Offenbar lediglich darauf , dafs
ihr Wille nicht streitig , sondern übereinstimmend
war ; dafs darauf , was dem Einen zukommt , der an¬
dere Verzicht gethan hat . Dadurch , dafs der Eine
sagt : nur dies soll mein seyn , sagt er , vermittelst der
Beschränkung durch Gegensaz , zugleich ; das ausge -
geschlossene mag dein seyn , und so umgekehrt der
andere . Also ihr Eigenthumsrecht , d . i . das Recht

des



des ausschliessenden Besitzes wird vollendet durch di *

gegenseitige Anerkennung , ist durch sie bedingt , und
findet olme rliese Bedingung nicht Statt . AIIqs Eigen -

tliuni gründet sich auf die Vereinigung des Willens melx*

rerer zu Einem Willen .

Ich hin ausgeschlossen von dem Besitze eines be ^
stimmten Objekts , nicht durch den Willen des ändern .,
sondern lediglich durch meinen eignen freien Willen .
Hatte ich nicht selbst mich ausgeschlossen , so wäre
ich es nicht . Aber überhat7pt von etwas ausschliessen
mufs ich mich , zu Folge des Rechtsgesetzes . Ühd so
mulste es denn allerdings kommen , wenn jeder ur¬

sprünglich auf die ganze Sinnenwelt überhaupt das Ei¬

genthumsrecht hat , aber es nicht wirklich behalten ,
und doch , bei diesem Verluste , frei seyn und blei¬
ben soll .

Um unsre Meinung deutlicher zu machen , se¬
tzen wir noch folgendes hinzu .

j .) Durch blofse Subordination , unter meine

Zwecke , erhalte ich nur in dem eingebildeten Zustande

des Utrechts einen Besiz ; ich erhalte ihn dadurch nur ,
als für mich seihst gültig ; aber es war zu erwarten ,
dafs ich nicht mit mir selbst rechtsn , nicht mir selbst

einen Besitz streitig machen werde , — es versteht

sich , inwiefern ich auf dem Gebiete des Naturrechts

mich blos als Person betrachte . Vor dem Gerichtshof ®

des Sittengesetzes ist es freilich ein anderes ; da wird

der Mensch gleichsam mit sich selbst entzweiet , und

geht mit sich selbst ins Gericht .

Doch mufste jeher Saz aufgestellt werden , weil

der Wille etwas zu besitzen , die erste und oberste Be -
din -
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dingung des Eigenthunis ist ; nur nicht die einzige,sondern sie mufs durch eine andere erst weiter be¬
stimmt werden . Soli aid der Mensch in Verbindung
mit andern gesezt wird , ist sein Bcsiz rechtlich , ledi¬
glich inwiefern er durch den andern anerkannt wird ;
und dadurch erst erhält er eine äussere gemeinsame ,
vor der Hand nur ihm , und dem anerkennenden , ge¬
meinsame Gültigkeit . Dadurch wird der Besiz erst
ein Eigenthum , d . i . etwas individuelles . Ein Indivi¬
duum ist nur dadurch möglich , dafs es von einem an¬
dern Individuum unterschieden wird ;

'mithin etwas
individuelles nur dadurch , dafs es von einem andern
individuellen unterschieden wird . Ich kann mich
nicht als Individuum denken , ohne ein anderes Indi¬
viduum mir entgegenzusetzen : eben so kann ich nichts
als mein Eigenthum denken , ohne zugleich etwas als
das Eigenthum eines andern zu denken ; so von seiner
Seite der andere . Alles Eigenthum gründet sich auf
wechselseitige Anerkennung , und diese ist bedingt ,
durch gegenseitige Deklaration .

2 .) Das Eigenthum eines bestimmten Gegenstan¬
des , — nicht etwa , dafs überhaupt etwas zu eigen
besessen werden könne , — gilt sonach nur für dieje¬
nigen , die dieses Eigenthumsrecht unter sich anerkannt
haben ; und nicht weiter . Es ist immer möglich , und
nicht gegen das Recht , dafs über dasjenige , wa,s durch
den andern , oder durch einige andere , mir zuerkannt
worden , das ganze übrige Menschengeschlecht Streit
mit mir erhebe , und es abermals mit mir theileu wol¬
le . Es giebt daher gar kein sicheres , und zu äusserm
Rechte durchaus beständiges Eigenthum , als dasjenige ,

was



was von dem ganzen menschlichen Gesclilechte aner¬

kannt ist . Dieser Anerkennung sich zu versichern ,

scheint eine ungeheure Aufgabe , und dennoch ist sie

leicht zu losen , und ist in der Wirklichkeit durch die

gegenwärtige Verfassung der Menschen , längst ge - .

löst . Jedem , der in einem gemeinen Wesen lebt , an¬

erkennt und garantiret sein Eigenthum das gemeine
Wesen , also jeder Einzelne Bürger , der mit im Bun¬

de steht . Diesem , dem Staate , anerkennen sein Ei - ,

genthum , d . i . das Eigenthum aller Einzelnen Bürger
in demselben überhaupt , die mit ihm im Raume gren¬
zenden Staaten . Das Eigenthum dieser anerkennen

wieder die angrenzenden , u . s . f . Gesezt also die

entfernten Staaten haben das Eigenthum des Staates ,
in welchem ich lebe , und dadurch mittelbar das ineini¬

ge , nicht aberkannt , so haben sie doch das Eigenthum ,
der zunächst an sie grenzenden Staaten , anerkannt .

Sie und ihre Bürger können das Gebiet des ineinigen
nicht betreten , ohne durch die zwischen liegenden
hindurch zu gehen , und sich den freien Gebrauch der¬

selben zuzueignen , und das dürfen sie nicht , zu Fol¬

ge ihrer Anerkennung ; und so ist denn , da die Erde

ein absolutes geschlossenes und zusammenhängendes
Ganzes ist , durch die unmittelbare gegenseitige Aner¬

kennung der benachbarten Staaten durch einander ,
mittelbar alles Eigenthum anerkannt , das auf der Erde

ist . — lm Kriege hört freylich alles Rechtsverhält -

nifs auf ; und das Eigenthum aller Einzelnen in den

Kries führenden Staaten wird unsicher : aber der Zu -

stand des Kriegs ist auch kein rechtlicher Zustand .

Vm .) Wenn durch diese übereinstimmende De¬
klaration einiges unbestimmt bleibt , wie zu erwarten



ist , da 'beide unmöglich die ganze Sinnenwelt , zu ei¬
ner Theilung unter sich , umfassen können , so ist dies
keins von beiden Eigenthum (res neutrius ) . Es be¬
darf hierüber keiner besondern Deklaration ; alles , was
in der Deklaration beider nicht mit einbegriffen ist , ist
yon ihr ausgeschlossen , und wird durch das Ausge -
schlossenseyn von dem bestimmten ein unbestimmtes ,'
.wenn es auch etwa zur Zeit der gegenseitigen Dekla¬
ration beiden noch unbekannt , und erst hinterher ent¬
deckt würde . Diese für sie herrenlose Sache (res neu¬
trius ) kann gar wohl der Besiz eines Dritten , und von
ihm seinen Zwecken untergeordnet soyn ; da sie aber
nichts von einem Dritten , sondern nur beide von ein¬
ander wissen , so können sie auf diesen unbekannten ,und blos möglichen Dritten , keine Rücksicht nehmen .

Es kann späterhin dem einen oder dem andern
einfallen , etwas von diesem unbestimmten seinen
Zwecken unterzuordnen , und es dadurch in Besiz zu
nehmen . Da es nicht unter das von ihm anerkann¬
te Eigenthum des andern gehört , so scheint er zu die -'
ser Besiznehmung , zu Folge seines Urrechts , das völ¬
lige Recht zu haben . Aber wenn nun der andere ,der aus den gleichen Gründen das gleiche Recht hat ,denselben Gegenstand gleichfals in Besiz nähme , wer
sollte über das abermals streitige Recht entscheiden ?
Es müfste sonach , damit ein solcher Rechtsstreit garnicht entstünde , über diese Erweiterung des Besitzes ,
gleichfals Deklaration und Anerkennung Statt finden ,wie über den ersten Besiz . Diese zweite Deklaration ,und Anerkennung , und die möglicherweise folgen¬den sind eben den Schwierigkeiten unterworfen , wie

die
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die erstere ; beide können dasselbe besitzen wollen ,

und beide haben das gleiche Recht es zu wollen . Es

kann über dieses problematische Recht beider noch im¬

mer ein nicht aufzulösender Rechtsstreit , und ein

Krieg entstehen , der sich nur mit dem Untergange ei¬

nes von beiden , oder beider , endigen kann . Das zwi¬

schen ihnen errichtete Rechtsverhältnil 's ist sonach

noch immer nicht bestimmt , und vollendet , und es ist

noch . kein dauernder Fliedenszustand zwischen ihnen

eingeführt .

Aus diesem Grunde nun kann jene Unbestimmt¬

heit nicht bleiben , und sie können ihr ganzes Recht ,

und ihre künftige Sicherheit nicht von dem neuen Zu¬

falle abhängen lassen , dafs keiner begehre , was der

andere haben 'will , oder dafs sie sich jedesmal in der

Güte vergleichen . Es mufs daher , gleich in der er¬

sten Vereinigung Leider , zu einem rechtlichen Verhält¬

nisse , über das Recht der künftigen Zueignung , etwas

bestimmtes festgesezt werden .

Es ist nicht etwa blos rathsam , und dienlich ,

dafs dies geschehe , sondern es mujs zu Folge des

Rechtsgesetzes schlechthin geschehen , weil ausserdem

zwischen ihnen kein vollständiges , und sicheres Rechts -

verhältniis errichtet , kein beständiger Friede geschlos¬

sen wäre . Jeder hat sonäch das Recht , den •andern ,

zur Zustimmung zu irgend einer , für beide geltenden ,

Regel , über die künftige Zueignung Zu zwingen .

Was könnte das für eine Regel seyn ? Durch die

Deklaration wild das zu eigen gemachte besondre Ob¬

jekt bestimmt ; durch die Anerkennung erhält der Eigen -

thümer die zum Eigenthuinsrechta erforderliche Zu -
stim -



Stimmung des andern . Die leztere kann der Deklara¬
tion vorhergehen , d . h . sie kann im Momente der
friedlichen Vereinigung von beiden Seiten für einmal
auf immer geschehen . Die Deklaration der künftigen
Besiznelnnung aber kann in dem Momente der ersten
Vereinigung nicht geschehen ; denn dann wäre .es eine
gegenwärtige Besiznehmung , und keine künftige ; die
Objekte wären schon bestimmt , nicht aber unbestimmt ,und erst in der Zukunft bestimmbar . Es müfste so¬nach im Voraus die Anerkennung nicht des bestimm¬
ten , sondern des bestimmbaren geschehen , d . li . sie
müfsten sich gegenseitig verbinden , dafs jeder jedendeklarirten Besiz des andern in der Region des bis jeztunbestimmten , ohne weiteres , als das Eigenthum des¬selben anerkennen wolle .

Zu Folge dieses Vertrages würde derjenige vonbeiden , welcher nur zuerst deklariret lediglich durchdiese Deklaration , das volle Eigenthumsreclit erhalten ,da der andere durch den Vertrag schon im Voraus ver¬bunden ist , seine Einwilligung zu geben . Mithintritt hier zuerst , und zwar lediglich zu Folge der
freiwilligen , jedoch rechtlich nothwendigen , Verab¬
redung , der Rechtsgrund aus der Priorität der Zeitein ; und die Rechtsformel ; Oui prior tempore , potiorjure , die bisher keine Rechtsbeständigkeit vor demäussern Gerichtshöfe hatte , wird begründet . Eine an¬dere Rechtsformel : eine herrenlose Sache fällt demanheim , der sich ihrer zuerst bemächtigt (res nulliuscedit primo occupanti ) , wird hier genauer bestimmt ,und eingeschränkt . Es giebt keine absolute herrenlo¬se Sache , rechtsbeständig für äusseres Recht . Nur

durch
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durch gegenseitige Deklaration , und das Ausgeschlos -

senseyn von ihr , entsteht eine herrenlose Sache für die

beiden contrahirenden (res neutrius ) , die nur proble¬

matisch re 's nullius ist , bis ein Eigentbiimer dazu sich

meldet . (Sie ist lediglich res neutrius per declaratio - .

aem ; diese cedit , ex pacto , primo occupanti et decla¬

rant ! .)

Die Möglichkeit , dafs ein unaullöslicher Rechts¬

streit entstehe , ist noch nicht gehoben , und das recht¬

liche Vei 'hältnifs ist noch nicht durchgängig gesichert ,

wenn es nicht so einzurichten ist , dafs die Deklara¬

tion , so schnell als möglich , auf die Besiznehmung ,

auf die Erkenntnil
'
s des Objekts , und den Entschlufs, ■

es für mich zu behalten , folge . Denn wie , wenn

gleich , nachdem ich den Gegenstand in Besiz genom¬

men , der andere , den ich aufsuche , um ihm diese

Besiznehmung zu deklariren , kömmt , denselben Ge¬

genstand in Besiz nimmt , und nun gellt , um mir sei¬

ne Besiznehmung zu deklariren ? Wessen ist das Ei¬

genthum ? Der Rechtsstreit dürfte oft sogar vor dem ei¬

genen Bewufstseyn beider , vor dem Gerichtshöfe des

äussern Rechts aber gewifs unauflöslich seyn , weil

keiner beweisen kann , dafs er der erste war . Beide

wären sonach , aller angewandten , Sorgfalt ohngeach -

t et , abermals in Gefahr , im Krieg mit einander ver¬

wickelt zu werden .

Besiznehmung , und Deklaration müssen sonach

syhthetisch vereinigt werden ; oder strenger , das oc -

cupirte Objekt mul ’
s bei der Occupation so bestimmt

werden , daß der andere dasselbe nicht erkennen hönne t

ohne zugleich die geschehene Occupation zu eskennen.

Das Objekt selbst jnufs deklariren : also , es müssen ,
Zei -
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Zeichen tier geschehenen Besiznehmung zwischen hei - ü
den verabredet werden -. Dies , gerade dies ist noth - ■

'
wendig , wenn alle fernere Möglichkeit des Rechts -
Streites verhütet werden soll ; es gieht daher ein jl
Zwangsrecht den andern dazu anzuhalten . — Diese fZeichen sind Zeichen lediglich , inwiefern sie zwischen 1 ;beiden verabredet , und dazu gemacht worden sind , jJEs können daher seyn , welche es wollen . Das m - i|türlichste hei dem Eigenthum an Grund und Boden , |,(ist die Absonderung desselben , von dem übrigen Lau - [Jde , durch Zäune , und Graben . Den unvernünftigen fjThieren wird es unmöglich gemacht , ein solches ;

Grundstück zu betreten ; '
vernünftige Wesen werden ;dadurch - erinnert , dafs sie ihr Vermögen , es zu betre - ;

‘
ten , nicht brauchen sollen . js

IX .) Die Aufgebung des Eigenthums (derelictio
dominii ) betreffend , über welche hier gleichfals ein
Rechtsstreit entstehen könnte , ist sogleich klar , dafs
das erste Eigenthum , das , Kraft der Deklaration und
Anerkennung , Eigerithiimliclie , nur durch die Dekla¬
ration , dafs der Eigentliümer es nicht länger besitzen
wolle , aufgegeben werden könne , und dafs , was auch
übrigens geschehen möge , jeder immerfort annehmen
müsse , der andere wolle fort besitzen , was er sich
einmal zugeeignet , so lange er nicht die Aufgebungdes Willens ausdrücklich erklärt hat . Soweit der Grund
reicht , soweit das begründete : nun ist lediglich die
Deklaration der Grund dieses Eigenthums , mithin kann
es nicht wegfallen , die Deklaration falle dann weg .Aber diese fällt nur durch die entgege .ngesezte Dekla¬
ration weg . Das aufgegebene Eigenthum wird dadurch

berrcn «
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herrenlos für beide , lind lieht tinter der oben ange¬

zeigten Rechtsregel der herrenlose Gegenstände . -—

Was das nachher erworbene Eigenthum , (dominium

acquisitum ) betrifft , so wird dies erlangt , zu Folge
des verabredeten Zeichens des Eigenthums , und fällt

weg , so wie dieses Zeichen wegfällt , zu Folge der Re¬

gel : das begründete geht nicht weiter als der Grund

geht . -i— Man könnte sagen , nachdem der andere das

Zeichen einmal erblikt hat , weifs er , dafs das bezeicli -

nete zugeeignet ist . Der Eigentliümer kann nün das

Zeichen wegnehmen , um nichts überflüssiges zu un¬

terhalten ; oder dasselbe veraltert , und verschwindet

vielleicht von selbst . Aber eben daran liegt es , dafs

dein andern nie nachgewiesen werden kann , er habe

das Zeichen des Eigenthums wirklich erblikt . Er kann

ja überhaupt nicht zu dem Gegenstände gekommen seyn ;

oder , wenn er dazu gekommen wäre , kann er ja auf

das Zeichen des Eigenthums , da die Sache ihn nicht

interessirte , nicht geachtet haben . Das Zeichen ist

also nie etwas überflüssiges , sondern der nothwendig
fortdauernde Rechtsgruud ; und wenn der Eigenthü -

mer dasselbe wegnimmt , oder es zu Grande gehen läfsty

so ist er anzusehen , als ein solcher , der sein Eigeri -

thumsrecht aufg .egeb en hat .

X . ) Dadurch , dafs beide deri aüfgez
'eigten, - und

bestimmten Vertrag über das Eigenthum schliessen ,
beweisen sie einander gegenseitig , dafs sie iicli dem

Reehtsgesetze unterwerfen , wenn derselbe lediglich
zu Folge dieses Gesetzes geschlossen werden kann :

dals sie demnach Wesen sind, - welche Rechte haben .

Also erhält , vermittelst dieses Vertrags zrrgleieh auch

£ , die
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die Unverlezlichkeit , und Unantas fbarkeit ihrer Leiber ,
die vorher problematisch blieb , ihre Sanktion , und
wird ein kategorisches Recht . Es bedarf , wie sich
versteht , dazu keiner besondern Verabredung ; denn
das Inwieweit ist hierbei nicht streitig , sondern durch
die blofse Erkenntnifs gegeben . Ueber das dafs , wel¬
ches vorher problematisch war , ist j ezt durch die Schlies¬
sung des Vertrags entschieden . Unsere Betrachtung
ist in sich seihst zurückgelaufen ; das vorher problema¬
tische Erste , ist jezt durch den blofsen -Gang derselben
kategorisch geworden , sie ist mithin vollkommen er¬
schöpft .

Beide Wesen sind jezt in Rücksicht der Schran¬
ken ihrer freien Handlungen , in Beziehungaufeinan¬
der , vollkommen bestimmt , und für einander sejen -
seitig gleichsam constituirt . Iedes hat seinen bestimm¬
ten Standpunkt in der 'Sinnenwelt ; und sie können garnicht in Rechtsstreit gerathen , wenn beide auf dem¬
selben sich halten . Es ist ein Gleichgewicht des Rechts
zwischen ihnen errichtet .

XI . ) Der synthetisch aufgestellte Saz , dafs durch
das an sich nur formale Rechtsgesez , auch materiell
der Umfang der Rechte eines jeden bestimmt werden
möge , hat sich durch die allgemeine Anwendbarkeit
bewährt . Durch die blofse Erkenntnifs eines freien
Wesens Wird mir unmittelbar mein Rechtsverhältnifs
mit demselben bestimmt , d . i . es wirdgesezt , alsnoth -
wendig zu bestimmend : es wird durch das Rechtsgesezdie absolute Aufgabe gegeben , es entweder frei zu be¬
stimmen , • oder es durch deii Staat bestimmen zu lassen .

Wir haben sonach di« wichtigste Frage einerV O

Rechts -
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Rechtslehre , als einer reellen Wissenschaft, ' beant¬

wortet : wie läfst ein hlos formales Rechtsgesez ; sich

auf bestimmte Gegenstände anwenden .

Zweites Kapitel der Rechtslehre ;

Ueber das Zwangsrechfc

S -‘ i5 -

Unsere ganze Argumentation in der Deduktion eines

Gleichgewichts des Rechts dreht sich in einem Zir¬

kel ; wenn man auf diesen reflektiret , so wird der

rechtliche Zustand , dessen Möglichkeit dadurch ge¬
zeigt Werden sollte , abermals unmöglich ; und der

Rechts begriff erscheint noch immer als leer, - und öh -
D 1

ne alle Anwendung .

Es war den vernünftigen Wesen , die wir ge -

sezt haben, - als einander gegenseitig erkennend , je *

dem von seiner Seite problematisch , ob er anf Si¬

cherheit seiner Rechte vor dem andern rechnen kön¬

ne , und ob dem zu Folge derselbe Rechte liaise ;
oder ob er mit physischer Gewalt , - aus seinem Wir¬

kungskreise zu vertreiben scy . Der Zwmifel soll

dadurch gelös
’t seyn , dafs sie den Umfang ihrer 1

Rechte beide bestimmt , und gegenseitig anerkannt

haben ; denn es soll daraus klar hervorgehen , dafs

sie sich dem Rechtsgesetze unterwerfen .

Aber weit gefehlt ., dafs die gegenseitige Sicher¬

heit beider darauf beruhe , dafs sie nur einen rechtli¬

chen Zustand unter sich verabreden , beruht sie viel¬

mehr darauf , dafs sie , in allen künftigen freien Hand -

L 2 ' lun -



lungen , sich nach dieser Verabredung richten . Mit¬
hin wird in dieser Verabredung vorausgesezt das Ver¬
trauen eines jeden auf den andern , dafs derselbe sein
Wort , nicht etwa nur hier , und da wo es ihm gut
dünke , halten , sondern dafs er es sich zum unverbrüch¬
lichen Gesetze machen werde . Nun könnte er dassel¬
be gar nicht als ein solches , das er halten wolle , ge¬
hen , noch kann er in der Zukunft es wirklich halten ,
ausser , zu Folge des Willens , dafs ein rechtliches Ver-
hältnifs zwischen ihnen Statt finde , mithin zu Folge
seiner Unterwerfung unter das Gesez .

Demnach — das , was die Rechtlichkeit , und
Rechtsfähigkeit des andern , seine Unterwerfung un¬
ter das Gesez , beweisen soll , beweis ’t nur , inwiefern
das zu erweisende schon vorausgesezt wird , und hat
gar keine Gültigkeit , noch Bedeutung , Wenn es nicht
vorausgesezt wird .

Die Schärfe der ganzen folgenden Untersuchung
hängt davon ab , dafs dieser Punkt streng genommen
werde . Die Sicherheit beider soll nicht von einem
Zufalle , sondern von einer , der mechanischen glei¬
chenden , Nothwendigkeit abhängen , von weicherei¬
ne Ausnahme gar nicht möglich sey . Eine solche Si¬
cherheit findet nur unter der Bedingung Statt , dafs für
beide das Rechtgesez das unverbrüchliche Gesez ih¬
res Willens sey , und wenn beide nicht gegensei¬
tig diese Ueberzeugung von einander fassen kön¬
nen , so sichert sie keine Verabredung , denn die¬
se hat nur unter Bedingung jener Unterwerfung des
Willens unter das Rechtsgesez - Effekt . Es sind meh¬
rere Gründe möglich , die sie bewegen können, , sich
in Verabredung einzulassen ohne dafs sie selbst in der

Stunde



Stunde der Verabredung den Willen haben , ihr Wort

zu halten . — Oder , beide können es in der Stunde

der Verabredung redlich meinen , und im Herzen ent¬

schlossen seyn , rechtlich mit einander zu leben ; aber

hinterher durch die Gewohnheit des Friedens verleitet ,

und sicher gemacht , der Furcht entledigt , die wohl

auch Antheil haben konnte , an dem gütlichen Verglei -

che , und der Schwäche des Nachbars ganz sicher , kann

einer von beiden , oder beide , anderes Sinnes werden .

Sobald einer sich dieses als möglich denkt , kann er

keinen Augenblick mehr ruhig , sondern mufs stets auf

seiner Hut , stets zum Kriege gerüstet seyn , und sezt

dadurch den andern , der es vielleicht noch redlich

meint , in die gleiche Lage , und theilt ihm sein Miss¬

trauen mit . Ieder erhält schon dadurch das Recht dem

andern den Frieden aufzukündigen , und lieh feiner zu

entledigen , denn die Möglichkeit des Beisammenste¬

hens der Freiheit beider ist aufgehoben , Ihr Vertrag

ist völlig vernichtet , da das , worauf er lieh gründete ,

das gegenseitige Vertrauen , aufgehoben ist .

Resultat . Die Möglichkeit des Rechtsverhältnisses

zwischen Personen auf dem Gebiete des Naturrechts ist

durch gegenseitige Treue und Glauben ' bedingt , Gegen¬

seitige Treue und Glauben aber ist von dem Rechtsge -

setze nicht abhängig ; sie läfst sich nicht erzwingen ,

noch giebt es ein Recht , sie zu erzwingen . Es läfst

sich nicht erzwingen , dafs jemand innerlich Glaubet *

an meine Redlichkeit habe , weil dies sich nicht äus -

ser 't ^ mithin ausser der Sphäre des Naturrechts liegt .

Aber selbst dazu , dafs jemand sein Mistrauen gegen

mich nicht äussere , kann iqh ihn nicht zwingen . Denn
wenn



Wenn er denn doch Mistrauen hat , fo würde ich ihn
durch einen folclien Zwang nöthjgen , die ganze Sor¬
ge für seine Sicherheit, - mithin seine ganze Freiheit ,und alle seine "Rechte aufzugeben ; ich würde ihn da¬
durch meinem willlmhrlichen Rechtsurtheile , und mei¬
ner Macht unterwerfen '

, d . h . ihn unterjochen , w .ozn
niemand das Recht hat ,

5 , i/j . Das Princlp aller Zwangsgesetze ,
Sobald Treue , und Glauben zwischen Personen ,die mit einander leben , verloren gegangen , ist gegen¬

seitige Sicherheit und alles rechtliche Verhiiltnils zwi¬
schen ihnen unmöglich geworden , wie wir gesehenhaben . Von dem Ungrunde des gegenseitigen Mistrau¬
ens können die Parthieeu nicht überzeugt werden , in¬
dem eine solche Ueberzeugung nur auf einen befestig¬ten , und vor aller Nachgiebigkeit ? und Schwachheit
gänzlich gesicherten guten Willen aufgebaut werden
könnte ; ein .Glaube , den kaum jemand in sieb selbst ,
geschweige denn in einen andern setzen kann . — Treueund Glaube können , so wie sie einmal verloren gegan¬gen sind , nicht wieder hergestellt werden ; . denn ent¬weder die unsichere Lage beider dauert fort , das Mis¬trauen theilt . sich gegenseitig mi ): , und vermehrt sichdurch die Vorsicht , die jeder den andern anwendensiebt ; oder es bricht ein Krieg zwischen beiden aus ,der nie ein rechtlicher Zustand ist , und in -welchemimmerfort gegenseitig beide Grund genug finden wer¬den , an der rechtlichen Gesinnung der andern Partheyzu zweifeln .

Npn ist es keinen yon beiden um den guten Wil¬len des arjde ?n an sich , seiner Form nach , zu thun .
led er



Jeder stellt in , dieser Absicht vor dem Richterstuhle

seines eigenen Gewissens . Nur um der Folgen , um

das Materiale des Willens ist es ihnen zu thun . Ieder

will , und hat das Recht zu wollen , dafs von der Sei¬

te des andern nur diejenigen Handlungen erfolgen , wel¬

che erfolgen würden , wenn derselbe einen durchgän¬

gig guten Willen hätte ; ob dieser . Wille nun wirklich

da sey , oder nicht , davon ist nicht die Frage , Ieder

hat -nur auf die Legalität des andern , Keinesweges auf

seine Moralität Anspruch .

Nun aber kann nicht , und soll nicht , eine sol¬

che Veranstaltung getroffen werden , nach welcher die

Handlungen , die nicht geschehen sollen , durch mechani¬

sche Naturgewalt zurückgehalten würden ; dies ist theils

unmöglich , weil der Mensch frei ist , und eben darum

jeder Naturgewalt widerstehen , und sie überwinden

kann ; theils ist es widerrechtlich , weil dadurch der

Mensch , auf dem Gebiete des Rechtsbegriffs , zu einer

blofsen Maschine gemacht , und die Freiheit seines

Willens für nichts gerechnet würde . Die zu treffende

Veranstaltung nhifste . sonach an clen Willen selbst sich '

richten ; diesen vermögen undnöthigen , sich durch sich

selbst zu bestimmen , nichts zu wollen , als was mit

der gesezmäfsigen Freiheit bestehen kann . — Es ist

leicht einzusehen , dafs die Antwort so ausfallen mufs -

te ; es ist nur etwas schwerer zu begreifen , wie dies

möglich seyn werde .

Das freie Wesen sezt sich seihst mit absoluter

Freiheit Zwecke . Es will , weil es will , und das Wol¬

len eines Objekts ist selbst der lezte Grund dieses Wil¬

lens . So , und nicht anders , haben wir oben das freie
AVe-



Wesen bestimmt , und so mufs es bestimmt bleiben :
wird es anders gefast , so gellt die Ichheit verloren .

Wenn es nun so eingerichtet werden könnte ; dafs
aus dein Wollen jedes unreclitmäfsigen Zwecks noth -
wendig , und nach einem stets wirksamen Gesetze ,das Gegentheil des beabsichtigten erfolgte , so würde
jeder rechtswidrige Wille sich selbst vernichten . Ge¬
rade darum , weil inan etwas wollte , hönnte man es
nicht wollen ; jeder unrechtmäfsige Wille würde der
Grund seiner eignen Vernichtung , so wie der Wille
überhaupt der lezte Grund feiner selbst ist .

Es war nothwendig , diesen .Säz in feiner ganzen
synthetifchen Strenge aufzustellen , da auf ihn alle
Zwangsgesetze , oder Strafgesetze , (die ganze peinli¬che Gesezgehung ) sich gründen . Wir analysiren jeztdiesen Begriff , um ihn deutlicher zu machen .

Das freie Wesen sezt sich einen Zweck . Er heis¬
se A . Nun ' ist es zwar wohl möglich , dafs dieses A .
bezogen werde , als Mittel auf andere Zwecke , diese
wieder als Mittel auf andere u . s . f . Aber man fteigaauf so weit man will , so mufs man endlich doch einen
absoluten Zweck annehmen , welcher gewollt wird ,schlechthin , weil er gewollt wird . Alle mögliche Mit¬
telzwecke verhalten sich zu ihm , als Theile des abfo -
luten Totalzwecks , und sind sonacli selbst als absolute
Zwecke anztrselien . — A . wird gewollt , lieifst : es
wird gefordert , dafs etwas dem Begriff von A . corre -
spondirendes , in der Wahrnehmung als exiftirend , ge¬
geben werde . Der Begriff der reellen Existenz des A.
das Wollen , dafs A . existire , ist sonach die Triebfeder
des Willens A . So gewifs gegenwärtig A . begehrt

wird ,
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und der Wunsch seiner Existenz der vorherr¬

schende Wunsch ist ; so gewifs wird das Gegentheil

von A . verabscheut , und es ist gegenwärtig das am

meisten gefürchtete Uebel ,

Wenn nun die Person vorhersähe , dafs aus ihrer

Wirksamkeit , A , zu realiiiren , nothwendig das Gegen¬

theil von A . erfolgen werde , so könnte sie A . nicht re *

alisiren wollen , eben darum , weil sie die Existenz

von A . wünfcht , oder begehrt , und sonach das Gegen¬

theil davon verabfcheut ; sie könnte A . nicht wollen ,

gerade darum , weil sie es will ; und unsere Aufgabe

wäre gelö
’st . Die stärkste jetzt eben herrschende Be¬

gierde gäbe das Gegengewicht , und der Wille vernich¬

tete sich sei bit . Er würde durch sich selbh in seinen

Grenzen , gehalten , und gebunden .

TVenn demnach eine mit mechanischer Nothwendig -

keit wirkende Veranstaltung getroffen werden könnte ,

durch welche aus jeder rechtswidrigen Hanglung das

Gegentheil ihres Zwecks erfolgte , so . würde , durch ei¬

ne solche Veranhaltung , der Wille genöthigt , nur das

rechtmäfsige zu wollen ; durch diese Anhalt würde ,

nach verlorner ; Treue und Glauben , die Sicherheit wie¬

der hergestellt , und der gute Wille für die äussere

Realisation des Rechts entbehrlich gemacht , indem der

böfe , und nach fremden Sachen begierige Wille gera¬

de durch seine eigne unrechtmäfsige Begier , zu dem glei¬

chen Zwecke geleitet würde . Eine Veranhaltung ,

wie die beschriebene , heilst ein Zwangsgefetz .

Es ih überhaupt ein Recht vorhanden , eine sol¬

che Anhalt zu treffen . Denn gegenseitige rechtliche

Freiheit und Sicherheit sollen herrschen , zu Folge des
Rechts
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Rechtsgesetzes . Treue und Glauben , vermittelst deren
Freiheit und Sicherheit auch herrschen könnten , las¬
sen sich nicht nach einem Gesetze hervorbringen , so
dafs man auf sie sicher rechnen könnte ; jener Zweck
mufs also durch dasjenige realisiret werden , durch
welches allein er nach einer Regel realisiret werden
kann ; und dies ist allein das Zwangsgesez . Mithin
liegt die Aufgabe , eine solche Anstalt zu errichten , im
Rechfsgesetze .

Endlich, , die Freiheit des guten Willens bleibt
durch dieses Zwangsgesez unangetastet , und in ihrer
ganzen Würde . So gewifs jemand nur das rechtmä -
fsige , um der blofsen Re .chtmäfsigkeit Willen will , ent¬
steht in ihm gar kein Gelüst nach dem unrechtmäfsi -
gen . Nun aber ist , wie wir gesehen haben , das Ge -
sez lediglich auf diesen Gelüst berechnet ; bedient sich
nur seiner als Triebfeder , und wendet sich an den
Willen lediglich vermittelst dieses Gelüstes . Nur
durch ihn giebt man gleichsam dem Gesetze etwas hin ,
wobei es uns fallen und halten könne . In allen Fällen
daher , wo kein Gelüst vorhanden ist , wirkt es nicht ,
und , ist , in Absicht des Willens , völlig aufgehoben ;
es wird kein Motiv , weil die Rechtlichkeit schon durch
ein anderes Motiv hervorgebracht ilt . Dem Gerech¬
ten ist kein äusseres Gesez gegeben ; er ist von dem¬
selben ganz befreit , und durch seinen eignen gutenWillen davon befreit .

Aber , — die zweite mögliche Rücksicht eines
Zwangsgesetzes , — es kann Schaden zugefügt wer¬
den , ohne den Willen zu schaden , durch Nachlässig¬
keit und Unbedachtsamkeit . Hierauf hat das heschrie -

n e
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ne Zwangsgesez , das auf den Willen zu schaden , oder

vielmehr , auf den Willen , durch den Schaden des an¬

dern seinen Vortheil zu befördern , sich gründet , an

ihn sich richtet , und , wie in einer andern Absicht so

eben gezeigt worden , wegfällt , wenn ein solcher

Wille nicht da ist , keinen Einflufs , und bietet dager

<ren keinen Schutz dar . Nun aber ist ein , aus Unbe -
Ö'
dachtsamkeit zugefügter Verlust , für den Beschädig¬

ten , derselbe , als der aus bösem Willen zugefügte ,

und die mögliche Befürchtung desselben versezt in die

gleiche Unsicherheit , und Aengstlichkeit , als die , ab¬

sichtlicher feindseliger Anschläge . Mithin ist , durch

die beschriebene Veranstaltung , die Sicherheit noch

nicht genug begründet . Auch gegen die Unbedacht¬

samkeit müssen Anstalten getroffen ; werden . .

*

Alle Unachtsamkeit reducirt sich darauf , dafs der

Mensch überhaupt gar keinen Willen hat ., in Fällen wo

er nothwendig einen haben sollte , und wo , so gewifs
er für ein vernünftiges und freies Wesen genommen
ist , darauf gerechnet worden , dafs er einen haben

werde . Er hat gar keinen Begriff von seinem Han¬

deln sich entworfen , sondern mechanisch , und so wie

das Ohngefähr ihn trieb , gehandelt . Dies verhindert ,
in Sicherheit neben ihm zu leben ; und macht ihn zu

einem Naturprodukte , welches man zur Ruhe , und

Unthätigkeit bringen müfste , aber doch weder kann ,
weil er doch auch freien Willen hat , noch darf , weil

seine Freiheit im Ganzen respektirt werden mufs . —

Der Mensch soll , damit Sicherheit neben ihm mös -

lieh sey , die Aeusserungen seiner physischen Kraft ,
durch einen freien Willen , auf einen bedachten Zweck

Liu -
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hinleiten : und in Beziehung auf die Freiheit des an¬
dern läfst sich folgende Regel für denseisen festsetzen :

Er muß gerade foviel Sorge tragen , daß er die
Reckte des andern nicht verletze , als er Sorge trägt , daß
die seinigen nicht verlezt werden. Der Beweis der Gül¬
tigkeit diefer Regel ist folgender : der mir durch das
Gesez aufgegebene lezte Endzweck , ist gegenseitige Si¬
cherheit. In ihm liegt der Zweck , dafs die Rechte
des andern durch mich unbeschätigt bleiben eben so ,
und in dem gleichen Grade , als der , dafs die mehli¬
gen vor ihm unbeschädigt bleiben, - und so lange sie
nicht heidi? auf gleiche Weise Zwecke meine ? Willens
sind , so lange ist mein Wille unrechtlich , und ich
hin unfähig , zu einem sichern , friedlichen Verhält¬
nisse .

Es ist die Frage , wie es einzurichten sey , um
jemanden dahin zu bringen , dafs er Willen habe , wo
fr ihn haben foil , oder — wie wir durch die aufge¬
stellte Regel den Saz näher bestimmt haben , — dafs
er für die Sicherheit des andern vor ihm die gleiche
Sorge trage , als er für seine eigne Sicherheit yor dem
andern Sorge trägt .

Wir sehen zuförderlt auf die erfiere Formel , ge-
rade , weil sie die schwerere ift, und darum die Unter¬
suchung am interessantesten macht : wie hat man es
einzurichten , um in jemanden einen Willen hervorzu¬
bringen ?

Was überhaupt keinen Willen hat , wäre kein
freies und vernünftiges Wesen , welches der Voraus¬
setzung widerspricht . Die Personen , die wir uns hier
denken , haben Willen , auch ist die bestimmte Rich¬

tung
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tang ihres Willens bekannt ; sie haben die "
Objekte er¬

klärt , die sie , durch ihren Willen , ihren Zwecken

unterworfen haben ( ihr Eigenthum . ) Aus diesem

ganz gewifs vorbandnen Willen , miifste der mangeln¬
de , doch aber für die Möglichkeit der gegenseitigen
Sicherheit erforderliche Wille , durch die zu treffende

Anstalt erzeugt werden , d . h . die Befriedigung des

Willens , den sie haben , müfste dadurch bedingt wer¬

den , dafs sie den andern Willen haben , den sie ha¬

ben sollen , und vielleicht nicht haben möchten . —

Ich habe ganz gewifs A . zum Zwecke . Nun müfste ich

wenn ich in einem rechtlichen Verhältnisse leben soll ,
auch noch den Zweck B . haben , und , dafs ich diesen

immer haben werde , ist zweifelhaft . Aber das Wol¬

len desselben wird , bei mir sicher hervorgebracht ,
wenn es zur Bedingung der Erreichung des ZwecksA .

gemacht wird . Wider meinen guten Willen bin ich

dann genöthigt B . zu wollen , da ohne dies A . , wel¬

ches ich will , unmöglich würde . A . ist der Zweck :

meine eignen Rechte zu behaupten ; B . der : die des an¬

dern nicht zu beschädigen . Wenn nun , durch ein , mit

mechanischer Nothwendigkeit herrschendes Zwangs -

gesez , jede Beschädigung der Rechte des andern , Be¬

schädigung der meinigen wird , so werde ich für die

Sicherheit der leztern dieselbe Sorge tragen , welche

ich für die Sicherheit der meinigen trage , da durch die

getroffene Veranstaltung , die Sicherheit des andern

vor mir , meine eigne Sicherheit wird . Kurz , jeder
Verlust , der durch meine Unbesonnenheit dem andern

erwachsen ist , mufs mir selbst zugefügt werden .

Noch diese Vergleichung . Im ersten Falle

schweifte der Wille über seine ..Grenzen hinaus ; er

gieng
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gierig auf das , was dem andern ausschliessend zukommt, ■
aber als auf etwas , das er zu seinem eignen Vortlieile
verwenden wollte . Gerade dieser Äusfchweifung des¬
selben , bediente sich das Gesez, -um ihn in seine Schran¬
ken zürückzutieiben . — Im lezten Falle gieng er nicht
weit gexrug , nemlich er richtete sich überhaupt nicht
auf das , was dem andern angehört , wie er doch sollte .
Das Gesez bedient sich der reehtmäfsigen Sorge , die
er für die Erhaltung des seinigeri trägt , um ihn dahin
zu bringen , dafs er die gehörigen Grenzen ansfülle ,
Die Sorge für seine eigne Sicherheit , hat also , unter
der Leitung des Zwangsgesetzes , den entgegensezten
Effekt , d . i . sie hat jedesmal den Effekt , den sie ha¬
ben soll, - um das Gleichgewicht des Rechts zu erhal -
tem Der Begriff eines Zwangsgesetzes , welches dar¬
auf geht , diese Gleichheit der liechte aller zu sichern, -
ist daher vollkommen erschöpft .-

'

Q . 1 .5 . Heber die Errichtung eines Ziuangsgesetzesi

Das Zwangsgesez soll so wirken , dafs aus jeder
Verletzung des Rechts , ^ iir den Verletzenden unaus¬
bleiblich , und mit mechanifcher Nothwendigkeit , so
dafs er es ganz sicher voraussehen könne , die gleich »
Verletzung seines eignen Rechts unausbleiblich erfolge .;
Es fragt sich , wie eine solche O-rdnung der Dinge ein¬
geführt werden könne ?

Es wird , wie aus der Sache hervorgeht , eine '
zwingende , den -Angreifer unwiderstehlich bestrafende
Macht gefordert . Durch Wen soll zuförderst eine sob
che Macht eingerichtet werden ?

Sie ist gesezt als Mittel zur Erreichung , der ge¬
gen -
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genseitigen Sicherheit , wenn Treue und Glauben nicht

Statt findet ; und in gar keiner andern Rücksicht . Nur

der könnte sie demnach wollen , der jenen Zweck will ,
aber dieser mufs sie auch nofchwendig wollen .- Nun

sind es die ^ esezten Contraliireuden , welche den Zweck

wollen ; sie also , und nur sie , können es seyn , die

das Mittel wollen . Im Wollen dieses Zwecks , und

in ihm - allein , ist ihr Wille vereinigt : er mufs daher

auch im Wollen des Mittels vereinigt seyn , d . h . sie

müssen einen Vertrag zur Errichtung eines Zwangs¬

gesetzes und einer zwingenden Macht unter sich

schliessenv

Welches soll nun diese Macht seyn ? — Sie wird

geleitet durch einen Begriff , und hält über die Reali¬

sation eines Begriffs , sind zwar eines , durch absolute

Freiheit entworfenen , Begriffs ; nemlich den , der Gren¬

zen,- die beide in dem Vertrage ihrer Wirksamkeit in der

Sinnenwelt gesezt ; es kann daher keine mechanische

Macht , sondern es mufs eine freie Ma ;cht seyn . Eine

solche , die alle diese Erfordernisse in sich vereinigte ,
ist nun gar nicht gesezt, - ausser ihrer eignen , durch

ihren gemeinsamen Willen bestimmten Macht .- ..Der

Inhalt des Vertrags , den sie zur Errichtung eines

Zwanssreclites unter sich zu schliessen hatten ,
' wäre '

daher dieser, , dajs beide mit . vereinigter TSlacht. denjeni¬

gen von ihnen beiden , der den andern verlezt hätte , nach

dem Inhalte des Zwangsgesetzes , behandeln wollten .

Nun ist , so gewifs der Fall des Zwangsrechts
eintritt , der Angreifer einer von beiden ; dafs dieser

Angreifer dureh seine eigne Kraft , seinen eignen An¬

griff zurücktreibe r ist widersprechend ; dann enthielte

'

er
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er sich ja des Angriffes , es geschähe keiner , und der
Fall des Zwangsrechts träte nicht ein . Er könnte da*
her nur versprechen , dafs er dem Zwange des andern
nicht widerstehen , sondern sich demselben gutwillig
Unterwerfen wolle .

Das aber ist gleichfals widersprechend , denn der
Verletzende hat , er verletze nun absichtlich , öder aus
Nachläfsigkeit , unserer Voraussetzung nach , den fe¬
sten Willen , das seinige zu behalten ; wie denn ganz
allein auf diesem Willen das Zwangsgesez "berechnet
ist ; im ersten Falle sogar den Willen , desjenigen sich
Zu bemächtigen , was des andern iff ; und dieser Wil *
le eben ist es , der durch den Zwang vereitelt werden
«oll . Gäbe er sich der Gewalt hin , so bedürfte es kei*
ner Gewalt gegen ihn ; er gäbe sein Ünrecht freiwillig
auf , und hatte daher den Willen gar nicht , den das
Zwangsgesez voraussetzt . (Eine Pflicht , sich zwingen
zu lassen , iff etwas widersprechendes . Wer da läfst,-
der wird nicht gezwungen , und wer gezwungen wird ,
der läfst nicht .)

Doch müfste es allerdings so sey
'n ; denn wöbet

sollte denn sonst eine Uebennacht des Rechts kom *
men , da wir beiden Personen nur die gleiche physi *
Sehe Kraft ausschreiben können . Also in dieselbe Per¬
son , der man nicht Zutrauen konnte ; dafs sie sich
durch ihr gegebenes Wort , vom Eingriffe in fremdes
Eigenthum , werde abhalten lassen , und die sich da¬
durch denn auch wirklich nicht hat abhalten lassen ,
würde das Vertrauen gesezt , dafs sie , um ihr im
Zwangsvertrage gegebnes Wort nicht zu brechen , sich
der Strafe an ihrem Eigenthume willig unterwerfen
Werde . —

Dann



Dann , wenn der Beleidigte sich seihst Recht ver¬
schafft , und der Beleidiger sich ganz , mit gebundnen
Händen , seinem Urtheile , und der Ausübung dessel¬

ben , hingeben muls , wer stellt ihm denn dafür , dafs

der 'Verlezte die Grenzen des Zwang
'
sgesetzes nicht

entweder absichtlich überschreiten , oder dafs er sich

in Anwendung desselben auf den gegenwärtigen Fall ,
nicht irren werde . Auch d,er Angegriffene müfste so¬
nach auf die Rechtlichkeit , Unbefangenheit , und
Weisheit des andern ein unerhörtes , und unmögliches

Vertrauen setzen , nachdem er ilnn überhaupt nicht

mehr traut , welches alles ohne Zweifel widerspre¬
chend ist .

Also ein solcher 'Vertrag ist, , aufgestelltermaafsen, -

widersprechend , und kann schlechterdings nicht rea -

lisirt werden .

Er könnte nur unter der Bedingung realisiref

werden , dafs der Verletzte stets der Uebermäclitige
'

wäre , aber nur bis zu der , durch das deducirte

Zwangsgesez bestimmten, - Grenze ; und alle Macht

verlöre , wo er sie erreicht hätte ; oder , nach der oben

aufgestellten Formel , dafs jeder bestimmt soviel Gewalt

hätte , als Recht . Dieses nun findet , Wie wir gleicli -

fals oben gefehen haben , nur Statt in einem gemeinen
Wesen . Es ist sonach gar keine Anwendung des

Zwangsrechts möglich, - ausser in einem gemeinen We¬

sen : ausserdem ist der Zwang stets nur problematisch
rechtmäfsi"- , und eben! darum ist die wirkliche Anwerw

° ’
. *

düng des Zwangs ,- als ob es ein kategorisches Recht

dazu gäbe , stets ungerecht .

(Es ist sonach , in dem Sinne, - wie man dss

M W ort .
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Wort oft genommen liat , gar kein Naturrecht , d . li,
es ist kein rechtliches Verhältnifs zwischen Menschen ;
mö ° lich , ausser in einem gemeinen Wesen ., und uri. '

ter positiven Gesetzten . — Entweder , es findet durch- '

gängige Moralität , und ein allgemeiner Glaube an sie
Statt ; und es tritt überdies , was auch bei dem besten ;

1

Willen aller oft nicht geschehen könnte , der grölste
Zufall aller Zufälle ein , dafs alle Menschen , in ihren fl

Ansprüchen sich vereinigen ; so hat das Rechtsgeses
oar keine Wirkung , es kömmt nicht zum Sprechen , V
denn was nach demselben geschehen sollte , geschieht :
ohne dasselbe , und was es verbiedet , wird nie ge- ’

wollt . — Für eine Gattung vollendeter moralischer !>
Wesen giebt es kein Rechtsgesez . Dafs der Mensch
diese Gattung nicht seyn könne , ist schon daraus klar,
weil er zur Moralität erzogen werden , und sich selbst er- !
ziehen mufs ; weil er nicht von Natur moralisch ist,
sondern erst durch eigne Arbeit sich dazu machen soll . -i

Oder — der zWeite Fall — es findet nicht durch -
gängige . Moralität , oder wenigstens kein allgemeiner f I.
Glaube an sie statt , so tritt das äussere Rechtsgesez )
allerdings ein , aber es kann keine Anwendung erhal
ten , ausser in einem gemeinen Wesen . Hierdurch ;
fällt das Naturrecht weg .

Was wir aber an der einem Seite verlieren , er¬
halten wir an der andern , mit Gewinn , wieder ; denn
der Staat selbst wird der Naturstand des Menschen ,
und seine Gesetze sollen nichts anders seyn , als das
realisirte Naturrecht .

Drit -

/
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XJ r 1 11 es Kapitel der Rechtslehre .

Vom Staatsrechte, oder dem Rechte in einem
gemeinen Wesen *

-

§ . 1 6 . Deduktion des Begriffs eines gemeinen Wesens .

Jjie Aufgabe , bei welcher wir stehen blieben , die

■ wir nicht lösen konnten , und die wir durch den Be *

griff eines gemeinen Wesens zu lösen hoffen , war die :

eine Macht zu realisiren , durch welche zwischen Per *

sonen , die bei einander leben , das Recht , oder das

was sie nothwendig alle wollen , erzwungen werden

; könne .

; I .) Das Objekt des gemeinsamen Willens ist die

f gegenseitige Sicherheit ; aber bei jedem Individuum

geht , der Voraussetzung nach , indem keine Morali¬

tät , sondern nur Eigenliebe Statt findet , das Wollen

der Sicherheit des andern , von dem Wollen seiner ei *

i. genen Sicherheit aus : das erstere ist dem leztern sub -
S D

ordinirt , keinem ist es Angelegenheit , dafs der an¬

dere vor ihm sicher sey , als nur , inwiefern seine eig¬
ne Sicherheit vor dem andern , lediglich unter dieser

Bedingung , möglich ist . Wir können dies kurz in

folgender Formel ausdriieken : Jeder ordnet den ge¬
meinsamen Zweck seinem Privatzwecke unter . (Darauf

ist denn auch das Zwarigsgesez berechnet ; es soll jene

Wechselwirkung , jene notliwendige . Verbindung bei¬

der Zwecke in dem Willen eines jeden hervorbringen ,

indem es in der Wirklichkeit das Wohl eines jeden
M 2 an



an die Sicherheit des Wohls aller andern vor ihm
bindet .)

Der Wille einer Macht , die das Zwangsrecht
ausübt , darf nicht so beschaffen seyn ; denn da die
Subordination des Privatwillens unter dem gemeinsa¬
men , nur durch die zwingende Gewalt hervorgebracht
wird , diese aber über , alle andere Gewalt erhaben seyn
soll , so könnte sie bei dem Zwingenden durch keine
andere Gewalt hervorgebracht werden , als durch sei¬
ne eigene , welches widersinnig ist . Jene Subordina¬
tion und Uebereinstimmung mufs daher gar nicht her¬
vorgebracht werden sollen , sondern schon da seyn, !
d . h . der Privatwille der zwingenden Macht , und der i

gemeinsame müssen Ein und eben derselbe seyn ; der
gemeinsame Wille selbst , und kein andrer , mufs für 1
diese Macht Privatwille seyn , und einen andern he- 1
sondern und Privatwillen mufs sie gar nicht haben .

XI . Es ist sonach die Aufgabe des Staatsrechts , und, ■'
nach unseren Beweise , der ganzen Rechtsphilosophie : ;
einen Willen zußnden , von dem es schlechthin unmöglich 1

sey , dafs er ein anderer sey als der gemeinsame Wille .
Oder nach der vorher aufgestellten Formel , die :

für den Gang der Untersuchung bequemer ist , einen ■
TP illen zu ßnden , in welchem Privatwille , und gemeinsa¬
mer synthetisch vereinigt sey, [

Wir lösen diese Aufgabe nach strenger Methode . ■
Der zu suchende Wille heisse X .

a .) Jeder Mille hat sich seihst , ( in der Zukunft )
zum Objekte . Der lezte Zweck jedes WAllendejl ist
die Erhaltung seiner selbst . So bei X . ; und dies wä¬
re sonach der Privatwille von X . — Nun soll dieser

Pri -
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Privatwille Eins seyri mit dem gemeinsamen Willen ;
- dieser ist der der Sicherheit der Rechte aller . X .

demnach will , so wie es sich will , die Sicherheit der
Reckte aller .

b .) Die Sicherheit der Rechte aller , wird nur durch
den übereinffimmenden Willen aller , durch die Ue -

bereinstimmung dieses ihres Willens , gewollt . Nur
hieräher stimmen alle überein ; denn in allen übrigen

; ist ihr Wollen partikulär , und geht auf die individuellen
I Zwecke . Kein Einzelner , kein Theil , giebt , nach
i der Voraussetzung eines allgemeinen Egoismus , auf
'

. welchen das Zwangsgesez berechnet ist , sich diesen
Zweck , auf , sondern nur alle mit einander .

! c . ) X . wäre sonach selbst diese Üebercinstimmunr °
Aller . So gewifs diese sich wollte , so gewifs miifste
sie die Sicherheit der Rechte aller wollen ; da sie mit

1 derselben Eins ist und Ebendasselbe .

ft III .) Aber eine solche Uebcreinstimmung ist ein
Holser Begriff ; das soll sie nun nicht bleiben , sondern
sie soll in der Sinnenwelt realisirt , d . i . in einer be¬
stimmten Aeusserung anfgestellt werden , und wirken
als physische Kraft .

i Wollende Wesen in der Sinnenwelt sind für uns -
nur Menschen . In und durch Menschen müfste jener
Begriff sonach realisirt werden . Hierzu wird er -

■ fordert :f! ;

: a .) Dafs der Wille einer bestimmten Anzahl von
'

Menschen , in irgend einem Zeitpunkte , wirklich

£ übereinstimmend werde , und sich als solcher äussere ,
i deklarirt werde . — Es kömmt hier darauf an , zu er¬

weisen, , dafs die geforderte Uebereinstimmung sich .
nicht
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nicht etwa von seihst finde , sondern dafs sie auf ei«
nem ausdrücklichen in der Sinnemuelt , zu irgend einer_
Zeit ivahrzUnehmenden , und nur durch jreie Selbstbestim¬

mung möglichen jikt Aller sich gründe .
Akt geht aus einem schon oben geführten Beweise her-

Nenilich das Reclitsgesez sa
den Gebrauch seiner Freiheit durch die Rechte des an¬
dern beschränken solle , es bestimmt aber nicht , wie
weit die Rechte - pines jeden gehen , und auf welche

Objekte sie sich erstrecken sollen . Dies mufs aus¬
drücklich erklärt , und so erklärt werden , dafs die

Erklärungen Aller übereinstimjnen . Jeder mufs zu al- 1

len gesagt haben : ich will an dieser Stelle im Raume
leben , und dies ,

' oder jenes , zu eigen besitzen ; und
alle miifsen darauf geantwortet haben : ja , du magst
hier leben und dies besitzen ,

' Die weitere Untersuchung dieses Akts giebt den
ersten Abschnit der Staatsrechtslehre , vom Staatsbür¬

gervertrage .

hO Dafs dieser Wille festgesezt werde , als der .
beständige und bleibende Wille aller , den jeder , wie
pr ihn in dem gegenwärtigen Momente geäusert hat,
als den seinigen anerkenne , solange er an diesem Or¬
te im Raume leben wird . Es ist immer darauf ange¬
kommen , in allen bisherigen Untersuchungen , dafs >
der ganze künftige Wille vergegenwärtigt werde in
Einem Momente ; dafs für einmal auf das ganze künf- '

tige Gehen gewollt werde . Hier wird dieser Saz erst
rpcht geltend gemacht ,

Durch diese Festsezung des gegenwärtigen Wil
lens , für alle Zeit , wird nun der geäuserte , gemein¬
same Wille Gesez ,

c .) In



c.) In diesem gemeinsamen Willen wird theils

bestimmt , wie weit die Rechte einer jeden Person

gehen sollen , und die Gesezgebung ist insofern die

bürgerliche ( legislatio civilis ; ) theils , wie derjenige ,

der sie auf diese oder jene Art verlezt , bestraft werden

solle ; die peinliche Gesezgebung (legislatio criminalis ,

jus criminale ; poenale .) Diefe Untersuchung giebt

den zweiten Abschnitt der Staatsrechtslehre von der

Gesezgebung;

d .) Dieser gemeinsame Wille mufs mit einer

Macht , und zwar mit einer Uebermacht , gegen die

die Macht jedes Einzelnen unendlich klein sey , versehen

werden , damit er über sich selbst , und seine Erhal¬

tung durch Zwang halten könne : die Staatsgewalt . Es

liegt in ihr zweierlei ; das Recht zu richten , und das

Recht , die gefällten Rechtsurtheile auszuführen , (po -

testas judicialis et potestas executiva in sensu strictori ,

welche beide zur potestas executiva in sensu latori

gehören .)

IV . Der gemeinsame Wille hat sich 1in einem

Zeitpunkte wirklich geäussert , und ist durch den auf

ihn geschlossenen Bürgervertrag allgemeingesezlich

geworden .

Es kann nach den aufgestellten Principien gar kei¬

ne Schwierigkeit machen , einzusehen , welches dieser

allgemeine Wille , sowqhl in Absicht der Bestimmung

der Rechte eines jeden Einzelnen , als in Absicht der

Strafgesetze seyn werde . — Aber derselbe ist noch

nicht irgendwo niedergelegt , und aufbehalten , noch

ist er mit einer Macht versehen . Das leztere mufs ge¬

schehen , wenn er fortdauern , und nicht bald wieder
die



die vorige Unsicherheit , und der Krig aller gegen ah
le , zurückkehren soll . Der gemeinsame Wille , als
blofser Wille ,■ ist realisirt , aber er ist noch nicht als
Macht , um sich selbst zu erhalten , realisirt : und es
bleibt sonach noch der leztere Theil der Aufgabe zu
lösen .

Die Frage scheint sich von selbst zu beantwor¬
ten .

Nemlich , die Verbündeten , als physische Perso¬
nen in der Sinnenwelt , haben nothwendig selbst Macht .
Solange nun keiner das Gesez Übertritt , ist , daman
jeden nur nach seinen Handlungen beurtlxeilen kann ,anzunehmen , dafs sein Privatwillc mit dem gemeinsa¬men Willen übereinstimme , dafs mithin seine Gewalt
zur Staatsgewalt gehöre . Ieder , wenn er auch im Her¬
zen anlienge , einen ungerechten Willen zu haben , mufs
fortdauernd die Macht aller scheuen , so wie alle auch
die seinige scheuen , weil sie von der Ungerechtigkeitseines "W illens , die noch nicht in Handlungen ausge¬brochen , nichts wissen können . Die Macht aller , von
welcher anzunehmen ift , dafs sie für das Gefez erklärt
sey , hält die Macht jedes Einzelnen in seinen Schran¬
ken ; und es ist sonach das vollkommenste Gleichge¬wicht des Rechts ,

Sobald aber das Gefez übertreten wird , ist der
Uebertreter dadurch ausgeschlossen von dem Gefctze ,und sdine Macht von der Macht desselben . Sein Wil¬
le ist nicht mehr übereinstimmend mit dem gemeinsa¬men Willen , sondern es wird ein Privatwille .

Eben so ist der Beleidigte ausgeschlossen von der
Exe -



185

Execution des gemeinsamen Willens : denn eben dar¬

um , weil er dies ist , ist sein Wille , dafs der Belei¬

diger ilim Scliadenersaz leiste , und bestraft werde , an -

iusehen , als sein Privatwille , nicht als der gemeinsa¬
me Wille . Nun wird , der Voraussetzung zu Folge ,
sein Privatwille , nur durch die IVIacht des gemeinsa¬
men Willens , in Schranken gehalten . Bekäme er nun

jezt die Direktion dieser Macht für die Ausübung des¬

sen , was , voraussezlicher Weise , sein Privatwille ist ,
in die Hände , so würde dieser sein Privatwille nichfi

mehr durch die Macht beschränkt , welches gegen den

Vertrag ifi . Mithin könnte nur der Dritte Richter seyn ,
weil von ihm anzunehmen ist , dafs der ganze Streit

ihm lediglich insofern angelegen seyi , inwiefern die

gemeinsame Sicherheit dabei in Gefahr ist ; indem kein

Privatvortheil für ihn daraus erwachsen kann , ob die¬

ser den streitigen Besiz behalte öder jener ; mithin an¬
zunehmen ist , dafs sein Wille über diesen Streit , le¬

diglich der nothwendige , gemeinsame Wille sey , oh¬

ne allen Einflufs seines Privatwillens , als der dabei gar
nicht zur Sprache kommt , und keine Anwendung En¬

det . —

V .) Aber es bleibt immer möglich , dafs der Drit¬
te aus einer unerklärlichen Vorliebe für die eine Par¬

they , oder weil ihm wirklich dabei ein^
Nutzen zu¬

wächst , oder auch aus Irrthum , einen ungerechten
Spruch thue , und sich mit dem Kläger vereinige ihn

auszuführen .
' Beide wären nun vereinigt für die Un¬

gerechtigkeit , und die Uebennacht wäre nicht mehr auf
der Seite des Gefetzes . Oder dies allgemeiner ausge¬
drückt :

Es



Es ist möglich , dafs in einer Verbindung , wie ! '
die gesezte , Mehrere sich gegen Einen , oder Mehre¬
re Schwächere vereinigen , um sie mit gemeinschaftli¬
cher Macht zu unterdrüken . Ihr Wille ist in diesem
Falle zwar ihr , der Unterdrücker , gemeinschaftlicher j

!
Wille , aber es ist nicht der gemeinsame Wille , denn
die Unterdrükten haben ihren Willen nicht darein se -O
geben : es ist nicht der vorher zum Gesetze gemachte
gemeinsame Wille , zu welchem die , welche jezt un -
terdrükt werden , auch mit beigestimmt hatten . Es
ist sonach nicht der Wille des Gesetzes , sondern ein ,
gegen das Gesez gerichteter Wille , der aber doch über - ] |
mächtig ist . Solange eine solche Vereinigung , gegen
das Gesez , für das Unrecht möglich bleibt , hat das
Gesez nicht die Uebermacht , die es haben foil , und
unsere Aufgabe ist nicht gelös ’t .

Wie ist eine solche Verbindung unmöglich zu ma¬

Das Wollen des gemeinsamen Zwecks , oder des
Rechts ist , der Voraussetzung nach , in jeden Indivi¬
duum bedingt , durch das Wollen seines Privatzwecks ;
der Wunsch der öffentlichen Sicherheit , durch den
Wunsch seiner eignen . Es müfste sonach eine solche
Veranstaltung getroffen werden , dafs keine Individuen
sich gegen andere verbinden könnten , ohne nach ei¬
nem unfehlbaren Gesetze , ihre eigne Sicherheit aufzu -

Nun ist es an sich natürlich , dafs , wenn es nach
der geschehenen Vereinigung in einem Staate Einmal
möglich ist , dafs eine Gesellschaft sich gegen einzelne
Staatsmitglieder verbinde , und sie unterdrücke , es zum

geben .

chen ?

zwei -
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zweiten und dritten Male auch möglich seyn wird ; und

sonach jeder , der sich jezt mit den Unterdrückern ver¬

bindet , befürchten mufs , dafs , nach der gegenwärti¬

gen Maxime , die Reihe , unterdrückt zu werden , wohl

auch an ihn kommen könne . Aber es ist dennoch mög¬

lich , dafs jeder denke : es wird doch gerade mich nichs

treffen ; ich wenigstens werde klug genug seyn , um es

stets so einZuriphten , dafs ich auf der Seite der Star¬

kem , und nie auf der Seite der Schwachem sey .

Die Möglichkeit dieses Gedankens mufs ganz auf¬

gehoben werden . Ieder mufs bis zur Ueberzeugung
einsehen , dafs aus der Unterdrückung und rechtswid¬

rigen Behandlung eines Staatsmitgliedes , seine eign «

sicher erfolgen wei 'de .

Sichere Ueberzeugung läfst sich nur durch ein Ge -

sez hervorbringen . Also — die ungerechte Gewalthä -

tigkeit müfste dadurch , dafs sie einmal , und in einem

Falle geschehen , geseilich werden . Es müfste , gera¬
de darum , weil etwas einmal geschehen , nun jeder
das vollkommene Recht haben , dasselbe zu thun . (Nach

der obigen Formel : jede verstattete That müfste noth -

wendig Gesez werden , und dadurch würde denn das

Gesez nothwendig allemal zur That werden müssen .}

(Dieser Saz ist ohnedies in der Natur der Sache

gegründet . Das Gesez ist für alle gleich ; was daher

nach demselben Einem zusteht , mufs nothwendig Al¬

len zusteheii .)

Aber dieser Vorschlag ist nicht ausführbar : denn

dadurch wird Recht und Gerechtigkeit für ewige .Zei¬

ten durch das Gesez selbst aufgehoben . Ehen darum
kann
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kann im Rechtsgesetze nickt der Saz liegen , dafs die'
Ungerechtigkeit gerecht gesprochen werden solle ; son¬
dern nur , dafs , weil aus ihrer Verstattung in einem
einzigen Falle eine Reclitmäfsigkeit derselben nothwen -
dig , nicht nur im Vernunftfchlusse , fondern in der
That erfolgen würde , diefe Verstattung derselben in
einem einzigem Falle schlechhin nicht Vorkommen müs¬
se . Wie dies einzurichten sey , Wird sich sogleich er¬
geben , wenn wir den oben aufgestellten Begriff einer
Macht des Gefetzes noch einmal näher ansehen wollen .Wir werden sogleich sehen , wie ' das geschehen müs¬
se , wenn wir das oben aufgestellte Princip noch ein¬
mal näher ansehen .

Die zwingende Macht müsse , ist gefagt worden ,eine solche seyn , deren Selbsterhaltung bedingt sey ,durch ihre stete Wirkfamkeit ; die sonach , wenn sie
einmal unthätig , auf immer vernichtet wird ; deren
Existenz überhaupt abhängt von ihrer Existenz , oder Aeus -
serung , in jedem einzelnen Falle : und da diese Ordnungder Dinge nicht von selbst eintreten , wenigstens nicht
hach feiner Regel , und ununterbrochen Statt finden dürf¬
te , müfste sie durch ein Fundamentalgesez des Bür¬
gervertrags eingeführt werden .

Die geforderte Ordnung der iDinge wird einge -
führt werden , durch die Verordnung , dafs das Gesez
gar keine Rechtsgültigkeit für das folgende haben sol¬
le , ehe nicht alles vorhergegangene nach demselben
entfclüeden sey ; keinem solle zu Folge eines Gefetzes
Recht verfchaft werden , ehe nicht allen vorher be¬
schädigten , die aus dem gleichen Gefetze klagten , Recht
verschaft worden : Keiner solle nach einem Gesetze ei¬

ner
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ner Vergehung halber bestraft werden können , ehe

nicht alle vorhergegangenen Vergehungen gegen dieses

Gesez cntdekt und bestraft seyen . — Da aber das Ge »

sez überhaupt nur Eins ift , so könnte dasselbe über¬

haupt nicht in keinem seiner Theile sprechen , ehe es
nicht allen seinen vorhergegangenen Obliegenheiten
Genüge geleistet hätte . Eine solche Einrichtung müfs -

te durch das Gesez seihst gemacht Werden : das Gefez

schriebe in derselben sich selbst ein Gesez vor , und ein

solches , in sich selbst zurückgehendes , Gesez nennt

man ein constitutionelles .

VI . ) Wenn nur die angezeigte Ordnung in der

Anwendung der öffentlichen Gewalt selbst durch ein

Zwangsgefez gesichert ist , so ist die allgemeine Sicher¬
heit , und die ununterbrochene Herrschaft des Rechts
fest gegründet . Aber wie soll diese Ordnung selbst

gesichert werden ?

Wenn , wie hier noch immer voraüsgesezt ist , die

ganze Gemeine die ausübende Gewalt in den Händen
O

fyat , welche andere Macht soll dieselbe nöthigen , ihr

eignes Gesez über die Zeitfolge in der Anwendung die¬

ser Gewalt zu halten ? Oder , wenn mann nimmt , dafs
die Gemeine , aus gutem Willen und aus Anhänglich¬
keit an die Verfassung , jenes constitutioneile Gesez ei¬

ne Zeit lang hielte , und , da sie Einem Beeinträchtig¬
ten sein Recht verschaffen nicht gekonnt , oder nicht

gewollt , die .Rechtspflege wirklich solange aufhielte ,
so würden die daraus entstehenden Unordnungen in
kurzem so grofs werden , dafs die Gemeine aus Noth

gegen ihr Grundgesez würde handeln , und , .ohne die
alten Vergehungen zu bestrafen , nur schnell über die

neuen
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neuen würde herfallen müssen . Der Stillstand der Ge¬
setze wäre die Strafe ihrer Trägheit , Nachlässigkeit
oder Partheylichkeit ; und wie sollte sie genöthigt wer¬
den , sich selbst diese Strafe zuzufügen , und sie zu
tragen ? — Die Gemeine wäre über die Verwaltung
des Rechts ihr eigner Richter . Sie würde , solange
die Unsicherheit nicht weit eingerissen wäre , aus Be¬
quemlichkeit , oder Partheylichkeit vieles hingehen las¬
sen ; und wenn sie denn , nun dadurch sich vergrossert ,und den Mehresten fühlbar geworden wäre , so würde
sie mit einer ungerechten und leidenschaftlichen Stren¬
ge , über die durch die bisherige Nachsicht dreist ge¬machten , und dieselbe auch für sich hoffenden Verbre¬
cher herfallen , welche ihr Misgeschik gerade in diese
Epochef des Erwachens des Volks geworfen hätte ; bis
das Schrecken überhand genommen hätte , das Volk
wieder einschliefe , und der Kreislauf wieder von vorn
angienge . Eine solche Verfassung , die demokratische ,in der eigentlichsten Bedeutung des Worts , wäre die
aller unsicherste , die es gehen könnte , indem man
nicht nur , wie ausser dem Staate , immerfort die Ge¬
walttätigkeiten Aller , sondern von Zeit zu Zeit auch
die blinde Wuth eines gereizten Haufens , der im Na¬
men des Gesetzes ungerecht verführe , zu fürchten hätte .

Das aufgegebene Problem ist sonach noch nicht
gelös ’t , und der Zuftand der Menschen in der beschrie¬
benen Verfassung ist eben so unsicher , als er ohne sie
war . Der eigentliche Grund davon ist der , dafs die
Gemeine , über ihre Verwaltung des Rechts überhaupt ,
zugleich Richter und Parthey ist .

Dadurch ist die Art der Auflösung gegeben . Üe *
her



her die Frage ; wie die Gerechtigkeit überhaupt ver¬

waltet werde , müssen Richter und Parthey getrennt

werden , nnd die Gemeine kann nicht beides zugleich

seym

Parthey kann die Gemeine in diesem Rechtshan¬

del nicht seyn . Denn da sie über alles mächtig ist ,

und seyn soll , so könnte ein Richter über sie , seinen

Ausspruch nie mit Gewalt durchsetzen . Sie müfste

sich seinem Ausspruche gutwillig unterwerfen . Dann

aber gilt ihr die Gerechtigkeit über alles ; wenn aber

dies als in der Regel vorauszusetzen wäre , so bedürfte

es keines Richtens , und der Richter wäre auch in der

That keiner , sondern nur ein Rahtgeber . Will die

Gemeine das Recht nicht , so unterwirft sie sich nicht ,

da sie nicht gezwungen werden kann ; rükt dem un¬

willkommenen Erinnerer Verblendung oder Treulosig¬

keit vor , und bleibt nach , wie vor , ihr eigenerRich -

ter .

Wir fassen alles zusammen : Ob die Staatsgewalt

zwekmäsig angewendet werde , darüber mufs nach ei¬

nem Gestze gerichtet werden . In diesem Rechtshan¬

del kann nicht dieselbe (physische , oder mystische )

Person Richter , und Partliey zugleich seyn . Aber

Parthey kann ,die Gemeine , die doch in di efem Rechts -

handel Eins von beiden seyn mufs , nicht seyn ; si ®

kann sonach — ist die wichtige Folgerung , die wir

machen — die öffentliche Gewalt nicht in den Händen

behalten ; weil sie ausserdem , als Parthey , sich vor

«inen hohem Richteiftuhl müfste stellen lassen .

(Ei liegt alles daran , dafs man sich von der Bün¬

dig -
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digkeit des geführten Räsonnements überzeuge , denri
es enthält die , soviel mir bekannt ist , noch nirgends
gelieferte strenge Deduktion der absoluten Nothwen -
digkeit einer Repräsentation , aus reiner Vernunft , und
zeigt , dafs diefe nicht etwa nur eine nüzliche und
weise , sondern eine durch das Rechtseefez absolut se -' O Oforderte Einrichtung ist , und dafs die Demokratie in
dem oben erklärten Sinne des Worts nicht etwa nur
eine unpolitifche , sondern eine schlechthin rechtswid¬
rige Verfassung iff . Dafs die Gemeine nicht Richter
und Partliey zugleich seyn könne , dürfte am wenig¬
sten Zweifel erregen ; vielleicht aber dies , dafs über
die Anwendung der öffentlichen Gewalt , schlechter¬
dings Rechenschaft abgelegt werden müsse . Aber dies
geht aus allem bis jezt gesagtem hervor . Ieder Einzel¬
ne , der in den Statt tritt , mufs von der Unmöglich¬
keit überzeugt weiden , dafs er je dem Gefetze zuwi¬
der behandelt werde . Aber diese Unmöglichkeit ist
nicht , wenn der Verwalter des Gesetzes nicht selbst
zur Rechenschaft gezogen werden kann .)

Also die Gemeine müfste die Verwaltung der öf¬
fentlichen Macht veräussern , sie auf eine , oder Meh¬
rere besondere Personen , übertragen , die ihr aber über
die Anwendung derselben verantwortlich blieben . Ei¬
ne Verfassung , wo die Verwalter der öffentlichen
Macht keine Verantwortlichkeit haben , ist eine Des¬
potie .

Es ist sonach ein Fundamentalgesez jeder Ver¬
nunft - und rechtmäfsigen Staatsverfassung , dafs die
executive Gewalt welche die nicht zu trennende rich¬
terliche , und ausübende i;n enge .rn Sinne , unter sich

be -



begreift , -und das Recht der Aufsicht und Reurtheilung ,
juie dieselbe verwaltet werde , welches ich das Ephorat ,
iin weitesten Sinne des Worts , nennen will , getrennt
seyen ; dafs di $ letztere der gesammteu Gemeine ver¬
bleibe , die erstere aber bestimmten Personen anver -
traut werde . Kein Staat darf sonach despotisch , oder
demokratisch regiert werden .

Es ist über die Trennung der Gewalten (pouvo -

ijs , der Theile einer , und eben derselben öffentlichen
Gewalt ) viel geredet worden . Die legislative Gewalt
müsse von der exekutiven getrennt werden , hat man
gesagt ; aber in diesem Satze scheint et;was unbestimm¬
tes zu liegen .

Es ist wahr , für jede bestimmte Person wird
das bestimmte positive Gesez der Form nach , Gesez,
und verbindend , lediglich dadurch , dafs sie sich dem¬
selben unterwirft , d . li . dafs sie erklärt : ich will in
diesem bestimmten Staate , der diese bestimmte Volks¬
menge, diesem Boden , diese Erwerbsmittel u . s . f . hat ,
leben. Aber das Materiale des Civilgesetzes wenig -
stens (über andere Zweige der Gesezgebung wird be¬
sonders geredet werden ) , geht aus der blosen Voraus¬
setzung , dais diese bestimmte Menschen Menge , an
diesem bestimmten Orte , rechtlich neben einander le¬
ben wolle , hervor ; und jeder unterwirft sich durch
die zwei Worte : ich will unter euch leben , allen ge¬
rechten Gesetzen , die in diesem Staate je gegeben wer¬
den können . Da den Verwaltern der exekutiven Ge¬
walt aufgelegt ist , über das Recht überhaupt zu hal¬
ten , und sie dafür (dafs das Recht herrsche ) verant¬
wortlich sind , so mufs ihnen von Rechtswegen über -

N lassen
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lassen werden , für die "Mittel der Realisation des Rechts
Sorge zu tragen ; und sonaclr auch die "

Verordnungen
seihst zu entwerfen , welche eigentlich keine neuen
Gesetze , sondern nur bestimmtere Anwendungen des
einigen Grundgesetzes sind , welches so lautet : diese
bestimmte Menschen Menge soll rechtlich neben ein¬
ander leben . Wenden die Gewalthaber jenes Grundge -
sez unrichtig an , so werden sehr bald Unordnungen
entstehen , die sie der Verantwortung aussetzen ; und
sie sind sonach genöthigt , gerechte , von jedem ver¬
ständigen zu billigende , Gesetze zu geben .

Ganz zwecklos , und sogar nur scheinbar möglich ,
ist die Trennung der richterlichen , und der ausüben¬
den Gewalt , (die leztere im engem Sinne des Worts
genommen . ) Mufs die ausübende Gewalt , ohne Wi¬
derrede , den Ausspruch der richterlichen ausführen , so
ist die unumschränkte Gewalt in der Hand des Rich¬
ters selbst , und die zwei Gewalten sind nur scheinbar
in den Personen getrennt ; von denen aber die der Voll¬
zieher gar keinen Willen , sondern nur , durch einen
fremden Willen geleitete , physische Kraft hat . Hat
aber die ausübende Gewalt "das Recht des Einspruchs ,
so ist sie selbst richterliche Gewalt , und sogar in der
lezten Instanz , und die beiden Gewalten sind abermals
nicht getrennt . — Unsern Untersuchungen zu Folge ist
die - exekutive Gewalt , im weitesten Sinne des Worts ,
und das Ephorat , zu trennen . Die erstere umfafst die
gesammte öffentliche Gewalt in allen ihren Eweigen ;
aber sie mufs über die Verwaltung derselben dem Epho -
rate (dessen Begriff hier bei weitem noch nicht voll¬
ständig bestimmt ist ) , verantwortlich gemacht werden .)

Di «
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Die Personen , denen die exekutive Macht anver -

iraut wird , sind , nach der gewöhnlichen Fiutheilung ,
entweder Eine , in der recht - und gesezunifsigen Mo¬

narchie , oder eiti durch die Constitution organisirter

Kölner , in der Republik , ( im engem Sinne des ' Worts ) :

oder bestimmter , es ist ^ da Einer nie alles tlnm kann ,
immer ein Corps , welches die -exekutive Gewalt in den

ILüulen hat ; wobei der Unterschied nur der ist , dafs ,
wenn die Einstimmigkeit nicht Statt findet , der Streit ,
entweder durch die Stimme eines immerwährenden Prä¬

sidenten (des Monarchen ) , von welcher keine Apellati -

on Statt findet , oder durch eine Kollectivstimme , et¬

wa durch die Stimmenmehrheit , entschieden werde ;

Hier ist eine mystische , oft auch wandelbare Person ,

( tl, lu diejenige , welche durch ihre Zusammenstim -

niung die Stimmenmehrheit bilden , und den Streit , oh¬

ne dafs weiter appelliret werden könne , entscheiden ,

sind nicht immer dieselben physische Pelsonen, ) der im «

merwährende Präsident ,

Ferner werden die Verwalter der exekutiven Ge *

wait , entweder für ihre Person gewählt , oder nicht ;

Im ersten Falle werden , entweder alle , oder nur eini-

ge , gewählt . ' Sie werden gewählt , unmittelbar durch

die G emeine , in der Demokratie , im eng er n Sinne des

Worts , d . h . in der , die eine Repräsentation hat , und

darum eine rechtmäfsige Verfassung ist ; W enn alle

obrigkeitliche Personen , unmittelbar durch die Gemei¬

ne ,
'gewählt werden , ist es eine reine , wo nicht , ei¬

ne gemischte Demokratie -. Das Corps der Gewalthaber

kann auch durch Wahl sich selbst ergänzen , in der

Aristokratie ; durchgängig , in der reinen ,- nur zum Theil ,
3M 2 - so



und die Wahlfähigkeit sich auf die Geburt grün-
die Verfassung eine erbliche Aristokratie ;

so dafs das Volk unmittelbar einen Theil der Magistrats -
persouen wähle , in cfer gemischten Aristokratie , oder Ari-
sto- Demokratie . Es kann auch ein immerwährender Präsi¬
dent der Regierung für seine Person gewählt werdeji , im
Wahlreiche . In allen diesen Fällen geschieht die Wahl
entweder aus der ganzen Gemeine , so dafs jeder Bürger
wahlfähig sey , oder nur aus einem Theile derselben . Das
Wahlrecht ist sonach beschränkt , oder unbeschränkt ,
Eine wahre Beschränkung des Wahlrechts könnte sich
nur auf die Geburt der wahlfähigen gründen ; denn , ]
wenn jeder Bürger jede Würde im Staate erhalten , aber 1
nur etwa stufenweise zu hohem hinauf steigen kann*
so ist die Wahl nicht absolut , sondern nur relativ be¬
schränkt . Wenn aber das Wahlrecht absolut beschränkt
ist ,
det , dann ist
und dies führt uns auf den zweiten , oben als möglich
aufgestellten Fall , dafs nemlich die Repräsentanten ,
nicht jeder für seine Person , gewählt werden .

Es kann nemlich gebolirne Repräsentanten geben ;
entweder so , dafs sie , lediglich durch ihre Geburt ,
wirklich die Repräsentation erhalten ; der Erbprinz in
jeder erblichen Monarchie ; oder , dafs sie durch diesel¬
be für die höchsten Staatsämter , wenigstens ausschlies -
send , wahlfähig sind ; der Adel überhaupt in Monar¬
chien , die Patrizier insbesondere in erblich - aristokra¬
tischen Republiken .

Alle diese Formen werden rechtskräftig durch das
Gesez , d . i . durch den ursprünglichen Willen der Ge¬
meine , die sich eine Constitution giebt . Alle sind,
wenn nun ein Ephorat vorhanden ist , rechtsgemäfs ,

und
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' und können , wenn nnr dieses gehörig organisirt , und

wirksam ist , allgemeines Recht im Staate hervörbrin -

gen , und erhalten .

Welches für einen bestimmten Staat die bessere

,i Regierungsverfassung sey , ist keine Frage der Rechts¬

lehre , sondern der Politik ; und die Beantwortung der¬

selben hängt von der Untersuchung ab , unter welcher

Regierungsverfassung das Ephorat am kräftigsten wir¬

ken werde .

Wo das Ephorat noch nicht eingeführt ist , oder ,
weil die Mehrern noch Barbaren sind , nicht eingeführt
werden kann , ist sogar die erbliche Repräsentation die

zweckmäfsigste , damit der ungerechte Gewalthaber , der

Gott nicht scheuet , und kein menschliches Gericht zu

scheuen hat , wenigstens die Rache fürchte , die durch

alle seine Vergehungen sich über seine vielleicht schuld¬

lose Nachkommenschaft häuft , und dem nothwendigen

Gange der Natur nach ganz sicher auf ihr Haupt fallen

wird.

VII .) Die Personen , welchen die Gemeine die

Ausübung der öffentlichen Gewalt angeboten , müssen

dieselbe angenommen , und sich vor ihrem Gerichte

verantwortlich über die Anwendung derselben gemacht
haben ; ausserdem wären sie nicht Repräsentanten , und

die Gewalt wäre ihnen nicht übertragen .

Diese Annahme kann nur freiwillig geschehen :

und beide Partheyen müssen sich in der Güte vereini¬

gen. Denn obwohl im Rechtsgesetze die Nothwendig -

keit liegt , dafs eine öffentliche Gewalt , und ausdrück¬

lich dazu bestellte Verwalter derselben , seyn sollen ;
mit -
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mithin auch allerdings das Recht Statt findet , jeden zu
zwingen , dafs er seine Stimme , über die 1- Einrichtung
einer solchen Gewalt gebe ; so sagt doch das Rechtste ,
■sez darüber nichts , welchen bestimmten Personen die¬
se . Gewalt übergeben werden solle ,

Gerade , wie wh ; oben , hei der Untersuchung des
Eigentlrumsvertrags folgerten , folgern wir auch liier.
Da das Rechtsgesez .überhaupt nicht anwendbar ist , oh¬
ne Errichtung einer öffentlichen Gewalt , diese eher
nicht , ohne dafs sie bestimmten Personen übertragen
werde ; so findet ein Zwangsrecht Statt auf jeden , dafs
er zur Ernennung solcher Personen seine bestimmte
Stimme gebe ; ferner , dafs er ' sich , wenn die Wahl
auf ihn fallen sollte , bestimme , ob er das Amt aimeh-
men wolle , oder . nicht . Die Wahl , dies heifst liier,
die Bestimmung , wie überhaupt in diesem Staate die
Repräsentation hesezt werden solle , der gan ^e Tlieil
der Constitution über diesen Gegenstand , inufs , dutch
absolute Uebereinstimmüng aller , zu Stande gebracht
seyn . Denn ob es gleich ein Zwangsreclit überhaupt
giebt , dafs jeder in eine bürgerliche Verfassung trete,
so giebt es doch kein Zwangsrecht , dafs er bestimmt
in . diese trete . Da nun durch die Personen der Gewalt¬
habenden , und durch das Gesez , welches festgesezt ,
wie dieselben gewählt werden sollen , der Staat ein be¬
stimmter Staat wird , so findet kein Recht Statt , den
andern zu nöungen , den , oder die von mir anerkann¬
ten Repräsentanten , gleichfals für dtp seinigen anzu¬
erkennen . Können sie sich nicht vergleichen , so wird
die grössere , .und darum stärkere , Menge sich behaup¬
ten pn diesem Orte im Raume , und die andern wer¬

den,



den , da sie an demselben nicht langer geduldet wer¬

den können , die Wahl haben , entweder der Stimmen¬

mehrheit beizutreten , wodurch die \ V ahl einstimmig

wird , oder zu entweichen , mithin sich gar nicht mehr

zu dieser Verbindung zu zählen , wodurch die Wahl

abermals einstimmig wird . So wie überhaupt ein Ver¬

trag dadurth , aber auch nur dadurch , unverbrüchlich ,

und unabänderlich wird , dafs ohne demselben ein recht¬

liches Verhältnifs nicht möglich wäre , so ist es auch

mit dem Vertrage , in welchem der Staat die exekutive

Gewalt an bestimmte Personen überträgt,,und den wir

den Uebertragungscontract nennen wollen .

Wer die öffentliche Gewalt - einmal übernommen

hat , darf sie nicht einseitig , sondern nur mit Bewilli¬

gung der Gemeine , wieder niederlegen , weil durch

sein Ab treten , die Herrschaft des Rechts wenigstens

unterbrochen , oder wohl gar unmöglich dürfte gemacht

werden , wenn seine Stelle nicht füglich wiederbesezt

werden könnte . Eben so wenig darf die Gemeine den

Vertrag mit ihm einseitig aufheben : denn die Staats¬

verwaltung ist sein Stand im Staate , sein ihm ange¬

wiesener Besiz , und erliat , inwiefern er , zu Folge

des Vertrags , diesen hat , keinen andern ; als allen

Staatsbürgern ihr Eigenthum angewiesen wurde , wur¬

de ihm für seine Person dieses angewiesen ; mithin

würde ein rechtliches Verhältnifs desselben mit dem ge¬

meinen Wesen , durch die einseitige Aufhebung , un¬

möglich . Will er es aber sich gutwillig gefallen las -

sen , und mit der Gemeine über einen Ersaz sich ver -t

einigen , so mag er das wohhthun .

Ferner — da der Verwalter der öffentlichen Ge¬
walt
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wait für Recht und Sicherheit in diesem Vertrage sich
verantwortlich macht , so mufs er sich nothwendig dieMacht , und den freien Gebrauch derselben , ausbedin¬
gen , die ihm zu diesem Zwecke erforderlich scheint ,und jedesmal eiforderlich scheinen wird : und sie inufsihm zugestanden werden . Es mufs ihm das Recht zu¬
gestanden werden , das , was zur Beförderung des Staats¬zwecks von jedem beigetragen werden solle , zu bestim¬men ; . und mit dieser Macht völlig nach seinem bestenWissen , und seiner Ueberzeuguug zu verfahren . (Wirwerden bald sehen , inwieweit dennoch diese Machtbeschränkt werden müsse .) Die Staatsmacht mufs ihmalso , ohne alle Einschränkung , zu freier Dispositionunterworfen werden , wie aus dem Begriffe einer Staats¬

gewalt ohnedies folgt .

Die öffentliche Gewalt mufs , in jedem Falle , je¬dem Recht verschaffen , und die Ungerechtigkeit zu¬rücktreiben und bestrafen . Sie macht sich dafür ver¬antwortlich , und eine unentdeckte Gewaltthätigkeithat für den Staat , und für ihre Person , die traurigstenFolgen . Die Verwalter derselben müssen daher dieMacht , und das Recht haben , über die Aufführungder Bürger zu wachen ; sie haben die Polizeygeweilt , unddie Polizeygesezgebung .

Dafs jeder sein Rechtsurtheil im Bürgervertrage ,ohne allem Vorbehalt , dem Urtheile des Staats , unter¬worfen habe , und da je 'zt ein Verwalter der Macht des¬selben gesezt ist , diesem unterwerfe , dafs dieser so¬nach nothwendig ein Richter sey , von welchem keine
Appellation Staat findet , geht schon aus dem obigenhervor .

VIII.)
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VIII .) Unter welches Zwanggesez soll nun diese

höchste Staatsgewalt selbst gebracht werden , damit es
ihr unmöglich sey , irgend etwas anders zu bewirken ,
als das Hecht , zugleich aber auch nothwendig , dassel¬
be in allen Fällen zu bewirken ?

Es ist oben im allgemeinen der Saz aufgestellt
worden : es mufs physisch unmöglich seyn , dafs die
öffentliche Macht , oder hier , die Verwalter derselben
einen andern Willen haben , als den des Rechts . Da ^
Mittel , wie dies zu erreichen sey , ist im allgemeinen
gleichfals schon angegeben worden . Ihr Privatzweck ,
der Zweck ihrer eignen Sicherheit und ihres Wohlseyns ,
mufs an den gemeinsamen Zweckgebunden , und nur
durch seine Erreichung zu erreichen seyn . Sie müssen

gar kein anderes Interesse haben können , als das , den

gemeinsamen Zweck zu befördern .

Das Recht ist blos formal ; es mufs also gar kein

materiales Interesse für ihre Richtersprüche , kein In¬

teresse , dafs dieselben in diesem , oder jenem Falle ,
gerade so ausfallen , hei ihnen Staat finden können . Es
mufs ihnen nur daran liegen können , dafs sie dem
Rechte gemäfs seyn , keinesweges , wie sie lauten .

Sie müssen daher zuförderst in allen ihren Pri¬

vatzwecken , d . i . in Absicht ihrer Bedürfnisse völlig

unabhängig seyn , von allen Privatpersonen . Sie müs¬

sen ihr reichliches sicheres Auskommen haben , so dafs

ihnen keine Privatperson Wohlthaten erweisen könne ,
und dafs alles , was man ihnen anbieten könnte , in

Nichts verschwinde .

Dje



Die Verwalter der exekutiven Macht müssen , um
nicht zur Partheyliclikeit verleitet zu werden , so we¬
nig Freundschaften , Verbindifngen , Anlümgliclikei - '

ten unter Privatpersonen haben , als irgend möglich ,

Der oben aufgestellte Grundsaz , um für alle Ein¬
zelnen , in allen Fällen , gleiches Recht zu erzwingen ,
war der : dafs das Gesez der Zeitfolge ^ nach richte , und
über keinen künftigen Fall entscheide , ehe es den
vorhergegangenen abgetjian . Nachdem jezt eine regel -

mäfsige Justizeinrichtung getroffen , die stets , und |
vielleicht mit mehrern Dingen zugleich , beschäftigt ,
ist ; manche Rechtsstreitigkeiten leichter zu entschei¬
den seyn dürften ', als andere , und überhaupt alles dar¬
an liegt , dafs keine Zeit verloren gehe , so mufs dies
Gesez , sowie es aufgestellt ist , wegfallen . Aber dafs
die Justiz wirklich in der Untersuchung aller bei ihr

angebrachten Klagen begriffen sey , mufs sie stets nach -
weisen können : ferner ist es schlechthin notliwendig ,
dafs nach Art der Rechtsstreitigkeiten eine bestimmte j
Zeit festgesezt sey , binnen welcher eine jede geen -

j
digt seyn müsse ; widrigenfals das Gesez , nach obigem ;
Grundfatze , seine Macht verlieren würde . Ohne diese I

Einrichtung lieise sich gar nicht ausmachen , ob wirk - I
lieh einem jeden sein Recht widerführe ; und die Klage
ühpr versagtes Recht fände gar nicht Staat , indem der ’

Richter , durch Vertröstung auf die Zukunft , die Kla¬

genden immer zur Ruhe verweisen könnte .

Aber folgendes ist ein sicheres Kriterium , ob das j
Recht so , wie es soll , verwaltet werde . Die Urtheile ,
und das ganze Verfahren der Gewalthaber , dürfen sich
nie widersprechen ; wie sie einmal , in einem Falle
verfahren sind , so müssen sie , in demselben Falle ,

immer j[
*- 1

/
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immer verfahren . Jede ihrer öffentlichen Handlungen

mill
'
s ?,um unverbrüchlichen Gesez werden . Dies bin¬

det sie an das Recht . Sie können nie ungerecht ver¬

fahren wollen , denn siemüfsten es von nun an , in dem

gleichen Falle , immer , und daraus würde bald die

merklichste Unsicherheit entstehen . Oder ., wenn sia

von ihrer eisten Maxime abzugehen gezwungen sind ,

so sieht sogleich jeder , dafs ihr Verfahren ungerecht

W>ar.
Damit diese Beurtheilung möglich sey , müssen

alle Verhandlungen der Staatsgewalt , mit allen Um¬

ständen und Gründen der Entscheidung , ohne Ausnah¬

me , die höchste Publicität haben ; wenigstens nach¬

dem jede geschlossen ist . Denn es wäre möglich , dafs

die Gewalt , in Polizeysachen hier und da , verborgen

zu Weike geben miifste , um den Zweck der öffentli¬

chen Sicherheit , für dessen Erreichung sie der Gemei¬

ne verantwortlich ist , zu befördern . Dies mufs ihr

erlaubt seyn , aber , nach Erreichung desselben , darf

siekein Geheimnifs mehr aus ihrem Verfahren machen .

Aber ihr Zweck ist erreicht , wenn sie den Richter¬

spruch thut , und ausführt .

IX .) Wenn die Gewalthaber ihr Amt , nach den .

angezeigten Gesetzen verwalten , so herrscht Recht ,

Gerechtigkeit und Sicherheit , und jedem ist die seini -

ge bej .ni Eintritt in den Staat vollkommen garantiert .

Aber wie sollen , da man sich keinesweges auf Treu

und Glauben hinzugeben gedenkt , die Gewalthaber

selbst genöthigt werden , sich nach diesen Gesetzen zu

halten ? Dies ist die lezte Aufgabe des zu lösenden
Ö

Problems einer vernunftmäfsigen Staatsverfassung ,

Die exekutive Gewalt richtet in der lezten In¬
stanz $
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stanz ; es findet keine Appellation von ihrem gesproch -
neu Endurtheile Statt , es darf niemand , da diese In -
appellahilität Bedingung alles rechtlichen ' Verhältnis¬
ses ist , und es kann niemand , da sie die Uebermacht ,
gegen welche alle Privatmacht unendlich klein ist , in
den Händen hat , ihre Urtheile ungültig machen , oder
die Ausübung derselben , aufhalten . Das präsumtive ,als sicheres Recht constituirte Recht , hat in der Per¬
son der für untrüglich erklärten Richter gesprochen .
Hierbey mufs es sein Bewenden , und der Rechtsspruch
mufs seinen unfehlbaren Erfolg in der Sinnenwelt
haben .

Klare Beweise , dafs das Constitutionsgesez des
Rechts verlezt sey , sind nur folgende zwei : 1 .) dafs
das Gesez in irgend einem Falle , binnen der bestimm¬
ten Zeit , keine Ausübung finde . 2 .) dafs die Ver¬
walter der öffentlichen Macht sich selbst widerspre¬
chen , oder eben , um sich nicht zu widersprechen , of¬
fenbare Ungerechtigkeiten begehen müssen .

Ferner ist erwiesen , dafs es nur die Gemeine sey ,die die Verwalterder executiven Macht richten könne ?
Ah er die Schwierigkeit ist die : Wo ist denn die Ge¬
meine , und was ist sie ? Ist sie denn etwas mehr , als
ein blofser Begriff : oder , wenn sie etwas mehr seynsoll , wie ist sie denn zu realisiren ?

Vor dem Richterstuhle der öffentlichen Gewalt ,und da dieser Richterstuhl ununterbrochen fortdauert ,
ununterbrochen fort , sind alle Mitglieder des Staats
nur Privatpersonen , und keine Gemeine : und jeder ist
immerfort der Obergewalt unterworfen . Eines jeden
Wille ist nur sein Privatwille , und der einzige Aus¬

druck
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druck des gemeinsamen Willens ist eben der Wille der

Obergewalt . Die Gemeine hat keinen abgesonderten
Willen , und es ist gar keine Gemeine realisirt , be¬

vor dieselbe nicht ihren Willen von dem Willen der

exekutiven Gewalt abgetrennt , und ihre Erklärung ,
dafs der Wille derselben immer ihr eigner Wille sey ,
zurückgenommen hat .

Aber wie kann dies geschehen ? Keine Privatper¬
son darf sagen : die Gemeine soll sich versammlen , al¬

le Einzelnen die bis jezt nur Privatpersonen sind , sol¬

len zusammentreten , und Gemeine seyn ; denn wenn

der Wille dieses Einzelnen , mit dem der Gewalthaber ,
der ja immerfort den gemeinsamen Willen repräsen -

tiret , nicht übereinstimmt , so ist er ein Privatwille ,
ein gegen den gemeinsamen Willen sich auflehnender ,
ihm widersprechender Wille , mithin Rebellion , und

mufs auf der Stelle , als solche , bestraft werden . Aber

er wird mit dem Willen der Gewalthaber nie überein ,
stimmen , und diese werden nie die Gemeine versamm¬
len wollen . Entweder , sie sind sich ihrer gerechten

Verwaltung bewufst ; so ist es ganz gegen den ur¬

sprünglichen gemeinsamen Willen , dafs ohne Noth

die Einzelnen , in ihren Privatgeschäften gestört wer¬

den , und in dem Gange des Rechts ein Aufenthalt ge¬
schehe . Oder sie sind sich ihres Unrechts bewufst ;

so ist nicht zu glauben , dafs . sie die Gewalt , die sie

jezt noch in den Händen haben , aufgeben , und ihren

Richter selbst zusammenrufen werden . Sie bleiben so¬

nach immerfort ihre eignen Richter ; sie haben kei¬

nen Richter über sich zu fürchten , weil seine Rea¬

lität von ihnen selbst abhängt ; und die Verfassung
bleibt ,
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bleibt , vor wie nach , despotisch . — Kurz : nur die
Gemeine selbst kann sich als Gemeine delilariren , sie
xnüfste mithin Gemeine seyn , ehe sie ist , welches ;
aufgestellter Weise , sich widerspricht .

Der Widerspruch ist nur so zu heben : Das Volk
wird durch die Constitution , im voraus , anf einen bestimm•*
ten Fall , als Cremeine erklärt .

Durch dieses constitulionelle Gesez könnte , welches
der zunächst jedem sich darbietende Fall ist , verordnet
werden , dafs das Volk zu gewissen , bestimmten Zei¬
ten , regelmäfsig , sich versammle , und sich von den
Magistratspersonen Rechenschaft über die Staatsver¬
waltung ablegen lasse . Eine solche Einrichtung ist
ausführbar in kleinen Staaten , besonders republikani¬
schen , wo ' die Volksmenge nicht sehr zerstreut wohnt ,daher leicht , und ohne grossen Zeitverlust sich ver¬
sammlet , auch die Staatsverwaltung einfach , und leicht
zu übersehen ist . Und doch verliert auch hier diese
grofse Rechtshandlung , durch die Gewöhnung an sie
von ihrer Würde ; man hat Zeit , seine Maasrege .ln auf
sie zu nehmen , und das Resultat derselben ist gemein¬hin , weniger der gemeinsame Wille , als der Privat¬
wille rankevöller , und ehrsüchtiger Partheyen . In ei¬
nem Staate von beträchtlicher Grölse aber — und es
ist in mehrern Rücksichten zu wünschen , dafs die
Staaten nicht klein seyen — würde , abgerechnet , dafs
auch die genannten Mifsbräuche in ihm nur ausgedehn¬ter , und gefährlicher zum Vorschein kommen würden ,
jenes Gesez nicht einmal ausführbar seyn , indem we¬
gen des damit nothwendig verhundnen Zeitverlusts ,und Störung in den Privatgeschäften , die Sorge , sich

gegen
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gegen Beeinträchtigung zu schützen , Selbst die gröfste

Beeinträchtigung für das Volk werden würde .

Es läfst sich sonach als Princip festsetzen : Die

Gemeine mufs nie , ohne JSoth , zusammengcrufen iver-

den : sobald es aber Noth timt , mufs sie sogleich beisam¬

men seyn , und sprechen können , und wollen.

Es ist nie Noth , dafs sie zusammentrete , und sie

wird es auch nie wollen , ehe nicht Recht , und Gesez

ganz aufhört zu wirken ; dann aber wird sie es müs¬

sen , und es sicherlich tlrun .

An ' das Recht jedes einzelnen , mufs , in einem

rechtnüifsigen Staate , Recht , und Gesez überhaupt ge¬

knüpft seyn ; also das Gesez mufs , wo es offenbar

nicht gewirkt hat , wie es sollte , (d . h . wenn , in der

bestimmten Zeit , über einen Rechtshandel , nicht ge¬

sprochen worden , oder , wenn die Anwendung der

Gewalt sich mit sich selbst in Widerspruch befindet ,

oder wenn sonst die Ungerechtigkeit , und Gewalt¬

tätigkeit klar ist ) ganz aufgehoben werden .

Wer soll nun urtheilen , oh dieser Fall vorhan¬

den sey ? Nicht die Gemeine , denn sie ist nicht ver¬

sammlet ; nicht die Staatsgewalt , denn sie wäre dann

Richter in ihrer eignen Sache . Noch weniger der , der

Unrecht gelitten zu haben glaubt , denn er wäre gleich -

fals Richter in seiner eignen Sache . Also — es mufs

ausdrücklich , für diese Beurtheilung , eine besondere Ge¬

walt durch die Co)istitution errichtet werden .

Diese Gewalt müfste die fortdauernde Aufsicht ,

über das Verfahren der öffentlichen Macht haben , und

wir können sie sonach Ephoren nennen .
—'— ’—'r~ Di #



Die exekutive Gewalt ist keinem '
Menschen ver¬

antwortlich , als der versammleten Gemeine ; die Epho¬
ren können daher die Gewalthaber nicht vor ihrem
Richterstuhl ziehen , aber sie müden den Gang der Ge¬
schäfte beständig beobachten , und sonach auch das
Recht haben , Erkundigungen einzuziehen , wo sie kön¬
nen . Die Ephoren dürfen die Urtlieile der Gewaltha¬
ber nicht aufhalten , da von denselben keine Apellation
Statt findet . Sie dürfen eben so wenig in irgend einer
Angelegenheit selbst Recht sprechen , da jener Magi¬
strat der alleinige Richter im Staate ist . Die Ephoren
haben sonach gar keine exekutive Gewalt . *)

Aber sie haben eine absolut prohibitive Gewalt ;
nicht die Ausführung dieses oder jenes besondern Rechts¬
schlusses zu verbieten , denn dann wären sie Richter ,
und die exekutive Gewalt wäre nicht inappellabel ; son¬
dern allen Rechtsgang , von Stund an , aufzuheben ,
die öffentliche Gewalt gänzlich , und in allen ihren
Theilen zu suspendiren . Ich will diese Aufhebung al¬
ler Rechtsgewalt nennen das Staatsinterdikt , (nach Ana¬
logie des kirchlichen Interdikts . Die Kirche hat die¬
ses untrügliche Mittel , den Gehorsam derer , die ihrer
bedürfen , zu erzwingen , längst erfunden .)

Es ist sonach Grundsaz der recht - und vernunft -
mäfsigen Staatsverfassung , dafs der absolut positiven

Macht

*) Darin ist das hier aus reiner Vernunft deducirte
Ephorat (im engern Sinne des Worts ) gänzlich un¬
terschieden von dem Ephorate in der Spartanischen
Verfassung , von der Staatsinquisition zu Venedig ,u . dergl . Die Volkstribunen in der Römischen Re¬
publik hatten mit demselben noch die meiste Aehn -
lichkeit .



209

Macht eine absolut negative ah die Seite gesezt
, werde .

I ; Da die Ephoren gar keine Macht in den Händen
1 haben, die exekutive Gewalt aber eine unendliche Ue-

bermacht , so dürfte man fragen , wie denn die erstem
die letztere zwingen könnten , auf ihren blofsen Befehl
ihre Funktionen einzustellen . Aber dieser Zwang (in-^

■det sich von seihst . Denn durch die öffentlich anee-
D

kündigte Suspension , wird alles , was sie von diesem
Augenblicke an entscheiden , als ungültig , und rechts¬
unkräftig angekündiget ; und es iff natürlich , dafs kei¬
ne von nun an , von ihr verfällte Partliey , sich ihrem
Urtheile wird unterwerfen woollen , eben so wie keine,
die ihre Sache vor ihrem Richterstuhle gewonnen , sich
auf dieses Urtheil verlassen wird.

Ferner werden , durch das Interdikt , die bishe¬
rigen Verwalter der exekutiven Macht für blofse Fri-

J
vatpersonen , und alle ihre Befehle , Gewalt zu brau¬
chen , für rechtsunkräftig erklärt. Icde auf ihrem Be-

1 fehl , von der Stunde des Inderdikts an , begangene
Gewaltthätigkeit , ist Widerstand gegen den , durch
die Fphoren erklärten gemeinsamen Willen , mithin
Rebellion , mufs als solche beitraft werden , und wird

ganz gewil
’
s also bestraft, wie wir sogleich sehen wer¬

den .

Haben die Magistratspersonen für ihre Wiedersez -
lichkeit eine härtere Strafe zu erwarten , als ihnen oh¬
nedies bevorsteht , wenn sie vor der Gemeine sachfäl-

lig werden ? Dies kann nicht seyn , denn dann erwar¬
tet sie ohnedies die höchste : aber sie geben durch Wi -

O tier-
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dersezlichkeit eine Sache schon verloren , die sie noch
immer gewinnen können ; und . ziehen sich schon durch
dieselbe , vor aller Untersuchung , über den Grund des
auferlegten Interdikts , die höchste Strafe zu , der sie
vielleicht noch hätten entgehen können . Sie werden
sonach schwerlich sich widersetzen .

.'4$Vb
1/iH * ;. !
iii&sr

f »; i

i

Die Ankündigung des Interdikts ist zugleich die.
Zusammenberufung der Gemeine . Dieselbe ist , durch
das gröfste Unglült , das sie betreffen könnte , gezwun¬
gen , sich sogleich zu versammlen . Die Ephoren sind ,
der Natur der Sache nach Kläger , und haben den Vor-
trag .

Die Gemeine soll zusammen kommen , dadurch
wird nun nicht etwa gesagt , dafs alle Menschen , aus
allen Theilen des vielleicht sehr ausgedehnten Reichs
sich auf einem Platze versammlen sollen , welches in
mehrern Fällen ganz unmöglich seyn dürfte ; sondern
nur , dafs alle sich zu der vorhabenden Untersuchung ,
über welche gar wohl in jeder Stadt , und jedem Dor¬
fe des Reichs berathschlagt werden kann , sich vereini¬
gen , und jeder seine Stimme gebe . Wie es einztuich -
ten ist , um das Resultat des gemeinsamen Willens rein
zu bekommen , ist eine Frage der Politik , und keines -
Weges der Rechtslehre . Doch ist es , aus einem Grun¬
de , den wir tiefer unten anführen werden , nothwen -
dig , dafs hei dieser Berathschlagung wirklich grofse
Haufen des Volks , hier und da , auf einem Platze zu¬
sammen kommen .

Was die Gemeine beschliefst , wird constitutio -
nelles Gesez .

Es



Es ist clalier zuförderst nothwendig , dafs sie , —:
ihr Urtlieil über die Materie des Rechtsstreites ma » nunD
ausfallen , wie es wolle , -— bescliliessen , dafs das an¬

gekündigte Interdikt der Form nach rechtskräftig seyn ,
und dafs die Widefsezli 'chkeit dagegen als Rebellion
bestraft werden solle . Beschlössen sie' das GegentheiL
so höben sie alles Interdikt , mithin auch alle Wirksam¬
keit des Ephorats , sonach das Ephorat , dem Weseii
nach , selbst auf , und beschlössen über sich eine Ober¬
gewalt , die keine Verantwortlichkeit hätte , mithin ei -
ne Despotie , welches gegen das Reclitsgesez ist , und

überhaupt sich nicht erwarten läfst . Sie weiplen es
nicht than , weil das Recht an ihren Vortheil gebunden
ist.

Ferner , was die Materie des Rechtshandels anbe -

langt , so wird ihn Urtheil nothwendig gerecht , d . i :
dem ursprünglichen gemeinsamen Willen , gemäfs seyn .-
Wenn sie den Magistrat , der der Anklage der Eplio -
Ten zu Folge etwas ungestraft gelassen hat (über das
Faktum kann und mufs kein Zweifel obwalten ; und da¬
für haben die Ephoren zu sorgen ) , lossprechen , so be¬
scliliessen sie dadurch , das dies nie bestraft werden ,
sondern eine rechtmäfsige Handlung , seyn solle , die

gegen jeden von ijinen auch verübt werden könne .-
Wenn die exekutive Gewalt eines Widerspruchs in ih¬
rem Verfahren , öder einer offenbaren Ungerechtigkeit
angeschuldigt worden , und sie erklären , es se'

y da
kein Widerspruch oder keine Ungerechtigkeit, ’ so ma¬
chen sie die schwankendeoder offenbar rechtswidri¬

ge Maxime , nach welcher gerichtet worden , zu einein

Grundgesetze des Staats, - nach welchem jeder ünter
Q ihnen
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ihnen auch behandelt weiden will . Sie werden sonach ,
ohne Zweifel die Sache reiflich überlegen , und sich
vor einem ungerechten Spruche hüten .

Der verfällte Theil , es seyen die Ephoren , oder
die exekutive Macht , ist des Hochverraths schuldig .
Die erstem , wenn ihre Klage sich ungegründet befin¬
det , haben den Kechtsgang , als die höchste Angele¬
genheit des gemeinen Wesens , aufgehalten, - die lez-
tern , wenn sie schuldig befunden werden , haben der
Staatsgewalt sich zur Unterdrückung des Hechts be¬
dient .

Keinem wird leicht die Verantwortlichkeit der
Gewalthaber zu grofs scheinen : vielleicht aber die der
Ephoren . Es hat ihnen nun einmal geschienen , könn¬
te man sagen , dafs das Gesez in Gefahr sey ; sie haben
nach ihrem Gewissen gehandelt , und lediglich geirrt .
— Aber das gleiche kann ja von den Gewalthabern
auch gelten : — und überhaupt ist darauf zu antwor¬
ten : der Irrthum ist hier so gefährlich , als der böse
Wille , und das Gesez mufs mit gleicher Sorgfalt den
erstem zu verhindern suchen , als es den letztem unter -
drükt . Die weisesten unter dem Volke sollen zu Ma¬
gistratspersonen , und ganz besonders alte , gereifteMänner zu Ephoren gewählt werden .

Ueberdies werden ja wohl die Ephoren mit den
Gewalthabern , vor Ankündigung des Interdikts vor¬
her , unterhandeln , dieselben zu vermögen suchen , dafs
sie freiwillig , und ohne Aufsehen , die Ungerechtie -
keit abstellen ; oder gut machen ; und schon allein da¬
durch werden sie sich eine gründliche Einsicht in den
wahren Zusammenhang der Sache erwerben .

Der



Der Volksbeschlufs gilt zurück ; die nach den Ma¬

ximen , die durch ihn gemishilligt werden , gefüllten
Urtheile werden vernichtet , und die dadurch beschä¬

digten in ihren vorigen Stand wieder eingesezt ; doch

ohne Nachtheil ihrer Partheyen , welche auch nach ,
zwar ungegründetem , aber doch präsumtiven , Rechte

gehandelt haben . Der Schade inufs von den Richtern ,
die ihn verursacht haben , ersezt werden . Der Grund
dieser Gültigkeit auf das Vergangene ist folgender :
der nach dem Richterspruche saclifällige ' durfte nicht

davon appelliren , weil präsumirt werden mufste , dafs

der Wille der Richter mit dem wahren gemeinsamen
Willen , übereinkomme : der Grund der Gültigkeit des
Urtheils , war die Präsumtion seiner Gesezlichkeit . Jezt
findet sich das Gegentlieil : der Grund fällt weg , mit¬
hin auch das Begründete . lenes Urtheil ist so gut als

nicht gesprochen .

Die positive , und negative Macht , die Exekuto -

ren , und Ephoren sind , vor der versammleten Gemei¬

ne , zu richtende Partheyen , mithin können sie seihst

nicht Richter seyn in ihrer Sache , und gehören nicht

zur Gemeine , die man in dieser Rücksicht nun auch das

Folk nennen kann . — Die Ephoren instruiren den Pro -

zefs , wie oben bemerkt worden , und sind insofern

Kläger ; die Exekutoren verantworten sich , und sind

insofern die Beklagten .

Inwiefern gehören die Magistratspersonen ^ ura

Volke ? Diese Frage hat man , wie hei melirern

Fragen geschehen ist ,
'im Allgemeinen aufgeworfen ,

und im Allgemeinen , folglich einseitig , beantwortet ,
weil man zu bestimmen vergafs , unter welchen Um¬

ständen man sie beantwortet wissen wollte .
Hier



Hier haben wir die Antwort . Ehe sie gewählt
wurden , waren sie nicht Magistratspersonen , waren
sie gar nicht das , wa's sie jezt sind , sie waren etwas
anders , und gehörten insofern zum Volke . Werden
sie gleich für die Person als Repräsentanten gebohren ,
wie der Erbprinz , so haben sie nie dazu gehört . Die
gebohrnen Aristokraten , oder der Adel , sind vor ihrer
Wahl , zu einer Staatswürde -, Privatpersonen , und ge¬
hören zum Volke . Sie sind nicht Magistratspersonen ,
sondern nur ausschliessend wahlfähig . Dafs ihre Stirn-
me , wegen der zu befürchtenden Partheylichkeit für
die exekutive Gewalt , keinen schädlichen Einflufs auf
das Resultat des gemeinsamen Willens habe , dagegen
hat die Constitution Sorge z.u tragen, ' und wie es zu
verhüten sey , ist eine Frage der Politik .

Sobald nur die Wahl auf sie fällt , wenn sie die¬
selbe auch noch nicht angenommen haben , sind sie
schon ausgeschlossen vom Volke , denn sie unterhan¬
deln jezt mit demselben , und sind in dieser Unterhand¬
lung die eine Parthey , das Volk die andere . Erklären
sie sich bestimmt, , dafs sie das angetraone Amt nicht
annehmen , so treten sie dadurch wieder unter das Volk
zurück .

Nehmen sie dasselbe an , so sind sie dadurch auf
immer ausgeschlossen vom Volke .

Da sie sich , für öffentliche Sicherheit und Recht ,
mit ihrer eignen Person , und ihrer eignen Freiheit ,
verantwortlich macken , so müssen sie bei der Gesez -
gebung mehr , als eine Llos zustimmende , sie müssen
eine entscheidende negative Stimme (ein Veto ) haben ;

d . h.



(L h . es mufs ihnen im Uehertragungscontrakte frei ste¬

hen , zu sagen : nach solchen Gesetzen wollen wir nicht

regieren ; dann aber mufs es auch dem Volke frei stehen ,

zu sagen : willst du nicht nach Gesetzen regieren , die

unsrer Einsicht nach gut sind , so regiere ein anderer .

Sobald der Uebertragungscontrakt geschlossen ,

geschieht mit ihm zugleich die Unterwerfung , und es

ist , von nun an , keine Gemeine mehr da ; das Volk

ist gar kein Volk , kein Ganzes , sondern ein blosses

Aggregat von Unterthanen : und die Magistratsperso¬

nen gehören dann auch nicht zum Volke .

Wird , auf die beschriebne Weise durch Ankün¬

digung des Interdikts , die Gemeine versammlet , so

sind die Magistratspersohen , erwiesener Maafsen Par -

tliey , und gehören abermals nicht zum Volke . Gewin¬

nen sie den anhängigen grofsen Rechtshandel , so sind

sie wieder Magistrate , und gehören abermals nicht zum

Volke ; verlieren sie ihn , so ist die einzig mögliche

Strafe die Aussohliessung vom Staate , die Landesver¬

weisung , sie gehören sonach abermals nicht zum Vol¬

ke . Sie gehören demnach nie zu demselben , und wer -,

den durch den Uebertragungscontrakt auf immer davon

ausgeschlossen .)

X . ) An der absoluten Freiheit und persönlichen
Sicherheit der Ephoren hängt die Sicherheit des Gan¬

zen . Sie sind durch ihre Stelle bestimmt , der exeku¬

tiven , mit Uebermaclit versehenen , Gewalt , das Ge¬

gengewicht zu halten . Sie müssen daher zuförderst

gar nicht von ihr abhängig werden können , in Rück¬

sicht ihres Wohlseyns, - und sonach vorzüglich gut , und
ihr
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ihr gleich besoldet werden . Ferner sind sie , wie zu
erwarten , den Nachstellungen und Drohungen dieser
Gewalt ausgesezt , und haben keine Vertheidigung , aus¬
ser die Macht der Gemeine , die aber nicht beisammen
ist . Ihre Person mufs daher durch das Gesez gesichert
werden , d . i . sie müssen für unverlezlicb (sacrosancti )
erklärt werden . Die geringste Gcwaltthätigkeit gegensie , oder auch nur Androhung der Gewalt , ist Hoch-
verrath , d . i . unmittelbarer Angriff auf den Staat . Bios
er , v; on der executivcn Gewalt erregt , ist schon an
sich Ankündigung des Inderdikts ; denn die exekutive
Gewalt sondert dadurch unmittelbar , und klar ihren
Willen ab , von dem gemeinsamen Willen .

■ Ferner , die Macht des Volks mufs die Gewalt ,
welche die Executoren in den Händen haben , ohne al¬
lem Vergleich , übertreffen . Könnte die leztere der
erstem auch nur das Gegengewicht halten , so würde ,
falls die Exekutoren sich widersetzen wollten , wenig¬
stens ein Krieg entstehen zwischen ihnen und dein
Volke , der durch die Constitution unmöglich gemacht
werden mufs . Wäre die exekutive Gewalt übermäch¬
tig , oder könnte sie es auch nur im Kriege werden , so
könnte sie das Volk unterjochen , woraus eine unbeding¬
te Sklaverei entstehen würde .

Daher ist es Bedingung der Kechtmäfsigkeit jeder
bürgerlichen Verfassung , dafs , unter keinerlei Vor¬
wand , die exekutive Gewalt eine Macht in die Hände
bekomme , welche gegen die der Gemeine des gering *
sten Widerstandes fähig sey . Jeder Zweck mufs die¬
sem , dem höchst möglichen Zwecke , dem der Erhal¬
tung des Kechts überhaupt , aufgeopfert weiden .

F erner
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Ferner ist es eben darum eine Hauptmaxime für

eine vernunftmäfsige Constitution , und es sind dahii >
abzweckende Veranstaltungen zu treffen , dafs bei Ver¬

sammlung der Gemeine allenthalben — etwa in den

Provincialstädten des Landes — so grofse Haufen zu -

sammen kommen , die den möglichen Versuchen der

executiven Gewalt sich zu widersetzen , gehörigen
Widerstand leisten können , dafs demnach sogleich ,
wie die Gemeine sich als Gemeine erklärt , eine sehr

respektable Macht auf den Beinen sey .

XI .) Eine wichtige Frage hierbei ist noch folgen¬
de : wodurch ist denn der Volksbeschlufs zu bestim -

rpen ? Mufs Einstimmigkeit seyn, . oder ist die Stim¬

menmehrheit hinreichend , und mufs die Minorität der

Majorität sich unterwerfen ?

Im Staatsvertrage überhaupt mufs Einstimmigkeit

seyn , wie oben gezeigt worden . Jeder mufs für sei¬

ne Person erklären , dafs er mit dieser bestimmten

Volksmenge , in ein gemeines Wesen , zur Erhaltung
des Rechts zusammentreten wolle .

In der Berathschlagung über die Walil der Magi -
Ö o o

•stratspersOlten verhielt sich die Sache schon anders .
Die Minorität war freilich nicht verbunden , der Stim¬

me der Majorität beizutreten ; aber da sie der schwä¬

chere Theil wurde , konnte sie durch den stärkern ge -

nöthigt werden , diesen Plaz , auf welchem die Mehr¬

heit nun ihre entworfene Constitution realisiren will ,
zu verlassen , und sich -irgendwo anders ansässig zu

machen . Will sie dies nicht , — und sie wird es um

vieles nicht wollen — so wird sie der Stimme der Ma¬

jorität beipflichten müssen . — Der Grund war der :
weil
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weil sie offenbar zu scbwacli seyn wurde , um zu wi¬
derstehen . Es liegt demnach schon im Beweise , dafs i
auch hier eine sehr entscheidende Majorität vorhanden
seyn müsse , so dafs der Ausschlag der Gewalt nicht
zweifelhaft , und ein Krieg , der immer unrechtmäfsig
ist , gar nicht zu befürchten sey : dafs es daher nicht
etwa auf eine , oder ein paar Stimmen mehr oder we¬
niger ankommen könne . Bis der erstere Fall eintritt ,
werden sie suchen müssen , sich unter einander zu ver¬
gleichen .

In der Beratschlagung über die Bechtmäfsigkeit
oder Unrechtmäfsigkeit des Verfahrens der angeklag -
ten exekutiven Gewalt , kann , unsern auf ° estellten
Prämisseil nach , gar keine grofse Verschiedenheit der
Meinungen herrschen . Zuförderst mufs das Faktum
klar da liegen , und wird es , der Natur der Sache nach .
Dann ist die Frage blos die : ist dies gerecht , oder
nicht , soll dies zu ewigen Zeiten gesezlich für uns
seyn , oder nicht ? Sie ist kurz , und mit einem ent¬
scheidenden Ja -, oder Nein zu beantworten . Es kön¬
nen daher nur zwei Meinungen obwalten , Bejahung
oder Verneinung , und ein Drittes ist nicht möglich .

Nun ist , vorausgesezt , dafs die Bürger alle we¬
nigstens die gemeine gesunde Urteilskraft besitzen ,über diese Frage sehr leicht zu entscheiden , und sie
hat , wie schon oben gezeigt worden , so unmittelbare
Beziehung auf jedes Einzelnen Wohl oder Wehe , dafs
sie , der Natur der Sache nach , fast immer ganz ein¬
stimmig wird beantwortet werden , und dafs man im
Voraus annehmen kann , dafs derjenige , der sie anders
beantwortet , als die Menge , entweder des gemeinen
Urteils nicht mächtig , oder partheyiscli sey . Eß wird

den
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den verständigem obliegen , die von . der ersten Klasse ,

in der Güte zu berichtigen , und sie zur allgemeinen

Meinung zu bringen . Ist es nicht möglich , sie zu

überzeugen , so machen sie sich sehr verdächtig , un¬

ter die leztere Klasse zu gehören , und schädliche Bür¬

ger zu seyn .
' Können sie sich mit dem Ausspruche

der ’
Majorität gar nicht vereinigen , so »sind sie aller¬

dings nicht verbunden , ihre Sicherheit von einem Ge¬

setze abhängen zu lassen , das sie "nicht für Recht er¬

kennen : aber unter einem Volke , das nach diesem Ge¬

setze sich richten läfst , können sie auch glicht länger
leben ; sie müssen sich daher aus den Grenzen des Staats

wegbegeben , — doch unbeschadet ihres Eigenthums ,
inwieferne dasselbe absolutes Eigenthum ist , und sie

es mit sich nehmen können , wovon zu seiner Zeit .

Da dieses seine grofsen Unbequemlichkeiten haben

dürfte ; so ist zu erwarten , dafs keiner sie überneh¬

men werde , ausser bei sehr fester Ueberzeugung , dafs

der Ausspruch der Majorität die allgemeine Sicherheit

zu Grunde richte , dafs er daher lieber ihrer Entschei¬

dung beitreten werde , so dafs daher der Besclilufs ein¬

stimmig ausfalle . — Es wird daher in meiner Theo¬

rie stets , wie immer , nicht die Rechtsgültigkeit der

Stimme der Majorität , sondern . nur die der Einstim¬

migkeit angenommen ; aber es wird behauptet , dafs

diejenigen , die sich der sehr entschiednen Majorität ,
welche in unserm Falle ; durch die Constitution gar

füglich auf Sieben Achtel ; odpr wohl noch höher an -

gesezt werden könnte , nicht unterwerfen wollen , da

durch aufhören , Mitglieder des Staats zu seyn , wo¬

durch die Einstimmigkeit hervorgebracht wird . —

Der Hauptpunkt , den man ja nicht aus der Acht zu
las -
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Jassen , ist der , dafs , erwiessener Maafsen , ein grd -
fser Unterscliied zwischen den meisten Stimmen , und
Allen , gar nicht Statt finden könne .

XII .) Unter der heschriebnen Verfassung mufs
unfehlbar und nothwendig nur das Recht , und dieses
stets herrschen , wenn nicht etwa die Ephoren mit der
exekutiven Gewalt sich vereinigen , um das Volk zu.
unterdrücken . Dieses lezte , und höchste Hindernd * ,
einer gerechten Verfassung mufs gleichfals gehoben
werden .

Die Ephoren sollen von der exekutiven Gewalt
nicht abhängig seyn , es soll unmöglich seyn , dafs ih¬
nen diese etwas angenehmes erweise . Sie müssen
mit den Verwaltern derselben nicht in Umgang , Ver¬
wandschaft , freundfchaftlichem Verhältnisse , und der¬
gleichen stehen . Das Volk wird darüber wachen ,
und die Ephoren .würden dadurch vor ’s erste das Zu¬
trauen desselben verlieren .

Ferner es ist rathsam , ja beinahe nothwendig ,
dafs die executive Macht auf Lebenszeit verliehen
werde , weil der Verwalter derselben seinen Stand
verliert ; aber es ist eben so rathsam , dafs das Epho -
rat -nur auf eine bestimmte Zeit verliehen werde , da
es gar nicht nöthig ist , dafs der Ephor durch dasselbe
seinen Stand verliere , Der ahgehende Ephor mufs
dem neuantretenden Rechenschaft über das , was wäh¬
rend der Verwaltung seines Amts sich zugetragen , ab -
legen ; ist etwas ungerechtes vorgefallen , und dauert
in seinen Folgen noch fort , so ist der neue Ephor oh¬
ne weiteres vei 'bunden , durch Ankündigung des Inter¬
dikts die Gemeine zu berufen , und über den abgegan - ,

genen



genen Ephor sowohl als über die Executoren , spre¬

chen zu lassen . Es ist einleuchtend dafs der schuldig

befundne Ephor als llochverräthcr zu bestrafen ist . —

Aber das Ephorat mit Ehre verwaltet zu haben , be¬

rechtige auf Lebenszeit zu den ehrenvollsten Auszeich¬

nungen .

Das Volk mufs die Ephoren ernennen ; nicht die

exekutive Gewalt ; welches offenbar ungereimt wäre ,
■■noch die Ephoren sich selbst , weil die neuen die Rich¬

ter der abgehenden sind , und diese sich durch ihre

Wahl vor allem Gericht sicher stellen könnten . Die

Weise , die Ephoren zu wählen , mufs in der Consti¬

tution bestimmt seyn . Man darf um das Ephorat nicht

anhalten ; auf wen das Auge und das ZutfSuen des

Volk fällt , welches , gerade um dieser erhabnen Wahl

willen , auf seine biedern , und grofsen Männer , fort¬

gehend aufmerken wird , derselbe wird Ephor .

XIII ) Sollen , nachdem diese Anstalten getroffen

worden , die Ephoren noch immer mit der exekutiven

Gewalt , gegen die Freiheit des Volks sich verbinden ,

so wird dazu nichts geringeres erfordert , als dafs un¬

ter den ersten Männern des Landes , die man ; nach

und nach , zu Ephoren gswählt ; in einer ganzen Rei¬

he derselben , auch nicht einer sey,
‘ der nicht schon

beim Antritte seines Amts bestochen worden ; ferner ,

dafs jeder in der ganzen Reihe auf dieses sllgemeine

Verderben mit solcher Zuversicht rechnen könne , dafs

er davon seine ganze Sicherheit abhänliig mache .

So etwas ist unmöglich , oder , wenn es möglich ist ,

so dürfte leicht geurtheilt werden ; dafs ein so verdorb -

nes Volk , worunter die allgemein für die besten an -



erkannten so niedrig gesinnt sind , kein kesseres Schik -
sal verdiene , als das , welches ihm zu Theil wird 1
Da aber eine strenge Wissenschaft seihst auf das aller -
unwahrscheinlichste Rücksicht zu nehmen hat '

, so
bleibt in diesem Falle folgende Auskunft , <

Jede Privatperson , die , gegen den Willen der
exekutiven Gewalt , in welchem , solange die Gemei¬
ne nicht beisammen ist , der gemeinsame Wille nie -
dergelegt ist , die Gemeine zusammenruft , und das
wird immer der Fall seyn , weil die exekutive Gewalt ,
deri Natur der Sache nach , sie nie zusammenrufen
will — ist , indem sein Wille gegen den präsumtiven
gemeinsaipen Willen sich auflehnt , und eine Macht
gegen i^ n- ’ sucht , ein Rebell , wie oben erwiesen
worden .

Aber -— welches wohl zu merken ist — da9
Volk *) ist nie Rebell , und der Ausdruck Rebellion,
von ihm gebraucht , ist die höchste Ungereimtheit , die
je gesagt worden ; denn das Volk ist in der That , und
nach dem Rechte , die höchste Gewalt , über welche
keine geht , die die Quelle aller andern Gewalt , und
die Gott allein verantwortlich ist . Durch seine Ver -
sannnlüng verliert die exekutive Gewalt die ihrige , in
der That , und nach dem Rechte . Nur gegen einen
hohem findet Rebellion Statt . Aber was auf der Erde
ist höher , denn das Volk ! Es könnte nur gegen sich
selbst rebelliren , welches ungereimt ist . Mur Gott
ist über das Volk ; soll daher gesagt werden können :

ein

*) Man verstehe wohl , dafs ich vom ganzen Volkerede -



ein Volk habe gegen seinen Fürsten rebellirt , so mufs

angenommen werden , dafs der Fürst ein Gott sey ,
welches schwer zu erweisen seyn dürfte .

Entweder also , das Volk steht in einem solchen

Falle selbst einmüthig auf , etwa auf besondere Ver¬

anlassung , wo die Gewalttätigkeit zu schrecklich in

die Augen leuchtet , und richtet Ephoren und Gewalt¬

haber . — Sein Aufstand ist , der Natur der Sache

nach , nicht nur der Form , sondern auch der Materie

nach stets , gerecht , denn solange , die Unsicherheit und

schlechte Verwaltung nicht alle drückt , und ' nicht all¬

gemein schädlich wird , sorgt jeder Einzelne nur für

sich , und sucht sich durchzudrängen , so gut er es ver¬

mag . Es ist nie ein Volk aufgestanden , wie Ein

Mann , und es wird nie eines aufstehen , wenn die

Ungerechtigkeit nicht auf das höchste gestiegen ist .

Oder , der zweite Fall : eine , oder mehrere Pri¬

vatpersonen , fordern die Unterthanen auf , sich zum

Volke zu constituiren : so sind diese freylich , der Prä¬

sumtion nach , Rebellen , und werden nach präsumti¬
ven Rechte , solange die Gemeine sich noch nicht con -

stituirt hat , dem präsumtiven gemeinsamen Willen

nach , von der exekutiven Gewalt , als solche gestraft ,
wenn dieselbe ihrer habhaft werden kann . Aber eine

ungerechte Gewalt ist stets schwach , weil sie incon¬

sequent ist , und die allgemeine Meinung , oft sogar
die Meinung derer , deren sie sich als Werkzeuge be¬

dient , gegen sich hat ; und sie ist schwächer , und

ohnmächtiger , je ungerechter sie ist . Je verächtlicher

daher die exekutive Gewalt ist , desto mehr Wahr¬
scheinlichkeit ist da , dafs jene Aufforderer des Volks

vors erste ihrer Ahndung entgehen werden .
Ent -
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Entweder nun die Gemeine stellt ihrem Aufrufe zu
Folge auf , oder nicht . Erfolgt das erstere , so verschwin¬
det die exekutive Gewalt in Nichts , die Gemeine wird

Richter zwischen ihr , und den Aufforderern , wie sie es
sonst zwischen ihr und den Ephoren ist . Findet die Ge-
jmeine ihre Aufforderung gegründet , so wird , durch den
nachher erklärten Willen der Gemeine , ihr Wille be¬
stätigt , als der wahre , gemeinsame Wille, - es zeigt
sich , dafs er das Materiale des Rechts enthalte , und
die ihm noch abgehende Form des Rechts erhält er
durch die Beistimmung der Gemeine . Sie sind durch
ihr Herz , und ihre Tngend Erhalter der Nation , und ,ohne Ruf natürliche Ephoren . Findet im Gegentheil
die Gemeine die Aufforderung , und Anklage dersel¬
ben , ungegründet , so sind sie Rehellen , und werden
von der Gemeine selbst , als solche , verurtheilt .

Steht das Volk nicht auf , so beweis ’ t dies , dafs
entireder die Bedrückung und öffentliche Unsicherheit }
noch nicllt merklich genug geworden , oder dafs wirk¬
lich keine sey ; oder : dafs das Volk zum Wollen der
Freiheit , und zur Einficht in seine Rechte noch nicht
erwacht sey , dafs es dem grofsen Rechtshandel , des¬
sen Entscheidung ihm angetragen wird , noch nicht
gewachsen sey , dafs es also nicht hätte aufgerufen
werden sollen . Die Aufforderer des Volks werden }
nach völlig gültigem äussern Rechte , als Rebellen be ?-
straft , ob sie wohl nach innerm Rechte , vor ihrem Ge¬
wissen , Märtyrer des Rechts seyn mögen . Sie wer¬
den ihrer Absicht nach vielleicht unschuldig , aber ih-
rer That nach , völlig schuldig bestraft ; sie hätten ih¬
re Nation besser kennen sollen . Wbnn eine solche
Nation zusammen gekommen wäre , so würde dadurch

die
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die Vernichtung und Aufhebung alles Rechts entstan¬
den seyn .

Die aufgestellten Anordnungen , über die Wahl
der Verwalter der exekutiven Macht ., die der Ephoren ,

1 und ihrer Pflichten , sind Gesetze über die Verwaltung
des Gesetzes ; und alle Gesetze dieser Art zusammen -
gefafst , heissen die Constitution . Wir haben sonach
in einem dritten Abschnitte des Staatsrechts zu reden

j
von der Constitution .

\ XIV .) Die Constitution ( es versteht sich , eine
S recht • und vernunftmäfsige ) ist unahändarlich , und

für ewige Zeiten gültig , und wird , im Bürgervertra¬
ge, als eine solche , nothwendig gesezt .

Denn jeder Einzelne mufs zu derselben seine Bei »
Stimmung geben ; und sie ist sonach durch den ursprüng¬
lichen gemeinsamen Willen garantirt . Nur unter der

I Garantie dieser bestimmten Constitution für seine Si¬
cherheit , hat jeder Einzelne sich in den Staat begeben .

, Er kann nicht genöthigt werden , einer andern seine
_i Beisliminung zu geben . Da er aber , fa.ls eine solche
1 andere dennoch duicbgesezt werden sollte , nicht un -
' ter einer Verfassung , die nach einer von ihm nicht ge¬

billigten Constitution , regiert würde , leben könnte ,
sondern den Staat , vei 'lassen müfste , welches gegen den
ursprünglichen Vertrag lauft , so draf überhaupt , wenn
auch nur ein Einziger dagegen wäre , die Constitution

j
nicht verändert werden . Es bedraf sonach , für eine

j solche Veränderung der Constitution , der absoluten Ein -
! stimuügkeit .

P Der



Der Unterschied dieser zur Veränderung der C ri .
atltution erforderlichen absoluten Einstimmigkeit - von
der oben deducirten relativen , ist der , .dafa die lede¬
re , im Nothfalle durch Ausschllesung mehrerer Ein - !-
zelnen aus dem Staate hervorgebracht werden darf ; j

Beitritt zur Majorität , bestimmt ; bei der absoluten ist
das Recht , Staatsbürger zu bleiben , absolut . •

Wir haben gesagt , eine Constitution , die über . ■
Baupt rechtmäfsig ist , d . h . die eine constituirte , aber
verantwortliche exekutive Macht , und ein Ephorat hat, ^sey unabänderlich . — Innerhalb dieses Umkreises ncm» i
lieh sind noch Modifikationen ins unendliche möglich *, ;und diese nähern Bestimmungen sind unabänderlich .

Ist die Constitution unreelltmäfsig , so darf sie
verändert werden , zu einer rechtmäfsiuen : und es ist :
nicht zu verätatten , dafs irgend einer sage : ich will
die bisherige Constitution nicht aufgehen . Denn nur jdurch die bisher Statt gefundene Unwissenheit . , und j
Unempfänglichkeit einer rechtmäfsigen , ist die Erd ul» i
dung der rechtswidrigen zu entschuldigen : aber sobald !
der Begriff des rechtsgemässen da ist ; nnd die Nation i
fähig ist , ihn zu realisiren , ist jeder verbunden ihn
anzunehmen , denn das Recht soll herrschen . j

Etwas anderes ist die Verbesserung , und Abändfi* i

be trieben , und das Gesez war darauf berechnet . C ;*

die erstere aber nicht , jöei der relativen Einstimmig .

rung der üivilgesezgebiyng . Diese findet sich von selbst .Der Staat bestand anfangs aus dieser bestimmten Men¬
schen Menge , die diese und jene bestimmten Gewer » !

Volks.



Volksmenge vermehrt sich , es entstehen neue Nah¬

rungszweige , — es versteht sich , dafs keiner entste¬
hen darf , ohne Bewilligung des Staats , — das Gesea
mufs sich jezt nothwendig ändern , um diesem ganz
veränderten Volke noch aupassend zu seyn , und die

exekutive Gewalt ist dafür verantwortlich , dafs es ihn »

immer anpasse .

XV . ) Der ganze beschriebene Mechanismus ist er¬

forderlich , zur Realisation eines rechtsgeinässen Ver¬

hältnisses unter den Menschen ; aber e3 ist gar nicht

nothwendig , dafs alle diese Triebfedern beständig in

äusserer , und sichtbarer Wirkung sind . Vielmehr , je
besser der Staat eingerichtet ist , desto weniger wird

man ilm bemerken , weil durch seine ruhende Kraft ,

durch sein inneres Gewicht , alle Möglichkeit seiner

äussern Wirksamkeit ; schon in der Entstehung aufge¬
hoben wird . Er selbst verhindert sich am Handeln, .

Das nächste , worauf der Staat geht , ist dies , die

Streitigkeiten der Bürger über Eigenthum zu entschei¬

den . le einfacher , kliirer , und allumfassender das

Gesez , je sicherer die unfehlbare Ausübung desselben

ist , desto wenigei wird cs dergleichen Streitigkeiten

geben , weil ein jeder ziemlich bestimmt wissen kann ,

was ihm gehöre , und nicht , und nicht leicht den , wie

er vorher sieht , vergeblichen Versuch machen wird ,

sich das Eigenthum des andern zuzneignen . Werden

die wenigen , die durch Trrthum noch veranlafst wer¬

den können , richtig , und für beide Theile einleuch¬

tend , entschieden , so giebt es keine \ er mechan . Denn

woher anders entstehen , all © VcitKiMtUon̂ als aus Hab¬
sucht ,
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sucht , und durch sie gereizter Leidenschaft , oderauch
aus Mangel , und Armuth , die nicht Statt linden wür¬
den , wenn das Gesez über das Eigenthum eines jeden
gehörig wachte ? und wie können sie entstehen , nach¬
dem die Quellen derselben abgeleitet sind ? Ein gutes
Civilgesez , und die strenge Verwaltung desselben ,hebt die Ausübung der Criminalgesezgebung ganz auf . —
Ueberdies , wer wagt ein Verbrechen , wenn er sicher
weifs , dal 's es entdeckt , und bestraft wird ? Nur ein hal¬
bes Iahrhundert so verlebt , so werden die Begriffe der
Verbr d en aus dem Bewufsisryn des glücklichen Volks,das nach solchen Gesetzen regiert wild , verschwinden .

Hat die exekutive Gewalt so wenig Geschäfte , so
ist ihr , um eben soviel die Möglichkeit ungerecht zu
seyn , abgeschniLten . Die selten vorkommende Aus¬
übung ihrer Gewalt ist ein , Ehrfurcht erregender , Akt
für sie , und das Volk ; aller Augen sind auf sie gerich¬tet , und die nöthige Ehrfurcht für die Nation wird
ihr Achtung für sich selbst geben , wenn zu befürchten
Wäre, dafs sie ausserdem keine haben würde 1.

Die Gewalt der Ephoren wird gleichfals keine An¬
wendung finden , weil die exekutive Macht immer ge¬recht ist , und es wird 311 kein Interdikt , also auch an
kein Volksgericht zu denken seyn .

Wenn es also möglich wäre , dafs irgend jemand
durch die aufgestellten Begriffe sich schrecken liesse ,
»nd dafs er sich bei einer Zusammenkunft des Volks
aujn Gericht , wer weifs , welche Greuel dächte , so bat
derselbe zwei Gründe , sich zu beruhigen . Zuförderst :
*ur der gesezlase Hanfe begeht Ausschweifung ««, nicht

der
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Hei' nach , und unter einem Gesetze sich versanunlende ,
und in gewisser Form beratbschlagonde . Die Formel
ist — im Vorbeigehen sey es gesagt — eine der höch¬
sten Wohlthaten für den Menschen . Indern sic ihnnö -

thigt , auf irgend etwas Bedacht zu nehmen , nöthigt
sie ihn überhaupt , mit Bedacht zu We . rke zu gehen .
Man meint es nicht gut mit der Menschheit , wenn man
sie aller Formulare übevheben will .

Dann , alle diese Anstalten sind nicht getroffen ,
um einzutreten , sondern nur , um die Fälle , in denen
sie eintreten müfsten , unmöglich zu machen . Eben ,
wo sie getroffen sind , sind sie überflüssig , und nur
da, wo sie nicht sind , wären sie nethig .
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In der Entfernung des Verf . vom Druckorte find
mehrere Fehler stehen gehliehen , wovon man fol-
gendezu verbessern bittet .

b . 7.
S. 21 -
S C2 *

S . 39 -
S . 41 .
S . 49.
S . 5 v
S. 57.

64 .
öp .

7 '5>
Bf
98 -
102 .

z . 2 . von uni eil , 3. immer , ft. nimmer .Z . 12 . dafs , ft . das .z . 8* v . u . 1 . ein , ft - im .
z - 5 ' v . u . 1. heben , ft. haben .z . iS - 1. fasse , ft . fasSt .i.
z . * 3- 1. Redlich! , lt. nedacht .
z . 3 - 3. ihn , ft . ihm.
z

’
1 .3- 1. unser , ft ! un .rev .

z . 5 - v . u . 1. ein l .imtzttlun , ft. eine Li¬
nie ziehen .

z . 13. v . u . 3. sie , ft . es.
z . v . u . mufste , ft . müfste .z. 6 , 3. des , ft. das.
z . 6 . v . u . 3. wird , ft. würde .
z . 4- 1. das , ft. dafs .
z . -7,* 3. dafs , ft . des erstem das in dieser

Zeile .
S . 10g . Z . 11 . v'. n . nach /«um ein ; und ft. Dar¬

um , ! . dnrum .
Sv iiQ - Z . x2 . 1. Reobisurtlieil , ft . Recht ,
S . 124 . Z . 4 - v . u . 1. Einen , ft . Einem ,
S. 129. z . 6. nach Untersuchung ein Komma , und

dann setze man hinzu , der Unter-
sin.huii . -r.

S. 130 . 1. Zeile . 1. Rc.chtsgesetze , ft . Rechsgesez .
S . T33 . Z . 12 . v . u . nach Jrti , seize man ein , it , ;
S . 144. z . 14. v u . setze man uacii die hinzu , der.
-S . i4 '

f . Z . 9- v . u . 3. jeden
’ ft. jedem .

S 156 . z . 3- 3. keines , ft . keins .
S . iüo . Z . 3 - v u . 1 . denn , it . dann .
S . i6r . Z - 1. herrenlosen , ft . herrenlose .
S . 176 . Z . IO . 1 . diesen , ft. diesem .
S . ij6 . Z. 16. 1. hatte , ft . hatte .
S. z . 5 - 1. den , ft, dem .
b . lg ;>. Z . 15 - v . u . nach unthütig setze man hinzu

ist .
S. 193 . Z . ft- vor es ein (
S. aob. Z. 3- nach sie setze man hinzu es.
S. 310 . S. 13- v . u . nuiis sieh Wegfällen .
$ . SLi.fi . Ö- i - nach lassen .
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